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Deutsche Bischofskonferenz

Verschiebung der Peterspfennigkollekte
Die Peterspfennigkollekte 2020 soll nicht am Fest Peter 
und Paul oder dem Sonntag danach, sondern am 4. Okto-
ber 2020 stattfinden.

Bischöfliches Ordinariat

BO-Nr. 2515 – 05.05.20

18. Mitteilung zur aktuellen Lage
– Liturgische Vorgaben – 

 Bischöfliche Anordnung für die Feier der 
Eucharistie, von Wort-Gottes-Feiern und 

anderen Gottesdiensten nach der Lockerung 
der aktuellen Beschränkungen

Rottenburg, den 30. April 2020

Sehr geehrte Herren Pfarrer und Diakone, liebe Mitbrü-
der,
liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im pastoralen 
Dienst,
liebe Gewählte Vorsitzende unserer Kirchengemeinde-
räte und Pastoralräte,
ab Samstag, den 9. Mai 2020 werden wir wieder öffentli-
che Gottesdienste feiern können. 
Bitte bedenken Sie bei allem die Bedeutung und Würde 
der Liturgie für unsere Kirche. Im 10. Kapitel der Litur-
giekonstitution des Zweiten Vatikanischen Konzils (Sa-
crosanctum Concilium) steht der zentrale Satz: „Die Li-
turgie (bes. die Eucharistie) ist der Gipfelpunkt, zu dem 
das Tun der Kirche strebt, und zugleich die Quelle, aus 
der all ihre Kraft strömt.“ (SC 10) Aus der Liturgie schöpft 
die Kirche alle Kraft und in der Liturgie verdichtet sich 
zugleich ihre lebendige Gestalt. Die Liturgie erscheint 
somit als die verdichtete Gestalt, gewissermaßen die er-
innernde und fortlaufende Dar-Stellung der in Jesus 
Christus kulminierenden Heilsgeschichte mit sakramen-
talen Mitteln. Sie wird so zur Begegnung von Gott und 
Mensch, deren Vollzug sie zugleich ermöglicht und fei-
ert.
Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, bitte denken Sie 
bei allen Regelungen daran, dass wir die Gläubigen vom 
Gottesdienstbesuch nicht abschrecken wollen, sondern 
ihnen unter den gegebenen Bedingungen als einladende 
Kirche begegnen.
Die entsprechenden Behörden sollten Sie über die Kir-
chen, in denen Gottesdienste gehalten werden, informie-
ren.
Es muss auf geeignete Weise dafür gesorgt werden, dass 
die Gottesdienstorte und die Gottesdienstzeiten sowie die 
entsprechenden Bedingungen der Teilnahme so vielen 
Gläubigen als möglich bekannt gemacht werden. Auf alle 
Fälle ist eine örtliche Bekanntmachung nötig. Wer ent-
sprechende Kontakte zu regionalen Medien hat, sollte 

auch diese als Informationsträger nutzen (z. B. Anzeigen 
schalten oder eigene Info-Artikel anbieten).
Mit dem Begriff „Gottesdienstorte“ sind Kirchen und 
Kapellen gemeint, in denen die entsprechenden Gottes-
dienste gefeiert werden können. In anderen Räumen ist es 
nicht möglich, Gottesdienst zu feiern.
Die im Folgenden genannten Regelungen sind bei der 
Vorbereitung und Feier von Gottesdiensten unbedingt zu 
beachten. Bei allen Regelungen sind außerdem gel-
tende ortspolizeiliche Vorgaben zu berücksichtigen. 

A.
Allgemeine Regeln zur Feier von Eucharistiefeiern 

und anderen Gottesdiensten
1. Ab dem 9. Mai 2020 können in Kirchen und Kapellen 

wieder öffentliche Eucharistiefeiern und andere Got-
tesdienste an Sonn- und Werktagen gefeiert werden. 

2. Es wird nur eine begrenzte Zahl von Mitfeiernden 
bei allen Gottesdiensten geben können. Diese Zahl 
orientiert sich an der Größe des Kirchenraumes. Zwi-
schen den Mitfeiernden muss mindestens 2 Meter 
Abstand nach allen Seiten (links, rechts, vorne, hin-
ten) gewährleistet sein. Dies kann zum Beispiel da-
durch geschehen, dass nur jede zweite Bankreihe 
(Reihe 1-3-5 usw.) oder dritte Bankreihe (Reihe 1-4-7 
usw.) belegt wird. Familienmitglieder, die in häusli-
cher Gemeinschaft leben, werden nicht getrennt. Die 
einzelnen Sitzplätze müssen gekennzeichnet werden. 
Alle Mitfeiernden müssen einen Sitzplatz haben. 
Stehplätze sind nicht möglich. Eine zusätzliche Be-
stuhlung darf nicht vorgenommen werden. Bei be-
weglicher Bestuhlung darf die sonst üblicherweise 
bestuhlte Fläche nicht durch Auseinanderrücken der 
Stühle vergrößert werden. 

3. Bei der Auswahl der Kirchen und der Anzahl der 
Gottesdienste achten Sie bitte darauf, möglichst vie-
len Gläubigen, die dies wünschen und verantworten 
können, einen Gottesdienstbesuch zu ermöglichen.

4. Die Kirchengemeinden und Seelsorgeeinheiten kön-
nen je nach örtlicher Situation entscheiden, welche 
und wie viele öffentliche Gottesdienste (Eucharis-
tiefeiern und Wortgottesfeiern) an welchen Orten ge-
feiert werden können. Gegebenenfalls wird sich ein 
schrittweiser Einstieg empfehlen.

5. An den Werktagen soll die Vielfalt der unter-
schiedlichen Gottesdienstformen (z. B. Rosen-
kranz, Andachten, Eucharistische Anbetung) geför-
dert werden. In diesen Gottesdiensten besteht die 
unter hygienischen Aspekten sensible Frage des 
Kommunionempfangs nicht.

6. Beim Betreten und beim Verlassen der Kirche ist 
ein Abstand von 2 Metern einzuhalten. Wenn mög-
lich, sollen die Laufwege als Einbahnwege markiert 
werden, um ein Zusammentreffen zu verhindern. Wo 
es möglich ist, sollen sich Eingang und Ausgang un-
terscheiden. Menschenansammlungen an den Ein- 
und Ausgängen sind zu vermeiden. Entsprechende 
Hinweisplakate (möglichst mit Piktogrammen) an 
den Eingängen können hilfreich sein.

7. In den Kirchen sind Maßnahmen zum Infektions-
schutz notwendig. An den Eingängen muss es eine 
geeignete Möglichkeit zur Handdesinfektion ge-
ben. Die hygienischen Erfordernisse sind zu beach-



Kirchliches Amtsblatt Rottenburg-Stuttgart 2020, Nr. 7, 15.06.2020 179

ten. Diese Desinfektionsmöglichkeit wird über einige 
Monate hinweg benötigt werden. 

8. Alle Flächen und Gegenstände, die von mehreren 
Personen berührt werden, müssen vor und nach je-
dem Gottesdienst desinfiziert werden. Die Verwen-
dung von Gegenständen, die von mehreren Personen 
genutzt werden, ist soweit wie möglich zu vermeiden.

9. Gemeindegesang (d. h. gemeinsamer Gesang aller 
Mitfeiernden) ist nicht möglich, da gemeinsames 
Singen einer größeren Gruppe von Personen ein be-
sonderes Infektionsrisiko birgt.

Deshalb sollen möglichst in allen Gottesdiensten (auch 
werktags) Kantor/innen zum Einsatz kommen, die Lie-
der stellvertretend für die Gemeinde singen. Für diese 
Aufgabe können auch Chorleiter/innen beauftragt wer-
den, die derzeit kein Chorgeschehen begleiten können. 
Selbstverständlich können auch Frauen und Männer als 
Kantor/innen mitwirken, die dazu geeignet sind. An 
Sonntagen und Festen kann eine kleine Chor-Schola mit 
höchstens vier Personen gebildet werden. Auch diese 
Schola muss den Mindestabstand einhalten. Das Amt für 
Kirchenmusik wird über die Dekanatskirchenmusiker/ 
-innen Vorschläge zur musikalischen Gestaltung der 
Eucharistiefeiern unter diesen Bedingungen zur Verfü-
gung stellen.
Wir empfehlen, die kircheneigenen Gotteslob-Bücher aus 
dem Kirchenraum zu entfernen, da sie sonst regelmäßig 
desinfiziert werden müssten. Gemeinsames Beten (z. B. 
das Vaterunser) ist möglich.
10. Das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung für alle 

Gottesdienstbesucher wird empfohlen.
11. Es können nur Gottesdienste gefeiert werden, wenn 

sich mindestens zwei Ordner/innen bereit erklären, 
den Einlass und die Einhaltung der Regeln in den 
Kirchen zu kontrollieren. Diese Ordner/innen kön-
nen jetzt schon angesprochen und gewonnen werden. 
Sie sollen keiner Risikogruppe (nach den Vorgaben 
des Robert-Koch-Instituts, siehe Anlage) angehören 
und müssen vorab in ihre Aufgaben1 eingewiesen 
werden. Die Ordner/innen müssen eine Mund-Na-
sen-Bedeckung tragen.

12. Für jeden Gottesdienstort muss eine Person benannt 
werden, die für die Umsetzung und Einhaltung 
der Vorgaben verantwortlich ist.

13. Für jeden Gottesdienstort ist ein schriftliches Infek-
tionsschutzkonzept notwendig. Die Vorlage dazu 
wird Ihnen Anfang nächster Woche nachgereicht. Sie 
muss vor Ort ergänzt werden und ist den örtlichen 
Behörden auf Verlangen vorzuzeigen.

14. Es ist eine vorherige Anmeldung zu den Gottes-
diensten notwendig. Bei der Organisation des ent-
sprechenden Verfahrens ist darauf zu achten, dass 
niemand benachteiligt wird (z. B. Personen, die sich 
nicht auf elektronischem Weg anmelden können). Die 
Personen, die die Anmeldungen entgegennehmen, 
sollen über Alternativen informieren können (andere 
Gottesdienste in der Seelsorgeeinheit oder Fernseh-/
Internetübertragungen), wenn keine freien Plätze 
mehr vorhanden sind. Das pastorale Personal sollte in 
dieses Anmeldegeschehen eingebunden sein.

1 Alle Anlagen sind im Mitarbeiterportal veröffentlicht.

15. Personen mit Krankheitssymptomen können nicht 
an den Gottesdiensten teilnehmen. Bei der örtlichen 
Bekanntmachung der neuen Regeln muss ausdrück-
lich auf diese Beschränkung hingewiesen werden. 
Diesen Personen sollte die Möglichkeit zu einem te-
lefonischen Kontakt mit pastoralen Mitarbeiter/innen 
angeboten werden.

16. Ist absehbar, dass die zur Verfügung stehenden Plätze 
nicht ausreichen, soll geprüft werden, ob nicht zu-
sätzliche Eucharistiefeiern oder Wort-Gottes-Fei-
ern gefeiert werden können.

17. Es besteht die Möglichkeit, Gottesdienste im Freien 
(auch Prozessionen) zu feiern. Die maximale Teil-
nehmerzahl beträgt 100 Personen. Auch hier gilt 
die Abstandsregel von 2 Metern. Auf den Sitzgele-
genheiten sind entsprechende Markierungen anzu-
bringen. Gottesdienste im Freien (z. B. auch Fron-
leichnam) erfordern eine sorgfältige und ggf. auch 
zurückhaltende Planung, da die Zugänge zu den Got-
tesdiensten und Prozessionen nur schwer kontrollier-
bar sind. Zusammenkünfte und Feste nach den 
Gottesdiensten im Freien sind nicht möglich. Auch 
für jeden Gottesdienst im Freien muss ein schriftli-
ches Infektionsschutzkonzept erstellt werden.

18. Die Weihwasserbecken bleiben weiterhin leer.
19. Die Sonntagspflicht bleibt trotz dieser neuen Mög-

lichkeiten bis auf Weiteres ausgesetzt. Dies ist auch 
ein deutliches Signal für ältere Personen oder Perso-
nen, die zu Risikogruppen gehören. Sie sollen einer-
seits nicht von der Möglichkeit zum Gottesdienstbe-
such ausgeschlossen werden, andererseits aber keine 
falsche innere Verpflichtung verspüren, trotz des 
Bewusstseins der eigenen Gefährdung in den Gottes-
dienst kommen zu müssen. Gottesdienstvorlagen für 
den häuslichen Gebrauch werden auch weiterhin für 
die Sonntage zur Verfügung gestellt.

B.
Regelungen zur Eucharistiefeier

1. Für den pastoralen Dienst der pensionierten Pries-
ter und Diakone in Gottesdiensten und Kasualien 
sind wir sehr dankbar. Dieser Dienst wird vielerorts 
sehr geschätzt und gebraucht. Gleichzeitig gehören 
die Pensionäre zu den sogenannten „Risikogruppen”, 
die in dieser Zeit der Corona-Pandemie vor einer An-
steckung besonders geschützt werden sollen. Wir 
bitten deshalb die Pensionäre, auf ihre Gesund-
heit und auf ihren eigenen Schutz besonders zu 
achten. Dadurch dienen sie auch dem Schutz der an-
deren. Wer mit Blick auf die eigene gesundheitliche 
Situation deshalb den Kontakt mit anderen Menschen 
im Rahmen seines Dienstes derzeit einschränken 
oder vermeiden möchte, der soll das tun. Wir raten 
auch dazu. Wer jedoch seinen Dienst als Pensionär 
(evtl. eingeschränkt) weiterführen möchte, kann dies 
in eigener Verantwortung tun. Er muss sich dann 
mit dem Leitenden Pfarrer abstimmen, den Dekan 
darüber informieren und die angeordneten staatli-
chen wie kirchlichen Schutzmaßnahmen unbedingt 
einhalten. 

2. Konzelebration sollte in der Regel nicht stattfinden. 
Diakone können unter Einhaltung der Abstandsre-
geln mitwirken. Konzelebranten und Diakone neh-
men keine Kelchkommunion.
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3. Es wirken neben Lektor/innen, Kantor/innen und Or-
ganist/innen nur so viele Ministrant/innen mit, dass 
der Mindestabstand von 2 Metern in allen Situatio-
nen (auch z. B. in der Ministrantensakristei) vor und 
während des Gottesdienstes gewährleistet ist. In der 
Regel werden dies nicht mehr als zwei Ministrant/
innen sein können.

4. Die Körbe für die Kollekte werden nicht durch die 
Reihe gereicht, sondern am Ausgang aufgestellt.

5. Die Mesner reinigen alle liturgischen Geräte be-
sonders sorgfältig. Dabei dürfen keine Desinfek-
tions- oder Reinigungsmittel verwendet werden, die 
die liturgischen Geräte beschädigen könnten. Die 
Befüllung der Hostienschalen geschieht, ohne dass 
die Hostien mit der Hand berührt werden (ggf. mit 
Einmalhandschuhen).

6. In der Sakristei steht genügend Mittel zur Hand-
desinfektion zur Verfügung.

7. Die Hostienschale(n) bleiben ständig (auch während 
des gesamten Hochgebets) mit einer Palla bedeckt. 
Die Hostie, die der Priester zum Agnus Dei bricht, 
wird auf einer gesonderten Patene gehalten und allein 
von ihm konsumiert.

8. Auf den Friedensgruß durch Reichung der Hände 
wird weiterhin verzichtet.

C.
Regelungen zur Austeilung und zum Empfang der 

heiligen Kommunion in Eucharistiefeiern und 
Wort-Gottes-Feiern

1. Die Kommunionausteilung erfordert besondere 
Sensibiliät im Blick auf hygienische Aspekte. Es soll 
in geeigneter Weise auf die Möglichkeit zur geistli-
chen Kommunion verwiesen werden, d. h., die Mit-
feier der Eucharistiefeier muss nicht in jedem Fall mit 
dem Empfang der heiligen Kommunion verbunden 
sein. 

2. Ausdrücklich hinweisen möchten wir in der aktuel-
len Situation auf die Möglichkeit der Krankenkom-
munion durch Angehörige (vgl. Kirchliches Amts-
blatt 2019, Nr. 11, S. 447, siehe Anlage).

3. Es sollen mehrere Kommunionspender (auch Kom-
munionhelfer/innen) die Kommunion austeilen. Dies 
gilt auch dann, wenn es nur eine kleine Zahl von 
Kommunionempfängern gibt.

4. Der Priester und ggf. der Diakon sowie die Kom-
munionhelfer/innen desinfizieren vor der Gaben-
bereitung und vor der Kommunionausteilung mit 
Handdesinfektionsmittel die Hände. 

5. Infektionsketten müssen möglichst verhindert wer-
den. Daher ist es notwendig, dass Priester, Diakone 
und Wort-Gottes-Feier-Leiter/innen nur mit einer be-
grenzten Zahl von Personen Kontakt haben. Deshalb 
ist es sinnvoll und erlaubt, dass die Kommunion al-
lein durch Kommunionhelfer/innen gespendet 
wird, wenn Gottesdienstvorsteher mehreren Gottes-
diensten am gleichen Wochenende vorstehen oder 
einer Risikogruppe angehören. 

6. Die Kommunionspendung erfolgt unter Einhaltung 
des erforderlichen Abstands von 2 Metern zwi-
schen den einzelnen Kommunionempfängern 
beim Gang zur Kommunionspendung. Die Kommu-

niongang muss so gestaltet sein, dass die Abstandsre-
gel auch dann gewährleistet ist, wenn nicht alle Mit-
feiernden die Kommunion empfangen möchten 
(keine kreuzenden Wege in den Bankreihen).

7. Mund- und Kelchkommunion finden nicht statt.
8. Die Kommunionspender tragen während der Kom-

munionausteilung einen Mund-Nase-Schutz.
9. Es wird empfohlen, den Spendedialog („Der Leib 

Christi“ – „Amen“) zu verwenden.
10. Auf dem Boden können die Stellen der Kommuni-

onspendung mit Klebeband markiert werden. Der 
Spender hält den gebotenen Abstand ein. 

11. Die Kommunion darf nicht mit den Händen des 
Spenders in Berührung kommen. Es kann eine ge-
eignete Zange verwendet werden, wie sie z. B. zum 
Einlegen der Kommunion verwendet wird. Oft sind 
auch handelsübliche Zuckerzangen für diesen Zweck 
geeignet. Diese Zangen dürfen die Hände des Emp-
fängers nicht berühren.

12. Eine weitere Möglichkeit der Kommunionspendung 
ist die Nutzung von Hostienschalen mit variablem 
Plexiglasdeckel, wie sie bei Großgottesdiensten im 
Freien benutzt werden. Aus diesen Schalen kann die 
Hostie mit einer Zange genommen werden. Wir ha-
ben 400 solche Schalen und Zangen bestellt und kön-
nen 250 Stück ab 20. Mai und den Rest ab Ende Mai 
verfügbar machen. Die Kosten werden aus einem 
Fonds des Bischofs finanziert. 

13. Eine weitere Möglichkeit der Kommunionspendung 
ist, dass der/die Kommunionspender/in die heilige 
Kommunion mit einer Zange auf eine Serviette legt, 
die auf einem Tisch liegt. Der Empfänger nimmt die 
Hostie von der Serviette. Ein Helfer/eine Helferin er-
setzt die Serviette nach jedem Empfang durch eine 
neue Serviette. Bei dieser Möglichkeit wird die Be-
rührung von Kontaktflächen vermieden, und es be-
steht keine Gefahr, dass die Hostie auf den Boden 
fällt. 

14. Kinder, die zur Kommunion hinzutreten, aber nicht 
kommunizieren, werden ohne Berührung gesegnet.

15. Bei jeder Eucharistiefeier/Wort-Gottes-Feier ist es 
notwendig, unmittelbar vor der Kommunionspen-
dung entsprechende Hinweise zu geben.

D.
Regelungen für die Feier der Sakramente und 

anderer besonderer Gottesdienste
1. Taufen sollen bis auf Weiteres, wenn möglich, als 

Einzeltaufen gefeiert werden. Dabei gelten die glei-
chen Rahmenbedingungen wie für andere Gottes-
dienste. Vor und nach der Taufe dürfen vor der Kirche 
keine Ansammlungen stattfinden.

2. Ausführliche Hinweise zum Umgang mit verschobe-
nen Erstkommunionen und Firmungen werden in 
den nächsten Tagen gesondert versandt.

3. Für das Sakrament der Versöhnung (Beichte) und 
die Krankenkommunion/Krankensalbung gelten 
die Regelungen vom 20.04.2020 (15. Mitteilung zur 
aktuellen Lage) unverändert weiter.

4. Es empfiehlt sich aufgrund des Festcharakters und 
der in der Regel größeren Anzahl der Mitfeiernden 
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nach wie vor, kirchliche Trauungen zu verschieben. 
Werden Trauungen gefeiert, gelten die gleichen Rah-
menbedingungen wie für andere Gottesdienste. Die 
Regelung der 7. Mitteilung zur aktuellen Lage vom 
20. März 2020 bezüglich der Feier von Trauungen im 
Notfall (Kontakt zum Offizialat) ist hiermit aufgeho-
ben.
Vor und nach der Trauung dürfen keine Ansammlun-
gen vor der Kirche stattfinden.

5. Beisetzungen können ab sofort mit maximal 50 Teil-
nehmer/innen stattfinden.

6. Trauergottesdienste/Requien können in gleichem 
Rahmen gefeiert werden wie andere Gottesdienste. 

7. Wallfahrtsgottesdienste können nur im gleichen 
Rahmen gefeiert wie andere Gottesdienste. Aufgrund 
des besonderen Charakters dieser Gottesdienste ist 
besondere Vorsicht und Zurückhaltung geboten. 

8. Kindergottesdienste („Kinderkirchen“), die z. B. 
in Räumen des Gemeindehauses parallel zu Eucha-
ristiefeiern oder Wort-Gottes-Feiern gefeiert werden, 
sind derzeit noch nicht möglich, da sich bei diesem 
Gottesdienstformat die erforderlichen Abstands- und 
Hygieneregeln nicht einhalten lassen.

Liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, ich weiß, dass 
ich Ihnen mit diesen Regelungen viel Mühe und Aufwand 
zumute. Vieles klingt sehr ungewohnt und wird es in der 
Praxis auch sein. Doch nur mit diesen Einschränkungen 
können wir in den nächsten Monaten wieder die Feier der 
Eucharistie und anderer Gottesdienste ermöglichen. Dies 
wäre nicht möglich ohne Ihren Einsatz und Ihr Engage-
ment!
Verbunden mit meinem Dank für Ihr vielfältiges Wirken 
in dieser schwierigen Zeit und der Bitte um Gottes Segen
grüßt Sie herzlich 
Ihr
+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof
Hinweis: Dieses Gesetz wurde gemäß Canon 8 § 2 CIC 
durch Bekanntmachung im Internetauftritt der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart unter der Rubrik Kirchliches Amts-
blatt am 15.05.2020 promulgiert und trat mit sofortiger 
Wirkung in Kraft. Es wird hier mit identischem Wortlaut 
nochmals bekannt gemacht.
Rottenburg, den 18. Mai 2020
Prof. Dr. Felix Hammer
Kanzler der Diözesankurie

BO-Nr. 2511 – 05.05.20

19. Mitteilung zur aktuellen Lage
Erläuterungen zur Anordnung für die Feier 

der Liturgie vom 30. April 2020
Rottenburg, den 5. Mai 2020

Sehr geehrte Herren Pfarrer und Diakone, liebe Mitbrü-
der, 
liebe Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im pastoralen 
Dienst,
liebe Gewählte Vorsitzende unserer Kirchengemeinde-
räte und Pastoralräte,
am 30. April habe ich die Anordnung für die Feier der 
Eucharistie, von Wort-Gottes-Feiern und anderen Gottes-
diensten nach der Lockerung der aktuellen Beschränkun-
gen erlassen. Darin werden die Regelungen benannt, nach 
denen ab Samstag, den 9. Mai 2020, wieder öffentliche 
Gottesdienste gefeiert werden können.
In den letzten Tagen haben uns viele Rückmeldungen und 
Nachfragen erreicht. Dies zeigt, wie sehr wir alle auf der 
Suche nach angemessenen Wegen sind, kirchliches Leben 
unter den Bedingungen der Corona-Krise zu gestalten.
Mit diesem Schreiben möchte ich auf diese Reaktionen 
Bezug nehmen und Ihnen außerdem weitere Anlagen1 zur 
bischöflichen Anordnung zukommen lassen, die inzwi-
schen fertiggestellt werden konnten.
Die Rückmeldungen, die uns erreicht haben, sind sehr 
unterschiedlich. Manche hätten sich weniger Einschrän-
kungen und größere Lockerungen gewünscht, andere 
hätten einen vorsichtigeren und langsameren Start bevor-
zugt. All diese Wahrnehmungen entstehen aus spezifi-
schen örtlichen Situationen heraus und haben ihre Be-
rechtigung. Wichtig ist mir deshalb schon an dieser Stelle 
der nochmalige Hinweis auf Ziffer A4 der Anordnung: 
Die Kirchengemeinden können je nach örtlicher Situation 
entscheiden, welche und wie viele öffentliche Gottes-
dienste (Eucharistiefeiern und Wort-Gottes-Feiern) an 
welchen Orten gefeiert werden können und ob sich ein 
schrittweiser Einstieg empfiehlt.
Allen Reaktionen gemeinsam ist die Erkenntnis, dass die 
Feier von Gottesdiensten, insbesondere auch die Feier der 
Eucharistie, unter den genannten Einschränkungen nicht 
in der gleichen Art und Weise möglich ist, wie dies bis vor 
Kurzem selbstverständlich war. Damit verbinden sich tat-
sächlich große Herausforderungen. Die Vorstellung, dass 
wir fortan für einige Zeit in der Liturgie keinen Gemein-
degesang haben werden, dafür aber auf Desinfektions-
mittel, Platzmarkierungen und strikte Abstandsregeln 
achten müssen, macht niemandem Freude.
Dennoch habe ich mich entschlossen, Möglichkeiten zu 
eröffnen, wieder öffentliche Gottesdienste zu feiern – 
auch wenn dies nicht in der Form geschehen kann, wie 
wir es uns alle wünschen würden. Beispiele zeigen, dass 
die Feier der Liturgie trotz der Einschränkungen in wür-
diger Weise stattfinden kann (Foto eines Gottesdienstes 
in Kevelaer, siehe Anlage). Uns wird in diesen Tagen be-
sonders bewusst, dass der Feier der Liturgie immer auch 
etwas Fragmentarisches eigen ist. Das soll nichts an der 
aktuellen Situation beschönigen, aber dazu ermutigen, 
darüber ins Gespräch zu kommen, wie sich Defizite ge-
meinsam aushalten und (er-)tragen lassen.

1 Alle Anlagen sind im Mitarbeiterportal veröffentlicht.
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Ich möchte Sie dazu einladen, im Blick auf die Frage der 
Feier von öffentlichen Gottesdiensten unter Pandemie-
Bedingungen in einen gemeinsamen Reflexionsprozess 
einzusteigen. Die Gemeinschaft des Glaubens, die sich in 
besonderer Weise im Gottesdienst und insbesondere in 
der sonntäglichen Feier der Eucharistie verwirklicht, ist 
gerade in diesen Tagen eine große Tröstung. Entschei-
dend ist, dass wir uns dabei nicht aus dem Blick verlieren. 
Es muss für alle erfahrbar werden können, dass der auf-
erweckte Gekreuzigte mit uns unterwegs ist und bleibt!
Nun möchte ich Ihnen – auch mit Blick auf Ihre Anfra-
gen der letzten Tage – einige ergänzende Informationen 
und Erläuterungen zur bischöflichen Anordnung vom 
30. April geben:
Viele Nachfragen betreffen die verpflichtende Anmel-
dung zu den Gottesdiensten. Diese Verpflichtung hat 
folgende Hintergründe:
 • Durch die Anmeldung wird vermieden, dass Personen 
an der Kirchentüre abgewiesen werden müssen oder 
dass sich Ansammlungen an den Eingängen bilden.

 • Eine telefonische Anmeldemöglichkeit bietet Gelegen-
heit zum Gespräch mit Personen, die zur Risikogruppe 
gehören. Ihnen kann gegebenenfalls eine Alternative 
zum Gottesdienstbesuch angeboten werden. Deswegen 
ist es sinnvoll, dass auch Mitglieder des pastoralen Per-
sonals am Anmeldeverfahren beteiligt sind. Es können 
z. B. bestimmte Zeitfenster für die Anmeldung angege-
ben werden.

 • Innerhalb einer Seelsorgeeinheit kann gegebenenfalls 
auf andere Gottesdienstorte verwiesen werden, wo 
noch Kapazitäten frei sind.

 • Sollten keine Plätze mehr frei sein, kann auf Alternati-
ven (Fernsehgottesdienste, Gottesdienstvorlagen für 
zu Hause) hingewiesen werden.

Die Liste muss am Kircheneingang kontrolliert werden.
Bei Werktagsgottesdiensten, bei denen in der Regel eine 
kleinere Anzahl an Gottesdienstteilnehmer/innen anwe-
send ist, kann vereinfachend auf eine vorherige Anmel-
dung verzichtet werden, sofern die Anzahl der regelmä-
ßig Teilnehmenden nicht die Kapazität der jeweiligen 
Kirche übersteigt.
Es gibt keine allgemeine Verpflichtung des Landes Ba-
den-Württemberg, solche Listen zu führen und für eine 
bestimmte Zeit aufzubewahren. Es kann aber eine ent-
sprechende ortspolizeiliche Verfügung geben, die gege-
benenfalls zu beachten ist.
Das Infektionsschutzkonzept muss vor Ort (in der Kir-
che) vorgehalten und den örtlichen Behörden auf Verlan-
gen vorgezeigt werden. Sie erhalten in der Anlage eine 
entsprechende Vorlage. Für jeden Gottesdienstort muss 
ein Infektionsschutzkonzept erstellt werden.
In der bischöflichen Anordnung habe ich darauf verwie-
sen, dass wir den Pensionären besonders dazu raten, auf 
ihre Gesundheit und ihren eigenen Schutz zu achten und 
eventuell den Kontakt zu anderen Menschen im Rahmen 
ihres Dienstes einzuschränken oder zu vermeiden. Dies 
gilt selbstverständlich auch für Priester, Diakone, pasto-
rale Mitarbeiter/innen im aktiven Dienst und Ehrenamt-
liche, wenn sie z. B. aufgrund einer Vorerkrankung der 
Risikogruppe angehören.

Die Gestaltung des Kommunionempfangs bedarf einer 
besonderen Aufmerksamkeit. Folgende ergänzende Er-
läuterungen möchte ich Ihnen dazu geben:
 • Mir ist der Spendedialog („Der Leib Christi“ – 
„Amen“) wichtig. Er soll in jedem Fall gesprochen wer-
den. Vor Ort kann auch entschieden werden, den Spen-
dedialog einmal kollektiv vor der Kommunionspendung 
zu sprechen.

 • Es ist nicht möglich, den Gottesdienstbesucher/innen 
beim Betreten der Kirche kleine Behältnisse mit je ei-
ner Hostie mit an den Platz zu geben, die dann anstatt 
des Kommuniongangs konsumiert wird.

 • Ein zentraler Punkt bei der Kommunionspendung ist, 
dass es zu keiner Berührung mit der Hand des Emp-
fängers kommt. Eine geeignete (wenn auch sicher un-
gewohnte) Möglichkeit hierfür ist die Verwendung ei-
ner Zange (welche die Hand des Empfängers ebenfalls 
nicht berühren darf). Einmalhandschuhe sind weniger 
geeignet.

 • Die von mir in Auftrag gegebenen Hostienschalen mit 
variablem Plexiglasdeckel und Hostienzange (Fotos 
siehe Anlage) können von den Kirchengemeinden per 
Mail bestellt werden: hostienschalen@drs.de. (Je nach 
Größe der Seelsorgeeinheit können zwei bis vier Hos-
tienschalen bezogen werden.)

 • Zeitpunkt und Modalitäten der Auslieferung werden 
den Interessenten bekannt gegeben. Eine Auslieferung 
wird nicht vor dem 20. Mai erfolgen können.

 • Ausdrücklich möchte ich noch einmal auf die Mög-
lichkeit der geistlichen Kommunion verweisen. Die 
Mitfeier der Eucharistie muss nicht in jedem Fall mit 
dem Empfang der heiligen Kommunion verbunden 
sein. 

Trauergottesdienste/Requien in Kirchen und Kapellen 
können nach den Regeln gefeiert werden, die für andere 
Gottesdienste gelten. Für Beisetzungen und Trauerfei-
ern unter freiem Himmel gilt unbeschadet weiterer orts-
polizeilicher Vorgaben eine Höchstzahl von 50 Teilneh-
menden. Bestatter und weitere Mitarbeiter sind hierbei 
nicht mitzuzählen, sofern sie mit der Trauergemeinde 
nicht in unmittelbaren Kontak t kommen.
Bei der Möglichkeit der Krankenkommunion durch 
Angehörige sind die Voraussetzungen zu beachten, die 
Sie auf der Homepage der Hauptabteilung Liturgie abru-
fen können: www.liturgie.drs.de/liturgie/arbeitshilfen
Es ist mir ein Anliegen, dass wir uns über Ihre Erfahrun-
gen in der Feier der Liturgie in den kommenden Wochen 
austauschen. Wir werden Ihre Rückmeldungen im Kri-
senstab beraten. Ich bitte die Dekane, mir bis Ende Mai 
per Mail (liturgie@bo.drs.de) einen entsprechenden kur-
zen Erfahrungsbericht zukommen zu lassen.
Ich grüße Sie herzlich und wünsche Ihnen Gottes reichen 
Segen!
Ihr
+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof
Hinweis: Dieses Gesetz wurde gemäß Canon 8 § 2 CIC 
durch Bekanntmachung im Internetauftritt der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart unter der Rubrik Kirchliches Amts-
blatt am 15.05.2020 promulgiert und trat mit sofortiger 
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Wirkung in Kraft. Es wird hier mit identischem Wortlaut 
nochmals bekannt gemacht.
Rottenburg, den 18. Mai 2020
Prof. Dr. Felix Hammer
Kanzler der Diözesankurie

BO-Nr. 2666 – 14.05.20
PfReg. H 3.2

Gesetz zur Änderung der Vorschriften des 
§ 50 Absatz 2, § 52 Absatz 2 und des § 54 der 

Ordnung für die Kirchengemeinden und 
örtlichen kirchlichen Stiftungen – 

Kirchengemeindeordnung/KGO – zum 
Zwecke der Anpassung an die besonderen 

Gegebenheiten aufgrund der Corona-
Pandemie

Für die Dauer der Corona-Virus-(COVID-19-)Krise muss 
die Entscheidungsfähigkeit der Kirchengemeinderäte, 
der Pastoralräte und der Gesamtkirchengemeinderäte 
auch dann grundsätzlich gewährleistet sein, wenn ein 
physisches Zusammentreten der Gremien aus Infektions-
schutzgründen nicht oder nur eingeschränkt möglich ist. 
Auf der Grundlage von Canon 8 § 2 CIC tritt dieses 
Gesetz mit Wirkung zum 15 . Juni 2020 in Kraft. Es 
tritt mit Wirkung zum 1. Januar 2021 außer Kraft.
Folgende Vorschriften des § 50 Absatz 2, § 52 Absatz 2 
und des § 54 KGO werden befristet für den oben genann-
ten Zeitraum wie folgt geändert:

§ 50 Absatz 2 
 Der Kirchengemeinderat ist beschlussfähig, wenn sämt-
liche Mitglieder eingeladen sind und mindestens die 
Hälfte der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
Kann die Sitzung ohne eine Gefährdung der Gesundheit 
oder des Lebens nicht durch die körperliche Anwesenheit 
eines oder mehrerer Mitglieder durchgeführt werden, 
kann die Teilnahme einzelner oder aller Mitglieder an der 
Sitzung auch mittels neuer Informations- und Kommuni-
kationstechnologien (Telefon- oder Videokonferenz) er-
folgen, wenn sichergestellt ist, dass die Vertraulichkeit 
der Sitzung sowie die Regelungen des § 49 Absatz 3 ge-
wahrt bleiben.
Im Hinblick auf die Beschlussfähigkeit und die Beschluss-
fassung gemäß § 52 gelten die an der Sitzung virtuell teil-
nehmenden Mitglieder als anwesend.

§ 52 Absatz 2
Die Abstimmung in einer Sitzung mittels neuer Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien erfolgt offen. 
Beantragt ein Mitglied eine geheime Abstimmung, ist 
diese online nicht möglich. Die geheime Abstimmung er-
folgt bei einer zeitnah einzuberufenden physischen Sit-
zung unter Einladung aller Mitglieder des Kirchenge-
meinderates. Bei der Durchführung der Sitzung sind die 
aktuell gültigen Hygiene- und Abstandsregelungen einzu-
halten.

§ 54
Für alle Gegenstände kann die Beschlussfassung schrift-
lich im Umlauf oder per E-Mail erfolgen, wenn die Be-
schlussfassung in einer Sitzung ohne eine Gefährdung 
der Gesundheit oder des Lebens nicht möglich erscheint. 
Wird im schriftlichen Verfahren oder per E-Mail be-
schlossen, so ist sicherzustellen, dass sich die Mitglieder 
vor der Beschlussfassung innerhalb von 14 Tagen ausrei-
chend über den Gegenstand informieren und je zur 
Kenntnis der anderen Mitglieder äußern können. Das 
Recht, eine mündliche Beratung zu verlangen, ist in die-
sem Fall ausgeschlossen. Für die Beschlussfassung gilt 
die Regelung gemäß § 52. Für die Beschlussfähigkeit fin-
det die Regelung gemäß § 50 Anwendung. Der Beschluss 
ist in das Protokoll (§ 56) einzutragen.“
Dieses Gesetz ist im Kirchlichen Amtsblatt für die Diö-
zese Rottenburg-Stuttgart bekannt zu machen. Es wird 
vorab den Dekanatsgeschäftsstellen zugestellt.
Rottenburg, den 15. Mai 2020
+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof
Hinweis: Dieses Gesetz wurde gemäß Canon 8 § 2 CIC 
durch Bekanntmachung im Internetauftritt der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart unter der Rubrik Kirchliches Amts-
blatt am 15.05.2020 promulgiert und trat mit sofortiger 
Wirkung in Kraft. Es wird hier mit identischem Wortlaut 
nochmals bekannt gemacht.
Rottenburg, den 18. Mai 2020
Prof. Dr. Felix Hammer
Kanzler der Diözesankurie
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BO-Nr. 2513 – 05.05.20
PfReg. B 2.1

Veränderungen in diözesanen Leitungsgremien
Durch Personalveränderungen in der Diözesanleitung hat sich die Zusammensetzung der nachstehend aufgeführten 
Gremien geändert. Sie setzen sich wie folgt zusammen (Stand 01.05.2020):

Domkapitel
Generalvikar Prälat Dr. Clemens Stroppel, Domdekan
Weihbischof Thomas Maria Renz, stellvertretender Domdekan
Weihbischof Matthäus Karrer
Weihbischof Dr. Gerhard Schneider
Domkapitular Msgr. Paul Hildebrand
Domkapitular Msgr. Dr. Uwe Scharfenecker (Stellvertreter im Amt des Generalvikars)
Domkapitular Msgr. Dr. Heinz Detlef Stäps
Domkapitular Offizial Thomas Weißhaar
Domkapitular Msgr. Andreas Rieg
Domkapitular Msgr. Martin Fahrner
Domkapitular Prälat Dr. Klaus Krämer

Sitzung des Bischöflichen Ordinariates
Bischof Dr. Gebhard Fürst
Weihbischof Thomas Maria Renz
Weihbischof Matthäus Karrer
Weihbischof Dr. Gerhard Schneider
Generalvikar Prälat Dr. Clemens Stroppel
Domkapitular Msgr. Paul Hildebrand
Domkapitular Msgr. Dr. Uwe Scharfenecker (Stellvertreter im Amt des Generalvikars)
Domkapitular Msgr. Dr. Heinz Detlef Stäps
Domkapitular Msgr. Andreas Rieg
Domkapitular Msgr. Martin Fahrner
Domkapitular Prälat Dr. Klaus Krämer
Ordinariatsrat Prof. Dr. Klaus Koziol
Ordinariatsrat Dr. Joachim Drumm
Ordinariatsrätin Dr. Irme Stetter-Karp
Ordinariatsrätin Ute Augustyniak-Dürr
Ltd. Direktor i. K. Hermann-Josef Drexl
Ltd. Direktor i. K. Prof. Dr. Felix Hammer, Diözesanjustitiar
Ltd. Direktor i. K. Dietmar Krauß
Ltd. Direktorin i. K. Dr. Rebecca Schaller 
Akademiedirektorin Dr. Verena Wodtke-Werner (beratendes Mitglied)
Direktor Mediale Kommunikation Thomas Brandl (beratendes Mitglied)

Diözesanverwaltungsrat
Bischof Dr. Gebhard Fürst
Generalvikar Prälat Dr. Clemens Stroppel (Geschäftsführender Vorsitzender)
Domkapitular Msgr. Dr. Uwe Scharfenecker (Stellvertreter im Amt des Generalvikars)
Ordinariatsrätin Dr. Irme Stetter-Karp
Ltd. Direktor i. K. Hermann-Josef Drexl 
Ltd. Direktor i. K. Prof. Dr. Felix Hammer, Diözesan justitiar
Ltd. Direktor i. K. Dietmar Krauß
Ltd. Direktorin i. K. Dr. Rebecca Schaller

Bistumsverwaltungsrat
Bischof Dr. Gebhard Fürst
Generalvikar Prälat Dr. Clemens Stroppel (Geschäftsführender Vorsitzender)
Weihbischof Matthäus Karrer 
Domkapitular em. Prälat Heinz Tiefenbacher
Franz Schuhmacher
Ltd. Direktor i. K. Prof. Dr. Felix Hammer, Diözesanjustitiar
Ltd. Direktor i. K. Dietmar Krauß (Bistumspfleger)
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BO-Nr. 2363 – 23.04.20
PfReg. H 9.1 und H 10.1

Dekret zur Inkraftsetzung der Haushalts- und 
Kassenordnung für die örtlichen kirchlichen 

Rechtspersonen und Dekanate 
(Dekanatsverbände) in der Diözese 

Rottenburg-Stuttgart (HKO) mit Wirkung 
zum 1. Januar 2021

Infolge eingehender Beratungen in diözesanen Gremien 
wurde die Haushalts- und Kassenordnung für die örtli-
chen kirchlichen Rechtspersonen und Dekanate (Deka-
natsverbände) in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (HKO) 
novelliert.
Dem Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg wurde mit Schreiben des Bischöflichen 
Ordinariats der Diözese Rottenburg-Stuttgart vom 
20. November 2019 mitgeteilt und angezeigt, dass die Di-
özese Rottenburg-Stuttgart eine auf katholisch-kirchli-
cher Doppik basierende neue Haushalts- und Kassenord-
nung beschlossen hat. Die novellierte HKO wurde mit 
diesem Schreiben übersandt und dem Ministerium zur 
Kenntnis gebracht.
Kraft meines bischöflichen Amtes erlasse ich aufgrund 
von § 76 in Verbindung mit § 93 Kirchengemeindeord-
nung vom 1. März 2019 und § 31 Dekanatsordnung vom 
1. Januar 2007 mit Wirkung zum 1. Januar 2021 die Haus-
halts- und Kassenordnung für die örtlichen kirchlichen 
Rechtspersonen und Dekanate (Dekanatsverbände) in der 
nachstehend veröffentlichten Fassung. Im Übrigen gilt in 
Bezug auf das Inkrafttreten und die Übergangszeit die 
Regelung des § 86 HKO in ihrer neuen Fassung.
Rottenburg, den 23. April 2020
+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

Haushalts- und Kassenordnung 
für die örtlichen kirchlichen Rechtspersonen 

und Dekanate (Dekanatsverbände) in der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart (HKO)

Inhaltsverzeichnis
1. Haushaltsplan

§ 1   Haushaltsplan
§ 2   Ergebnishaushalt
§ 3   Finanzhaushalt
§ 4   Teilhaushalte, Budgets
§ 5   Stellenplan
§ 6   Vorbericht
§ 7   Nachtragshaushaltsplan
§ 8   Vorläufige Haushaltsführung
§ 9   Finanzplan
§ 10  Planabweichungen

2. Planungsgrundsätze, Veranschlagung
§ 11   Allgemeine Planungsgrundsätze
§ 12 Verpflichtungsermächtigungen
§ 13 Investitionen
§ 14   Kosten- und Leistungsrechnungen
§ 15 Fremde Finanzmittel

§ 16    Weitere Vorschriften für Erträge und Auf-
wendungen, Einzahlungen und Auszahlun-
gen

§ 17   Erläuterungen
3. Deckungsgrundsätze

§ 18   Grundsatz der Gesamtdeckung
§ 19 Zweckbindung
§ 20 Deckungsfähigkeit
§ 21  Übertragbarkeit

4. Liquidität und Rücklagen, Haushaltsausgleich und 
Deckung von Fehlbeträgen
§ 22 Liquidität, Kassenkredite
§ 23 Rücklagen
§ 24 Haushaltsausgleich
§ 25  Deckung von Fehlbeträgen des Jahresab-

schlusses und aus Vorjahren
5. Weitere Vorschriften für die Haushaltswirtschaft

§ 26  Kreditaufnahmen, Bürgschaften und 
Gewähr leistungen

§ 27  Bewirtschaftung und Überwachung der Er-
träge, Einzahlungen und Forderungen sowie 
der Aufwendungen und Auszahlungen

§ 28 Berichtspflicht
§ 29 Haushaltswirtschaftliche Sperre
§ 30 Vorläufige Rechnungsvorgänge
§ 31    Stundung, Niederschlagung und Erlass, 

Klein  beträge
6. Organisation der Kasse

§ 32 Kasse
§ 33 Aufgaben der Kasse
§ 34 Kassengemeinschaft
§ 35 Einrichtung und Geschäftsgang der Kasse
§ 36 Verwaltung der Kasse
§ 37 Kassenaufsicht
§ 38 Zahlstellen
§ 39 Handvorschüsse/Bargeldannahme
§ 40 Schriftform

7. Kassenanordnungen
§ 41   Allgemeines für Kassenanordnungen
§ 42 Zahlungsanordnung
§ 43 Allgemeine Zahlungsanordnung
§ 44  Ausnahmen vom Erfordernis der Zahlungs-

anordnung
§ 45 Sachliche und rechnerische Feststellung

8. Zahlungsverkehr
§ 46 Allgemeines zum Zahlungsverkehr
§ 47 Schecks, Debitkarten und Kreditkarten
§ 48 Einzahlungsquittung
§ 49  Verfahren bei Stundung und zwangsweiser 

Einziehung
§ 50 Auszahlungen, Lastschrifteinzugsverfahren
§ 51  Auszahlungsnachweise
§ 52 Tagesabschluss
§ 53 Abschluss der Bücher

9. Kassenmittel und Wertgegenstände
§ 54 Verwaltung der Kassenmittel
§ 55  Aufbewahrung und Beförderung von Zah-

lungsmitteln, Vordrucken und technischen 
Hilfsmitteln

§ 56 Verwahrung von Wertgegenständen
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10. Buchführung und Inventar
§ 57 Buchführung
§ 58 Führung der Bücher und Zahlungsverkehr
§ 59 Bücher, Belege
§ 60  Inventar, Inventur, Inventurvereinfachungs-

verfahren
§ 61   Aufbewahrung von Unterlagen, Aufbewah-

rungsfristen
11. Ansatz und Bewertung des Vermögens, der Rück-

stellungen und der Schulden
§ 62 Vermögensbegriff
§ 63 Vermögensverwaltung
§ 64  Vollständigkeit der Ansätze, Verrechnungs- 

und Bilanzierungsverbote, Vermögen
§ 65 Rückstellungen
§ 66 Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre
§ 67 Allgemeine Bewertungsgrundsätze
§ 68 Wertansätze
§ 69 Bewertungsvereinfachungsverfahren
§ 70 Abschreibungen
§ 71 Substanzerhalt

12. Jahresabschluss
§ 72  Allgemeine Grundsätze für die Gliederung 

des Jahresabschlusses, Anhang
§ 73 Rechnungsabgrenzungsposten
§ 74 Ergebnisrechnung
§ 75 Finanzrechnung
§ 76 Bilanz

13. Sondervermögen, Treuhandvermögen
§ 77 Sondervermögen, Treuhandvermögen
§ 78 Kollekten
§ 79 Pfarramtsgelder

14. Örtliche Prüfungen
§ 80 Unvermutete Barkassenprüfungen
§ 81  Monatliche Prüfung des Tagesabschlusses
§ 82  Örtliche Prüfung vor Feststellung des Jah-

resabschlusses
15. Schlussvorschriften

§ 83 Begriffsbestimmungen
§ 84 Erstmalige Bewertung, Eröffnungsbilanz
§ 85  Berichtigung der erstmaligen Erfassung und 

Bewertung
§ 86 Inkrafttreten, Übergangszeit, Muster

1. 
Haushaltsplan

§ 1
Haushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan soll vor Beginn des Haushaltsjah-
res aufgestellt werden und gilt für das Haushaltsjahr. 
Der Haushaltsplan enthält alle im Haushaltsjahr für 
die Erfüllung der Aufgaben der Kirche voraussicht-
lich
1. anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-

dungen,
2. eingehenden ergebnis- und vermögenswirksa-

men Einzahlungen und zu leistenden ergebnis- 
und vermögenswirksamen Auszahlungen und

3. notwendigen Verpflichtungsermächtigungen.

(2) Der Haushaltsplan besteht aus
1. dem Gesamthaushalt,
2. den Teilhaushalten und
3. dem Stellenplan.

(3) Der Gesamthaushalt besteht aus
1. dem Ergebnishaushalt (§ 2) und
2. dem Finanzhaushalt (§ 3).

(4) Dem Haushaltsplan sind beizufügen
1. der Vorbericht,
2. der Finanzplan mit dem ihm zugrunde liegenden 

Investitionsprogramm,
3. eine Übersicht über die voraussichtliche Ent-

wicklung der Liquidität,
4. eine Übersicht über die aus Verpflichtungser-

mächtigungen in den einzelnen Jahren voraus-
sichtlich fällig werdenden Auszahlungen; wer-
den Auszahlungen in den Jahren fällig, auf die 
sich der Finanzplan noch nicht erstreckt, ist die 
voraussichtliche Deckung des Finanzierungs-
mittelbedarfs dieser Jahre besonders darzustel-
len,

5. eine Übersicht über den voraussichtlichen Stand 
der Rücklagen, Rückstellungen und Schulden zu 
Beginn des Haushaltsjahres,

6. der letzte Jahresabschluss,
7. die besonderen Haushaltspläne/Wirtschaftsplä ne 

und neuesten Jahresabschlüsse der Sonderver-
mögen, für die Sonderrechnungen geführt wer-
den (§ 77) und

8. die Wirtschaftspläne und neuesten Jahresab-
schlüsse der Unternehmen und Einrichtungen, 
an denen die Kirchengemeinde mit mehr als 
50 Prozent beteiligt ist, oder eine kurz gefasste 
Übersicht über die Wirtschaftslage und die vor-
aussichtliche Entwicklung der Unternehmen und 
Einrichtungen.

(5) Das Ergebnis aus ordentlichen Erträgen und ordent-
lichen Aufwendungen (ordentliches Ergebnis) soll 
unter Berücksichtigung von Fehlbeträgen aus Vor-
jahren ausgeglichen werden.

(6) Die Vorschriften über die Haushaltsplanbeschluss 
der Sondervermögen bleiben unberührt.

§ 2
Ergebnishaushalt

(1) Der Ergebnishaushalt enthält
die ordentlichen Erträge;
die ordentlichen Aufwendungen;
das veranschlagte ordentliche Ergebnis (Saldo or-
dentliche Erträge und ordentliche Aufwendungen);
die außerordentlichen Erträge und Aufwendungen;
das veranschlagte Sonderergebnis (Saldo aus außer-
ordentlichen Erträgen und Aufwendungen);
das veranschlagte Gesamtergebnis als Überschuss 
oder Fehlbetrag (Summe aus veranschlagtem ordent-
lichem Ergebnis und veranschlagtem Sonderergeb-
nis);
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außerdem nachrichtlich
die Abdeckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren;
die Zuführung oder Entnahme aus Ergebnisrückla-
gen;
den Fehlbetragsvortrag auf das ordentliche Ergebnis 
folgender Haushaltsjahre;
die Minderung des Basiskapitals.

(2) Unter den Posten „außerordentliche Erträge“ und 
„außerordentliche Aufwendungen“ sind die außer-
halb der gewöhnlichen Verwaltungstätigkeit anfal-
lenden Erträge und Aufwendungen, insbesondere 
Gewinne und Verluste aus Vermögensveräußerung, 
auszuweisen, soweit sie nicht von untergeordneter 
Bedeutung sind. Von untergeordneter Bedeutung 
sind Gewinne und Verluste aus der Veräußerung von 
geringwertigen beweglichen Vermögensgegenstän-
den des Sachvermögens.

§ 3
Finanzhaushalt

Der Finanzhaushalt enthält
Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit (ohne 
außerordentliche zahlungswirksame Erträge aus Vermö-
gensveräußerung),
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit,
den Zahlungsmittelüberschuss oder Zahlungsmittelbe-
darf des Ergebnishaushalts;
Auszahlungen für die Tilgung von Krediten und wirt-
schaftlich vergleichbaren Vorgängen,
den veranschlagten Finanzierungsmittelüberschuss oder 
Finanzierungsmittelbedarf für Investitionstätigkeit;
Einzahlungen aus Investitionstätigkeit,
Auszahlungen aus Investitionstätigkeit,
den veranschlagten Finanzierungsmittelüberschuss oder 
Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit;
den veranschlagten Finanzierungsmittelüberschuss oder 
Finanzierungsmittelbedarf;
Einzahlungen aus der Aufnahme von Krediten und wirt-
schaftlich vergleichbaren Vorgängen für Investitionen,
den veranschlagten Finanzierungsmittelüberschuss oder 
Finanzierungsmittelbedarf aus Finanzierungstätigkeit;
die veranschlagte Änderung des Finanzierungsmittelbe-
stands zum Ende des Haushaltsjahres;
außerdem nachrichtlich
den voraussichtlichen Bestand an liquiden Eigenmitteln 
zum Jahresbeginn.

§ 4
Teilhaushalte, Budgets

(1) Der Gesamthaushalt ist mindestens in die Teilhaus-
halte „Kirchengemeinde“, „Verwaltung und Finan-
zen“ und „Grund- und Sondervermögen“ zu gliedern. 
Innerhalb der Teilhaushalte erfolgt die Gliederung in 
einen Teilergebnishaushalt und in einen Teilfinanz-
haushalt jeweils nach den vorgegebenen Kostenstel-
len.

(2) Jeder Teilhaushalt bildet mindestens eine Bewirt-
schaftungseinheit (Budget). Die Budgets sind jeweils 
einem Verantwortungsbereich zuzuordnen.

(3) Der Teilergebnishaushalt enthält

1. die anteiligen ordentlichen Erträge und Aufwen-
dungen, soweit diese nicht zentral veranschlagt 
werden, und

2. Erträge aus internen Leistungen und Aufwen-
dungen für interne Leistungen.

Der Teilergebnishaushalt kann auch kalkulatorische 
Kosten enthalten.
Für jedes Haushaltsjahr sind anteilig
1. die Summe der ordentlichen Erträge und Auf-

wendungen,
2. der Saldo aus der Summe der ordentlichen Er-

träge und der Summe der ordentlichen Aufwen-
dungen als veranschlagtes ordentliches Ergeb-
nis,

3. der Saldo aus Nummer 2 des Satzes 1 und der 
kalkulatorischen Kosten als veranschlagtes kal-
kulatorisches Ergebnis und

4. die Summe aus Nummern 2 und 3 als veran-
schlagter Nettoressourcenbedarf oder Nettores-
sourcenüberschuss auszuweisen.

(4) Der Teilfinanzhaushalt enthält
1. anteilig die Einzahlungen aus laufender Verwal-

tungstätigkeit (ohne außerordentliche zahlungs-
wirksame Erträge aus Vermögensveräußerung) 
und die Auszahlungen aus laufender Verwal-
tungstätigkeit,

2. soweit diese nicht zentral veranschlagt werden, 
anteilig die Auszahlungen für die Tilgung von 
Krediten und wirtschaftlich vergleichbare Vor-
gänge,

3. für die Investitionstätigkeit anteilig die Einzah-
lungen und die Auszahlungen nach § 3, und

4. für die Finanzierungstätigkeit, soweit diese nicht 
zentral veranschlagt werden, anteilig die Einzah-
lungen aus der Aufnahme von Krediten und 
wirtschaftlich vergleichbaren Vorgängen.

Für jedes Haushaltsjahr sind die Salden nach Satz 1 
Nr. 1–4 als anteiliger veranschlagter Zahlungs- bzw. Fi-
nanzierungsmittelüberschuss oder Zahlungs- bzw. Fi-
nanzierungsmittelbedarf auszuweisen.

§ 5
Stellenplan

(1) Der Stellenplan hat die im Haushaltsjahr erforderli-
chen Stellen der Beamten und der nicht nur vorüber-
gehend beschäftigten Arbeitnehmer mit Aufteilung 
der Stellen auf die Teilhaushalte auszuweisen. Stellen 
von Beamten in Einrichtungen von Sondervermögen, 
für die Sonderrechnungen geführt werden, sind ge-
sondert auszuweisen.

(2) Im Stellenplan ist ferner für die einzelnen Besol-
dungs- und Entgeltgruppen die Gesamtzahl der Stel-
len für das Vorjahr sowie der am 30. Juni des Vorjah-
res besetzten Stellen anzugeben. Wesentliche 
Abweichungen vom Stellenplan des Vorjahres sind 
zu erläutern.

(3) Änderungen des Stellenplans (sowohl qualitativ als 
auch quantitativ) bedürfen grundsätzlich der Geneh-
migung der Bischöflichen Aufsicht.
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§ 6
Vorbericht

Der Vorbericht gibt einen Überblick über die Entwick-
lung und den Stand der Haushaltsführung unter dem Ge-
sichtspunkt der stetigen Erfüllung der Aufgaben der Kir-
che.

§ 7
Nachtragshaushaltsplan

(1) Der Haushaltsplan kann nur bis zum Ablauf des 
Haushaltsjahres durch Nachtragshaushaltsplan geän-
dert werden. Die Vorschriften für den Haushaltsplan-
beschluss und Haushaltsplan gelten entsprechend.

(2) Ein Nachtragshaushaltsplan ist unverzüglich aufzu-
stellen, wenn
1. sich zeigt, dass im Ergebnishaushalt beim or-

dentlichen Ergebnis oder beim Sonderergebnis 
ein erheblicher Fehlbetrag entsteht oder ein ver-
anschlagter Fehlbetrag sich erheblich vergrößert 
und dies sich nicht durch andere Maßnahmen 
vermeiden lässt,

2. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche ein-
zelne Aufwendungen oder Auszahlungen auch 
für Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen in einem im Verhältnis zu den Ge-
samtaufwendungen oder Gesamtauszahlungen 
des Haushaltsplans erheblichen Umfang geleistet 
werden müssen oder

3. Bedienstete eingestellt, angestellt, befördert oder 
höher eingestuft werden sollen und der Stellen-
plan die entsprechenden Stellen (sowohl qualita-
tiv als auch quantitativ) nicht enthält.

(3) Absatz 2 Nr. 2 und 3 findet keine Anwendung auf
1. unabweisbare Aufwendungen und Auszahlun-

gen,
2. bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche In-

vestitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men unabhängig vom Umfang, wenn ein Be-
schluss des Kirchengemeinderates und die 
Genehmigung der Bischöflichen Aufsicht vorlie-
gen,

3. die Umschuldung von Krediten,
4. Änderungen des Stellenplans (sowohl qualitativ 

als auch quantitativ), wenn ein Beschluss des 
Kirchengemeinderates und die Genehmigung 
der Bischöflichen Aufsicht vorliegen, und

5. die Leistung höherer Personalaufwendungen, die 
sich unmittelbar aus einer Änderung des Besol-
dungs- oder Tarifrechts ergeben.

(4) Enthält der Nachtragshaushaltsplan neue Verpflich-
tungsermächtigungen, sind deren Auswirkungen auf 
den Finanzplan anzugeben.

§ 8
Vorläufige Haushaltsführung

(1) Ist der Haushaltsplan bei Beginn des Haushaltsjahres 
noch nicht beschlossen, dürfen
1. nur Aufwendungen und Auszahlungen getätigt 

werden, zu denen eine rechtliche Verpflichtung 
besteht oder die für die Weiterführung notwen-

diger Aufgaben unaufschiebbar sind; insbeson-
dere dürfen Bauten, Beschaffungen und sonstige 
Leistungen des Finanzhaushalts, für die im 
Haushaltsplan eines Vorjahres Beträge vorgese-
hen waren, fortgesetzt werden,

2. Erträge und Einzahlungen weiter angenommen 
werden, soweit nichts anderes bestimmt ist, und

3. Kredite umgeschuldet werden.
(2) Der Stellenplan des Vorjahres gilt weiter, bis der 

Haushaltsplan für das neue Jahr beschlossen ist.

§ 9
Finanzplan

(1) Der Haushaltsplanung ist ein fünfjähriger Finanz-
plan zugrunde zu legen. Dieser umfasst das laufende 
Haushaltsjahr, das Haushaltsjahr, für das der Haus-
haltsplan aufgestellt wird (Planjahr) – und bei Bedarf 
das zweite Planjahr –, und nachrichtlich die folgen-
den drei Haushaltsjahre.

(2) Als Grundlage für den Finanzplan ist ein Investiti-
onsprogramm aufzustellen und vom Kirchengemein-
derat im Zusammenhang mit dem Haushaltsplan zu 
beschließen. Der Finanzplan und das Investitionspro-
gramm sind bei Bedarf jährlich der Entwicklung an-
zupassen und fortzuführen.

(3) In das Investitionsprogramm sind die im Planungs-
zeitraum vorgesehenen Investitionen und Investiti-
onsförderungsmaßnahmen nach Jahresabschnitten 
aufzunehmen. Jeder Jahresabschnitt soll die fortzu-
führenden und neuen Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen mit den auf das betreffende 
Jahr entfallenden Teilbeträgen wiedergeben. Unbe-
deutende Investitionen und Investitionsförderungs-
maßnahmen können zusammengefasst werden.

(4) Der Finanzplan soll für die einzelnen Jahre bei Erträ-
gen und Aufwendungen ausgeglichen sein. Die Fi-
nanzierung der Investitionsauszahlungen ist darzu-
stellen.

§ 10
Planabweichungen

(1) Überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendun-
gen sind nur zulässig, wenn ein dringendes Bedürfnis 
besteht und die Deckung gewährleistet ist oder wenn 
sie unabweisbar sind und kein erheblicher Fehlbetrag 
entsteht oder ein geplanter Fehlbetrag sich nur uner-
heblich erhöht. Überplanmäßige und außerplanmä-
ßige Auszahlungen sind nur zulässig, wenn ein drin-
gendes Bedürfnis besteht und die Finanzierung 
gewährleistet ist oder wenn sie unabweisbar sind. 
Sind die Aufwendungen oder Auszahlungen nach 
Umfang und Bedeutung erheblich, bedürfen sie der 
Zustimmung des Kirchengemeinderats; dies gilt 
nicht für überplanmäßige oder außerplanmäßige 
Aufwendungen aufgrund einer erforderlichen An-
passung des Werts von Vermögensgegenständen, 
Sonderposten, Schulden und Rückstellungen. Die 
Vorschriften über den Nachtragshaushaltsplan blei-
ben unberührt.

(2) Für Investitionen, die im folgenden Jahr fortgesetzt 
werden, sind überplanmäßige Auszahlungen auch 
dann zulässig, wenn ihre Finanzierung im folgenden 
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Jahr gewährleistet ist; sie bedürfen der Zustimmung 
des Kirchengemeinderats.

(3) Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Maßnah-
men, durch die überplanmäßige oder außerplanmä-
ßige Aufwendungen oder Auszahlungen entstehen 
können.

2. 
Planungsgrundsätze, Veranschlagung

§ 11
Allgemeine Planungsgrundsätze

(1) Die Erträge und Aufwendungen sind in ihrer voraus-
sichtlichen Höhe in dem Haushaltsjahr zu veran-
schlagen, dem sie wirtschaftlich zuzurechnen sind. 
Die Einzahlungen und Auszahlungen sind in Höhe 
der im Haushaltsjahr voraussichtlich eingehenden 
oder zu leistenden Beträge zu veranschlagen. Sie sind 
sorgfältig zu schätzen, soweit sie nicht errechenbar 
sind.

(2) Die Erträge, Aufwendungen, Einzahlungen und Aus-
zahlungen sind in voller Höhe und getrennt vonein-
ander zu veranschlagen, soweit in dieser Ordnung 
nichts anderes bestimmt ist.

(3) Im Gesamthaushalt und in den Teilhaushalten sind 
Erträge und Einzahlungen, Aufwendungen und Aus-
zahlungen nach Arten zu veranschlagen. In den Teil-
ergebnishaushalten ist der anteilige Nettoressourcen-
bedarf zu veranschlagen.

(4) Für denselben Zweck sollen Aufwendungen und 
Auszahlungen nicht an verschiedenen Stellen im 
Haushaltsplan veranschlagt werden.

§ 12
Verpflichtungsermächtigungen

(1) Verpflichtungen zur Leistung von Auszahlungen für 
Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men in künftigen Jahren dürfen unbeschadet des Ab-
satzes 5 nur eingegangen werden, wenn der Haus-
haltsplan hierzu ermächtigt und ihre Finanzierung in 
künftigen Haushalten möglich ist. Die Verpflich-
tungsermächtigungen sind in den Teilfinanzhaushal-
ten maßnahmenbezogen zu veranschlagen. Dabei ist 
anzugeben, wie sich die Belastungen voraussichtlich 
auf die künftigen Jahre verteilen werden.

(2) Die Verpflichtungsermächtigungen dürfen zulasten 
der dem Haushaltsjahr folgenden drei Jahre veran-
schlagt werden, erforderlichenfalls bis zum Ab-
schluss einer Maßnahme.

(3) Die Verpflichtungsermächtigungen gelten weiter, bis 
der Haushaltsplan für das folgende Jahr beschlossen 
ist. In einem Haushaltsplan für zwei Haushaltsjahre 
gelten nicht in Anspruch genommene Verpflich-
tungsermächtigungen des ersten Haushaltsjahres 
weiter bis ins zweite Haushaltsjahr.

(4) Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigun-
gen bedarf der Genehmigung der Aufsicht durch den 
Dekan.

(5) Verpflichtungen im Sinne des Absatzes 1 dürfen 
überplanmäßig oder außerplanmäßig eingegangen 
werden, wenn ein dringendes Bedürfnis besteht und 
der festgesetzte Gesamtbetrag der Verpflichtungser-
mächtigungen nicht überschritten wird.

§ 13
Investitionen

(1) Bevor Investitionen von erheblicher finanzieller Be-
deutung beschlossen werden, soll unter mehreren in 
Betracht kommenden Möglichkeiten durch einen 
Wirtschaftlichkeitsvergleich unter Einbeziehung der 
Folgekosten die wirtschaftlichste Lösung ermittelt 
werden.

(2) Auszahlungen und Verpflichtungsermächtigungen 
für Baumaßnahmen dürfen erst veranschlagt werden, 
wenn Pläne, Kostenberechnungen und Erläuterungen 
vorliegen, aus denen die Art der Ausführung, die 
Kosten der Maßnahme sowie die voraussichtlichen 
Jahresraten unter Angabe der Kostenbeteiligung 
Dritter und ein Bauzeitplan im Einzelnen ersichtlich 
sind. Den Unterlagen ist eine Schätzung der nach Fer-
tigstellung der Maßnahme entstehenden jährlichen 
Haushaltsbelastungen beizufügen.

(3) Die Vorschriften der Bauordnung bleiben unberührt.

§ 14
Kosten- und Leistungsrechnungen

Kosten- und Leistungsrechnungen können nach den ört-
lichen Bedürfnissen geführt werden. Die Kosten sind aus 
der Buchführung nachprüfbar herzuleiten.

§ 15
Fremde Finanzmittel

Fremde oder durchlaufende Finanzmittel sind nicht zu 
veranschlagen.

§ 16
Weitere Vorschriften für Erträge und 

Aufwendungen, Einzahlungen und Auszahlungen
(1) Die Rückzahlung zu viel eingegangener Beträge ist 

bei den Erträgen und Einzahlungen abzusetzen, 
wenn die Rückzahlung im selben Jahr vorgenommen 
wird, in dem der Betrag eingegangen ist. In den an-
deren Fällen sind die Rückzahlungen als Aufwen-
dungen und Auszahlungen zu behandeln.

(2) Die Rückzahlung zu viel ausgezahlter Beträge ist bei 
den Aufwendungen und Auszahlungen abzusetzen, 
wenn die Rückzahlung im selben Jahr vorgenommen 
wird, in dem der Betrag ausgezahlt worden ist. Das-
selbe gilt bei periodisch wiederkehrenden Aufwen-
dungen und Auszahlungen, auch wenn die Rückzah-
lung erst im folgenden Jahr vorgenommen wird. In 
den anderen Fällen sind die Rückzahlungen als Er-
träge und Einzahlungen zu behandeln.

(3) Die Veranschlagung von Personalaufwendungen 
richtet sich nach den im Haushaltsjahr voraussicht-
lich besetzten Stellen.

(4) Interne Leistungen sind in den Teilhaushalten zu ver-
rechnen (innere Verrechnungen). Dasselbe gilt für 
aktivierungsfähige interne Leistungen, die einzelnen 
Maßnahmen des Finanzhaushalts zuzurechnen sind.

§ 17
Erläuterungen

Die Ansätze sind, soweit erforderlich, zu erläutern. Ins-
besondere sind zu erläutern
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1. Ansätze von Erträgen und Aufwendungen, soweit sie 
erheblich sind und von den bisherigen Ansätzen er-
heblich abweichen,

2. neue Investitionsmaßnahmen des Finanzhaushalts; 
erstrecken sie sich über mehrere Jahre, ist bei jeder 
folgenden Veranschlagung die bisherige Abwicklung 
darzulegen,

3. Notwendigkeit und Höhe der Verpflichtungsermäch-
tigungen,

4. Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen zur 
Erfüllung von Verträgen, die die Kirchengemeinde 
über ein Jahr hinaus zu erheblichen Zahlungen ver-
pflichten,

5. Sperrvermerke, Zweckbindungen und andere beson-
dere Bestimmungen im Haushaltsplan,

6. Abschreibungen, soweit sie erheblich von den plan-
mäßigen Abschreibungen oder soweit sie von den im 
Vorjahr angewendeten Abschreibungssätzen abwei-
chen, und

7. Bildung, Verwendung und Auflösung von Rückstel-
lungen.

3. 
Deckungsgrundsätze

§ 18
Grundsatz der Gesamtdeckung

(1) Soweit in dieser Ordnung nichts anderes bestimmt 
ist, dienen
1. die Erträge des Ergebnishaushalts insgesamt zur 

Deckung der Aufwendungen des Ergebnishaus-
halts und

2. die Einzahlungen des Finanzhaushalts insgesamt 
zur Deckung der Auszahlungen des Finanzhaus-
halts.

(2) Die Inanspruchnahme gegenseitiger Deckungsfähig-
keit und die Übertragung sind nur zulässig, wenn 
dadurch das geplante Gesamtergebnis nicht gefähr-
det ist und die Kreditaufnahmevorschriften beachtet 
werden.

§ 19
Zweckbindung

(1) Erträge sind auf die Verwendung für bestimmte Auf-
wendungen zu beschränken, soweit sich dies aus 
rechtlicher Verpflichtung ergibt. Sie können auf die 
Verwendung für bestimmte Aufwendungen be-
schränkt werden,
1. wenn die Beschränkung sich aus der Herkunft 

oder Natur der Erträge ergibt oder
2. wenn ein sachlicher Zusammenhang dies erfor-

dert und durch die Zweckbindung die Bewirt-
schaftung der Mittel erleichtert wird.

Zweckgebundene Mehrerträge dürfen für entspre-
chende Mehraufwendungen verwendet werden.

(2) Im Haushaltsplan kann bestimmt werden, dass Mehr-
erträge bestimmte Aufwendungsansätze des Ergeb-
nishaushalts erhöhen oder Mindererträge bestimmte 
Aufwendungsansätze vermindern. Ausgenommen 

hiervon sind Erträge aus Steuern, allgemeinen Zu-
weisungen und Umlagen.

(3) Mehraufwendungen nach den Absätzen 1 und 2 gel-
ten nicht als überplanmäßige Aufwendungen.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für den Finanzhaushalt 
entsprechend.

§ 20
Deckungsfähigkeit

(1) Aufwendungen und übertragene Ermächtigungen im 
Ergebnishaushalt, die zu einem Budget gehören, sind 
gegenseitig deckungsfähig, wenn im Haushaltsplan 
nichts anderes bestimmt wird.

(2) Aufwendungen im Ergebnishaushalt, die nicht nach 
Absatz 1 deckungsfähig sind, können für gegenseitig 
oder einseitig deckungsfähig erklärt werden, wenn 
sie sachlich zusammenhängen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für Auszahlungen und 
Verpflichtungsermächtigungen für Investitionstätig-
keit entsprechend.

(4) Zahlungswirksame Aufwendungen eines Budgets 
können zugunsten von Auszahlungen des Budgets im 
Finanzhaushalt für einseitig deckungsfähig erklärt 
werden.

(5) Bei Deckungsfähigkeit können die deckungsberech-
tigten Ansätze für Aufwendungen und Auszahlun-
gen zulasten der deckungspflichtigen Ansätze erhöht 
werden.

§ 21
Übertragbarkeit

(1) Die Ansätze für Auszahlungen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen sowie die An-
sätze für zweckgebundene investive Einzahlungen, 
deren Eingang sicher ist, bleiben bis zur Fälligkeit der 
letzten Zahlung für ihren Zweck verfügbar, bei Bau-
maßnahmen und Beschaffungen längstens jedoch 
zwei Jahre nach Schluss des Haushaltsjahres, in dem 
der Bau oder der Gegenstand in seinen wesentlichen 
Teilen in Benutzung genommen werden kann.

(2) Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen eines 
Budgets können ganz oder teilweise für übertragbar 
erklärt werden. Sie bleiben bis längstens zwei Jahre 
nach Schluss des Haushaltsjahres verfügbar.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für über-
planmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen 
und Auszahlungen, wenn sie bis zum Ende des Haus-
haltsjahres in Anspruch genommen, jedoch noch 
nicht geleistet worden sind.

4. 
Liquidität und Rücklagen, Haushaltsausgleich 

und Deckung von Fehlbeträgen

§ 22
Liquidität, Kassenkredite

(1) Die rechtzeitige Verfügbarkeit der liquiden Mittel für 
ihren Zweck ist durch eine Liquiditätsplanung sicher-
zustellen. Der Bestand an Bargeld und die Guthaben 
auf den für den Zahlungsverkehr bei Kreditinstituten 
errichteten Konten sind auf den für Zahlungen not-
wendigen Umfang zu beschränken.
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(2) Der planmäßige Bestand an liquiden Mitteln ohne 
Kassenkreditmittel soll sich in der Regel auf mindes-
tens zwei Zwölftel der Summe der Auszahlungen aus 
laufender Verwaltungstätigkeit nach dem Durch-
schnitt der drei dem Haushaltsjahr vorangehenden 
Jahre belaufen.

(3) Liquide Mittel, die innerhalb des fünfjährigen Fi-
nanzplanungszeitraums (§ 9) zur Deckung von Aus-
zahlungen des Finanzhaushalts nicht benötigt wer-
den, sollen unter Berücksichtigung von Sicherheit, 
Ertrag und Verfügbarkeit angelegt werden.

(4) Soweit keine anderen liquiden Mittel zur Verfügung 
stehen, können kurzfristige Kredite zur Überbrü-
ckung des verzögerten oder späteren Eingangs von 
rechtlich und tatsächlich gesicherten Deckungsmit-
teln zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
(Kassenkredite) bis zu dem im Haushaltsplanbe-
schluss festgesetzten Höchstbetrag aufgenommen 
werden. Insgesamt darf der Höchstbetrag der Kas-
senkredite ein Sechstel der Summe der Einzahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit nicht übersteigen. 
Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der Bischöf-
lichen Aufsicht.
Die Festsetzung gilt weiter, bis der Haushaltsplanbe-
schluss für das folgende Jahr gefasst ist.

§ 23
Rücklagen

Für Überschüsse des ordentlichen Ergebnisses und Über-
schüsse des Sonderergebnisses sind gesonderte Rückla-
gen (Ergebnisrücklagen) zu führen. Für den Teilhaushalt 
Grund- und Sondervermögen wird eine zusätzliche Er-
gebnisrücklage Grund- und Sondervermögen geführt. 
Außerdem können zweckgebundene Rücklagen für recht-
lich unselbstständige örtliche Stiftungen sowie für unbe-
deutendes Treuhandvermögen im Sinne von § 77 gebildet 
werden. Im Rahmen der Feststellung des Jahresabschlus-
ses können aus den Ergebnisrücklagen Beträge in das 
Basiskapital umgebucht werden.

§ 24
Haushaltsausgleich

(1) In jedem Jahr soll das Ergebnis aus ordentlichen Er-
trägen und ordentlichen Aufwendungen (ordentliches 
Ergebnis) unter Berücksichtigung von Fehlbeträgen 
aus Vorjahren ausgeglichen werden. Dabei ist zu be-
achten, dass der Teilergebnishaushalt Grund- und 
Sondervermögen grundsätzlich durch Zuführungen 
zu bzw. Entnahmen von der Ergebnisrücklage Grund- 
und Sondervermögen ausgeglichen sein muss. Dies 
gilt auch beim Jahresabschluss.

(2) Kann der Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses un-
ter Berücksichtigung von Fehlbeträgen aus Vorjah-
ren trotz Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten und 
Ausschöpfung aller Ertragsmöglichkeiten nicht er-
reicht werden, sollen Mittel der Rücklage aus Über-
schüssen des ordentlichen Ergebnisses zum Haus-
haltsausgleich verwendet werden.

(3) Ist ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses nach 
Absatz 2 nicht erreichbar, sollen Überschüsse des 
Sonderergebnisses und Mittel der Rücklage aus 
Überschüssen des Sonderergebnisses zum Haus-
haltsausgleich verwendet werden.

(4) Soweit ein Ausgleich des ordentlichen Ergebnisses 
nach Absatz 2 und 3 nicht erreichbar ist, kann ein 
verbleibender Haushaltsfehlbetrag im mehrjährigen 
Finanzplan (§ 9) längstens in die drei folgenden 
Haushaltsjahre vorgetragen werden. Für die Deckung 
des Haushaltsfehlbetrags im Jahresabschluss als 
Fehlbetrag des Planjahres gilt § 25.

(5) Werden außerordentliche Erträge und Aufwendun-
gen veranschlagt und kann ein Ausgleich des Sonder-
ergebnisses noch nicht geplant werden, ist ein zum 
Ende des Haushaltsjahres verbleibender Fehlbetrag 
beim Sonderergebnis im Jahresabschluss nach § 25 
Abs. 4 zu verrechnen.

§ 25
Deckung von Fehlbeträgen des Jahresabschlusses 

und aus Vorjahren
(1) Ein Fehlbetrag beim ordentlichen Ergebnis soll un-

verzüglich gedeckt werden. Er soll im Jahresab-
schluss durch Entnahme aus der Rücklage aus Über-
schüssen des ordentlichen Ergebnisses verrechnet 
werden.

(2) Ein nach Absatz 1 verbleibender Fehlbetrag soll im 
Jahresabschluss mit einem Überschuss beim Sonder-
ergebnis oder durch Entnahme aus der Rücklage aus 
Überschüssen des Sonderergebnisses verrechnet 
werden.

(3) Ein danach verbleibender Fehlbetrag ist nach drei 
Jahren auf das Basiskapital zu verrechnen, soweit er 
nicht mit Ergebnisüberschüssen in einem vorange-
henden Haushaltsjahr gedeckt werden kann. Das Ba-
siskapital darf nicht negativ werden.

(4) Ein Fehlbetrag beim Sonderergebnis ist im Jahresab-
schluss durch Entnahme aus der Rücklage aus Über-
schüssen des Sonderergebnisses zu verrechnen. So-
weit dies nicht möglich ist, ist der Fehlbetrag zulasten 
des Basiskapitals zu verrechnen; Absatz 3 Satz 2 gilt 
entsprechend.

5. 
Weitere Vorschriften für die Haushaltswirtschaft

§ 26
Kreditaufnahmen, Bürgschaften und 

Gewährleistungen
(1) Kredite dürfen nur im Finanzhaushalt und nur für 

Investitionen, Investitionsförderungsmaßnahmen 
und zur Umschuldung aufgenommen werden, wenn 
eine andere Finanzierung nicht möglich ist oder wirt-
schaftlich unzweckmäßig wäre. Kredite dürfen unter 
den Voraussetzungen des Satzes 1 auch aufgenom-
men werden zur Ablösung von inneren Darlehen, 
wenn die Mittel des inneren Darlehens für investive 
Zwecke verwendet worden sind.

(2) Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnah-
men im Rahmen des Haushaltsplanbeschlusses be-
darf der Genehmigung der Aufsicht durch den Dekan 
(Gesamtgenehmigung). Die Genehmigung soll unter 
dem Gesichtspunkt einer geordneten Haushaltswirt-
schaft erteilt oder versagt werden; sie kann unter Be-
dingungen erteilt und mit Auflagen verbunden wer-
den. Sie ist in der Regel zu versagen, wenn die 
Kreditverpflichtungen mit der dauernden Leistungs-
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fähigkeit der Kirchengemeinde nicht im Einklang 
stehen.

(3) Die Kreditermächtigung gilt weiter, bis der Haus-
haltsplan mit Haushaltsplanbeschluss für das über-
nächste Jahr aufgestellt ist.

(4) Die Aufnahme der einzelnen Kredite, deren Gesamt-
betrag nach Absatz 2 genehmigt worden ist, bedarf 
unter Vorlage der vertraglichen Grundlage der Ge-
nehmigung der Bischöflichen Aufsicht (Einzelge-
nehmigung).

(5) Die Begründung einer Zahlungsverpflichtung, die 
wirtschaftlich einer Kreditaufnahme gleichkommt, 
bedarf der Genehmigung der Bischöflichen Aufsicht 
(Einzelgenehmigung). Absatz 2 Satz 2 und 3 gilt ent-
sprechend. Eine Genehmigung ist nicht erforderlich 
für die Begründung von Zahlungsverpflichtungen im 
Rahmen der laufenden Verwaltung.

(6) Zur Sicherung eines Kredits dürfen keine Sicherhei-
ten bestellt werden. Die Bischöfliche Aufsicht kann 
Ausnahmen zulassen, wenn die Bestellung von Si-
cherheiten der Verkehrsübung entspricht. Vermögen, 
das unmittelbar gottesdienstlichen Zwecken dient, 
darf nicht zur Sicherheitsleistung verwendet werden.

(7) Die Kirchengemeinde darf Bürgschaften und Ver-
pflichtungen aus Gewährverträgen nur zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben übernehmen. Die Rechtsgeschäfte 
bedürfen (ab einer Höhe von 10.000 €) der Genehmi-
gung der Bischöflichen Aufsicht. Absatz 2 Satz 2 und 
3 gilt entsprechend.

(8) Absatz 7 gilt entsprechend für Rechtsgeschäfte, die 
den in Absatz 7 genannten Rechtsgeschäften wirt-
schaftlich gleichkommen, insbesondere für die Zu-
stimmung zu Rechtsgeschäften Dritter, aus denen der 
Kirchengemeinde in künftigen Haushaltsjahren Ver-
pflichtungen zu finanziellen Leistungen erwachsen 
können.

§ 27
Bewirtschaftung und Überwachung der Erträge, 

Einzahlungen und Forderungen sowie der 
Aufwendungen und Auszahlungen

(1) Durch geeignete Maßnahmen ist sicherzustellen, 
dass die Erträge und Einzahlungen vollständig er-
fasst und Forderungen rechtzeitig eingezogen wer-
den.

(2) Die Haushaltsansätze sind so zu bewirtschaften, dass 
sie für die im Haushaltsjahr anfallenden Aufwendun-
gen und Auszahlungen ausreichen; sie dürfen erst 
dann in Anspruch genommen werden, wenn die Er-
füllung der Aufgaben es erfordert.

(3) Über Ansätze für Auszahlungen des Finanzhaushalts 
darf nur verfügt werden, soweit Deckungsmittel 
rechtzeitig bereitgestellt werden können und die Ge-
nehmigung der Bischöflichen Aufsicht vorliegt, so-
fern diese erforderlich ist. Dabei darf die Finanzie-
rung anderer, bereits begonnener Maßnahmen nicht 
beeinträchtigt werden.

(4) Die Inanspruchnahme der Haushaltsansätze und der 
Ermächtigungen für Planabweichungen sind zu über-
wachen. Die bei den einzelnen Teilhaushalten noch 
zur Verfügung stehenden Mittel für Aufwendungen 
und Auszahlungen müssen stets erkennbar sein.

(5) Absätze 2, 3 und 4 gelten für die Inanspruchnahme 
von Verpflichtungsermächtigungen entsprechend.

(6) Zur Erfüllung der Aufgaben der Kirche dürfen Spen-
den, Schenkungen und ähnliche Zuwendungen ein-
geworben und angenommen oder an Dritte vermittelt 
werden, die sich an der Erfüllung der Aufgaben der 
Kirche beteiligen.

§ 28
Berichtspflicht

(1) Der Kirchengemeinderat ist unterjährig über den 
Stand des Haushaltsvollzugs (Entwicklung der Er-
träge und Aufwendungen) in den Teilhaushalten und 
im Gesamthaushalt zu unterrichten.

(2) Der Kirchengemeinderat und die Bischöfliche Auf-
sicht sind unverzüglich zu unterrichten, wenn sich 
abzeichnet, dass
1. sich das Planergebnis von Ergebnishaushalt oder 

Finanzhaushalt wesentlich verschlechtert oder
2. sich die Gesamtauszahlungen einer Maßnahme 

des Finanzhaushalts wesentlich erhöhen werden.

§ 29
Haushaltswirtschaftliche Sperre

Soweit und solange die Entwicklung der Erträge und 
 Einzahlungen oder Aufwendungen und Auszahlungen es 
erfordern, ist die Inanspruchnahme von Ansätzen für 
Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflichtungs-
ermächtigungen aufzuschieben.

§ 30
Vorläufige Rechnungsvorgänge

(1) Eine Auszahlung, die sich auf den Haushalt auswirkt, 
darf vorläufig als durchlaufende Auszahlung nur be-
handelt werden, wenn die Verpflichtung zur Leis-
tung feststeht, die Deckung gewährleistet ist und die 
Zuordnung zu haushaltswirksamen Konten nicht 
oder noch nicht möglich ist.

(2) Eine Einzahlung, die sich auf den Haushalt auswirkt, 
darf vorläufig als durchlaufende Einzahlung nur be-
handelt werden, wenn eine Zuordnung zu haushalts-
wirksamen Konten nicht oder noch nicht möglich ist.

§ 31
Stundung, Niederschlagung und Erlass, Kleinbeträge
(1) Ansprüche dürfen ganz oder teilweise gestundet wer-

den, wenn ihre Einziehung bei Fälligkeit eine erheb-
liche Härte für den Schuldner bedeuten würde und 
der Anspruch durch die Stundung nicht gefährdet 
erscheint. Gestundete Beträge sind in der Regel an-
gemessen zu verzinsen.

(2) Ansprüche dürfen niedergeschlagen werden, wenn
1. feststeht, dass die Einziehung keinen Erfolg ha-

ben wird, oder
2. die Kosten der Einziehung außer Verhältnis zur 

Höhe des Anspruchs stehen.
(3) Ansprüche dürfen ganz oder zum Teil erlassen wer-

den, wenn ihre Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falles für den Schuldner eine besondere Härte bedeu-
ten würde. Das Gleiche gilt für die Rückzahlung oder 
Anrechnung von geleisteten Beträgen.
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(4) Die Kirchengemeinde kann davon absehen, Ansprü-
che von weniger als zehn Euro geltend zu machen, es 
sei denn, dass die Einziehung aus grundsätzlichen 
Erwägungen geboten ist. Stundung, Niederschla-
gung und Erlass sind der kassenführenden Stelle un-
verzüglich schriftlich mitzuteilen.

6. 
Organisation der Kasse

§ 32
Kasse

(1) Für alle Kassengeschäfte der in der Verwaltung des 
Kirchengemeinderats stehenden kirchlichen Rechts-
personen darf grundsätzlich nur eine Kasse geführt 
werden.

(2) Das zuständige Verwaltungszentrum erledigt grund-
sätzlich alle Kassen- und Buchführungsgeschäfte der 
in der Verwaltung des Kirchengemeinderats stehen-
den kirchlichen Rechtspersonen in Form einer orga-
nisatorischen Kassengemeinschaft unter Einhaltung 
der geltenden Vorschriften.

§ 33
Aufgaben der Kasse

(1) Zu den Kassengeschäften gehören
1. die Annahme der Einzahlungen und die Leistung 

der Auszahlungen,
2. die Verwaltung der Kassenmittel,
3. die Verwahrung von Wertgegenständen,
4. die Buchführung einschließlich der Sammlung 

der Belege, soweit nicht eine andere Stelle damit 
beauftragt ist. Der Kasse obliegen außerdem die 
Mahnung, Beitreibung und Einleitung der 
Zwangsvollstreckung (zwangsweise Einzie-
hung), soweit in anderen Vorschriften nichts an-
deres bestimmt oder nicht eine andere Stelle da-
mit beauftragt ist.

(2) Die Erledigung von Buchführungsgeschäften mit 
Ausnahme der Buchung der Zahlungen und der Füh-
rung des Tagesabschlussbuchs kann durch andere 
Stellen außerhalb der Kasse zugelassen werden, 
wenn dies der Verwaltungsvereinfachung dient und 
eine ordnungsgemäße Aufgabenerledigung gewähr-
leistet ist.

(3) Der Kasse können weitere Aufgaben übertragen wer-
den, soweit andere Vorschriften nicht entgegenstehen 
und die Erledigung der Aufgaben nach Absatz 1 nicht 
beeinträchtigt wird.

§ 34
Kassengemeinschaft

Innerhalb der organisatorischen Kassengemeinschaft im 
zuständigen Verwaltungszentrum können sich in der Ver-
waltung eines Kirchengemeinderats stehende kirchliche 
Rechtspersonen zur Erledigung des Zahlungsverkehrs 
über einen gemeinsamen Zahlweg mit anderen in der 
Verwaltung eines Kirchengemeinderats stehenden kirch-
lichen Rechtspersonen zusammenschließen. Dafür ist 
eine von der Bischöflichen Aufsicht zu genehmigende 
Vereinbarung zu schließen.

§ 35
Einrichtung und Geschäftsgang der Kasse

(1) Die Kasse ist so einzurichten, dass
1. sie ihre Aufgaben ordnungsgemäß und wirt-

schaftlich erledigen kann,
2. für die Sicherheit der Bediensteten gegen Über-

fälle angemessen gesorgt ist,
3. die Datenverarbeitungssysteme, Automaten für 

den Zahlungsverkehr und andere technische 
Hilfsmittel nicht unbefugt benutzt werden kön-
nen und

4. die Zahlungsmittel, die zu verwahrenden Gegen-
stände, die Bücher und Belege sicher aufbewahrt 
werden können.

(2) Buchführung und Zahlungsverkehr sollen nicht von 
denselben Bediensteten wahrgenommen werden.

(3) Ist die Kasse ständig mit mehr als einem/einer Be-
diensteten besetzt, sind Überweisungsaufträge, Ab-
buchungsaufträge und -vollmachten und Schecks von 
zwei Bediensteten zu unterzeichnen.

(4) Sendungen, die an die Kasse gerichtet sind, sind ihr 
ungeöffnet zuzuleiten. Zahlungsmittel und Wertsen-
dungen sind unverzüglich an die Kasse weiterzulei-
ten.

§ 36
Verwaltung der Kasse

(1) Für jede Kasse der in der Verwaltung eines Kirchen-
gemeinderats stehenden kirchlichen Rechtsperson ist 
ein/e Kassenverwalter/in im Verwaltungszen trum zu 
bestellen.

(2) Der/Die Kassenverwalter/in und andere Bedienstete 
der Kasse dürfen untereinander, zur Leitung des Ver-
waltungszentrums, zur stellvertretenden Leitung des 
Verwaltungszentrums, zur Leitung des Fachbereichs 
Finanzen sowie zu den Anordnungsberechtigten, zur 
Leitung und den Bediensteten des Rechnungsprü-
fungsamts nicht in einem die Befangenheit begrün-
denden Verhältnis nach § 55 KGO stehen.

(3) Für Kassengeschäfte dürfen nur Personen beschäf-
tigt werden, die geeignet und zuverlässig sind.

§ 37
Kassenaufsicht

(1) Der/Die Kassenverwalter/in untersteht der Leitung 
des Fachbereichs Finanzen. 

(2) Diese hat sich laufend über die ordnungsgemäße Kas-
senführung zu unterrichten, die vorgeschriebenen 
Prüfungen vorzunehmen und die Kassengeschäfte 
bei Ausscheiden des Kassenverwalters/der Kassen-
verwalterin der nachfolgenden Person zu übergeben.

§ 38
Zahlstellen

Zur Erledigung von Kassengeschäften können Zahlstel-
len als Teile der Kasse eingerichtet werden; in ihrem 
 Zuständigkeitsbereich können ihnen alle oder einzelne 
Aufgaben nach § 33 übertragen werden. Der Kirchenge-
meinderat regelt im Einvernehmen mit dem Träger des 
Verwaltungszentrums die Aufgaben der einzelnen Zahl-
stellen und die erforderlichen Maßnahmen für eine ord-
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nungsgemäße und sichere Verwaltung der Wechselgeld-
vorschüsse.

§ 39
Handvorschüsse/Bargeldannahme

Zur Leistung geringfügiger Zahlungen, die regelmäßig 
anfallen, oder als Wechselgeld können Handvorschüsse 
gewährt werden. Für regelmäßig anfallende Bargeldein-
gänge kann die Annahme von Bargeld zugelassen wer-
den. Wenn kein anderer Zeitpunkt bestimmt wird, ist 
über die Handvorschüsse und Bargeldannahmen monat-
lich, spätestens zum Jahresabschluss abzurechnen. Der 
Kirchengemeinderat hat im Einvernehmen mit dem Trä-
ger des Verwaltungszentrums die erforderlichen Maß-
nahmen für eine ordnungsgemäße und sichere Verwal-
tung zu treffen.

§ 40
Schriftform

Allgemeine Regelungen der Abschnitte 6 bis einschließ-
lich 9 bedürfen der Schriftform.

7. 
Kassenanordnungen

§ 41
Allgemeines für Kassenanordnungen

(1) Die Kasse darf, wenn in dieser Ordnung nichts ande-
res bestimmt ist, nur aufgrund einer schriftlichen 
oder bei automatisierten Verfahren auf elektroni-
schem Weg übermittelten Anordnung (Kassenanord-
nung) 
1. Einzahlungen annehmen oder Auszahlungen 

leisten und die damit verbundenen Buchungen 
vornehmen (Zahlungsanordnung; Annahmean-
ordnung oder Auszahlungsanordnung),

2. Buchungen vornehmen, die das Ergebnis in den 
Büchern ändern und die sich nicht in Verbindung 
mit einer Zahlung ergeben (Buchungsanord-
nung), und

3. Gegenstände zur Verwahrung annehmen oder 
verwahrte Gegenstände ausliefern und die damit 
verbundenen Buchungen vornehmen (Einliefe-
rungs- oder Auslieferungsanordnung).

Eine Kassenanordnung, die in der Form nicht den 
Vorschriften entspricht, darf erst ausgeführt werden, 
wenn die anordnende Stelle sie berichtigt hat. Gibt 
der Inhalt einer Kassenanordnung zu Bedenken An-
lass, darf sie nur ausgeführt werden, wenn die anord-
nende Stelle sie aufrechterhält.

(2) Der Kirchengemeinderat regelt die Befugnis, Kas-
senanordnungen zu erteilen. Die Namen der Perso-
nen, die Anordnungen erteilen dürfen, sowie Form 
und Umfang der Anordnungsbefugnis sind der Kasse 
mitzuteilen. Wer die sachliche und rechnerische Fest-
stellung trifft, soll nicht auch die Zahlungsanordnung 
erteilen. Bedienstete der Kasse sollen Kassenanord-
nungen nicht vorbereiten, sie dürfen keine Kassenan-
ordnungen erteilen.

(3) Folgende Sonderregelungen können getroffen wer-
den, wenn dies der Verwaltungsvereinfachung dient 
und eine ordnungsgemäße Aufgabenerledigung ge-
währleistet ist:

1. Beschränkung des Erfordernisses einer Kassen-
anordnung auf die zahlungswirksamen Buchun-
gen (Zahlungsanordnung; Annahmeanordnung 
oder Auszahlungsanordnung) und die Prozesse 
der Ein- und Auslieferung von Gegenständen 
(Einlieferungs- oder Auslieferungsanordnung); 

2. Verzicht auf die personelle Trennung der Anord-
nungsbefugnis und der Befugnis zur Erledigung 
der Buchführungsgeschäfte in den Fällen von 
§ 33 Abs. 2.

§ 42
Zahlungsanordnung

(1) Die Zahlungsanordnung muss enthalten
1. den Namen der Kirchengemeinde,
2. den anzunehmenden oder auszuzahlenden Be-

trag,
3. den Grund der Zahlung,
4. den Zahlungspflichtigen oder Empfangsberech-

tigten,
5. den Fälligkeitstag,
6. die Buchungsstelle oder ein Merkmal, welches 

eine eindeutige Verbindung zur sachlichen Bu-
chung herstellt, und das Haushaltsjahr,

7. bei über- und außerplanmäßigen Aufwendungen 
oder Auszahlungen die Bestätigung des Pfarrers 
oder der/des Gewählten Vorsitzenden über das 
Vorliegen der haushaltsrechtlichen Vorausset-
zungen,

8. die Bestätigung, dass die sachliche und rechneri-
sche Feststellung vorliegt,

9. das Datum der Anordnung und
10. die Unterschrift des Anordnungsberechtigten.
Die Bestätigung nach Satz 1 Nr. 8 entfällt, wenn die 
sachliche und rechnerische Feststellung mit der Zah-
lungsanordnung verbunden ist.

(2) Zahlungsanordnungen sind unverzüglich zu erteilen, 
sobald die Verpflichtung zur Leistung, der Zahlungs-
pflichtige oder Empfangsberechtigte, der Betrag und 
die Fälligkeit feststehen.

§ 43
Allgemeine Zahlungsanordnung

(1) Eine allgemeine Zahlungsanordnung kann sich auf 
die Angaben nach § 42 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3, 6, 9 und 
10 beschränken. Sie ist zulässig für
1. Einzahlungen, die dem Grunde nach häufig an-

fallen, ohne dass die Zahlungspflichtigen oder 
die Höhe vorher feststehen,

2. regelmäßig wiederkehrende Auszahlungen, für 
die der Zahlungsgrund und die Empfangsberech-
tigten, nicht aber die Höhe für die einzelnen Fäl-
ligkeitstermine feststehen,

3. geringfügige Auszahlungen, für die sofortige 
Barzahlung üblich ist, und

4. Auszahlungen von Gebühren, Zinsen und ähnli-
chen Kosten, die bei der Erledigung der Aufga-
ben der Kasse anfallen.
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(2) Für Einzahlungen, die nach Rechtsvorschriften oder 
allgemeinen Tarifen erhoben werden, ist eine allge-
meine Zahlungsanordnung zulässig, wenn gewähr-
leistet ist, dass die Kasse rechtzeitig vor den Fällig-
keitstagen die Unterlagen über die anzunehmenden 
Beträge erhält.

§ 44
Ausnahmen vom Erfordernis der 

Zahlungsanordnung
(1) Ist für die Kasse zu erkennen, dass sie empfangsbe-

rechtigt ist, hat sie Einzahlungen auch ohne Annah-
meanordnung anzunehmen und zu buchen. Die An-
nahmeanordnung ist unverzüglich einzuholen.

(2) Ohne Annahmeanordnung dürfen angenommen und 
gebucht werden
1. Kassenmittel, die die Kasse von einer anderen 

Stelle für Auszahlungen für Rechnung dieser 
Stelle erhält, und

2. Einzahlungen, die irrtümlich bei der Kasse ein-
gehen und nach Absatz 3 Nr. 2 zurückgezahlt 
oder weitergeleitet werden.

(3) Ohne Auszahlungsanordnung dürfen ausgezahlt und 
gebucht werden
1. die an eine andere Stelle abzuführenden Mittel, 

die für deren Rechnung angenommen wurden, 
und

2. irrtümlich eingezahlte Beträge, die an den Ein-
zahler zurückgezahlt oder an den Empfangsbe-
rechtigten weitergeleitet werden.

§ 45
Sachliche und rechnerische Feststellung

(1) Jeder Anspruch und jede Zahlungsverpflichtung sind 
auf ihren Grund und ihre Höhe zu prüfen. Die Rich-
tigkeit ist schriftlich zu bescheinigen (sachliche und 
rechnerische Feststellung). In den Fällen von § 44 
Abs. 2 Nr. 1 und 2 und Abs. 3 entfällt eine sachliche 
und rechnerische Feststellung.

(2) Bedarf es einer Zahlungsanordnung, ist die sachliche 
und rechnerische Feststellung vor Erteilung der An-
ordnung zu treffen. Sonst ist die Feststellung nach 
Eingang oder Leistung der Zahlung unverzüglich 
nachzuholen. Die anordnungsberechtigte Stelle hat 
der Kasse schriftlich oder bei automatisierten Ver-
fahren auf elektronischem Weg eine Bestätigung 
über die Feststellung zu übermitteln.

(3) Der Kirchengemeinderat regelt Näheres über die Be-
fugnis für die sachliche und rechnerische Feststel-
lung. Bediensteten der Kasse darf einzeln Feststel-
lungsbefugnis nur erteilt werden, wenn und soweit 
der Sachverhalt nur von ihnen beurteilt werden kann.

(4) Je nach Art des automatisierten Anordnungs- und 
Feststellungsverfahrens ist anstelle der Feststellung 
nach Absatz 2 zu bescheinigen, dass die dem Verfah-
ren zugrunde gelegten Daten sachlich und rechne-
risch richtig und vollständig ermittelt, erfasst und mit 
den gültigen Programmen ordnungsgemäß verarbei-
tet wurden und die Datenausgabe vollständig und 
richtig ist.

8. 
Zahlungsverkehr

§ 46
Allgemeines zum Zahlungsverkehr

(1) Der Zahlungsverkehr ist nach Möglichkeit unbar ab-
zuwickeln.

(2) Zahlungsmittel sollen nur in den Räumen der Kasse 
und nur von den damit beauftragten Bediensteten an-
genommen oder ausgehändigt werden. Außerhalb 
dieser Räume sollen Zahlungsmittel nur von hierfür 
vom Kirchengemeinderat ermächtigten Personen 
oder durch ausreichend gesicherte Automaten ange-
nommen oder ausgehändigt werden.

(3) Die Kasse darf einzelnen Bediensteten keine Zah-
lungsmittel zur Weitergabe an andere aushändigen, 
es sei denn, dass die Weitergabe der Zahlungsmittel 
zum Dienstauftrag der Bediensteten gehört oder 
diese die Zahlungsmittel als gesetzliche Vertreter 
oder als Bevollmächtigte in Empfang nehmen kön-
nen.

§ 47
Schecks, Debitkarten und Kreditkarten

(1) Einzahlungen dürfen neben den gesetzlichen Zah-
lungsmitteln mittels Debitkarten, Kreditkarten oder 
Schecks entgegengenommen werden. 

(2) Auszahlungen dürfen nicht durch Wechsel sowie 
nicht mittels Debitkarten oder Kreditkarten geleistet 
werden. Die Leitung des Fachbereichs Finanzen kann 
in bestimmten Fällen, in denen es im Interesse der 
Kirchengemeinde liegt und verkehrsüblich ist, unter 
Wahrung der Kassengrundsätze sowie der Trennung 
von Anordnung und Vollzug die Verwendung von 
Debitkarten und Kreditkarten zur Vornahme von 
Auszahlungen zulassen.

(3) Auf entgegengenommene Einzahlungen per Schecks, 
Debit- oder Kreditkarten dürfen Geldbeträge nicht 
bar ausbezahlt werden. 

§ 48
Einzahlungsquittung

(1) Die Kasse hat über jede Einzahlung, die durch Über-
gabe von Zahlungsmitteln entrichtet wird und die 
nicht den Gegenwert für verkaufte Wertzeichen, 
geldwerte Drucksachen und andere gegen Barzah-
lung zu festen Preisen abgegebene Gegenstände und 
Leistungen darstellt, dem Einzahler eine Quittung zu 
erteilen. Im Übrigen hat die Kasse nur auf Verlangen 
Quittungen zu erteilen; dabei ist der Zahlweg anzu-
geben.

(2) Wird die Einzahlung durch Übergabe eines Schecks 
bewirkt, ist das in der Quittung anzugeben. In diesem 
Fall hat die Quittung den Vermerk „Eingang vorbe-
halten“ zu enthalten.

(3) Die Leitung des Fachbereichs Finanzen regelt die 
Form der Quittung und die Befugnis zu ihrer Ertei-
lung. Die Regelung muss den Erfordernissen eines 
sicheren Zahlungsverkehrs entsprechen.
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§ 49
Verfahren bei Stundung und zwangsweiser 

Einziehung
(1) Der Kirchengemeinderat soll, wenn die zwangsweise 

Einziehung eingeleitet ist, eine Stundung nur im Be-
nehmen mit der Kasse erteilen. Die Kasse darf un-
beschadet von § 33 Abs. 1 Satz 2 Stundungen nicht 
gewähren; der Kirchengemeinderat kann sie aus-
nahmsweise in Abstimmung mit der Leitung des 
Fachbereichs Finanzen damit beauftragen, wenn dies 
zur Verwaltungsvereinfachung dient und eine ord-
nungsgemäße Erledigung gewährleistet ist.

(2) Die Kasse hat Einzahlungen, die nicht rechtzeitig 
eingegangen sind, unverzüglich zwangsweise einzu-
ziehen oder die zwangsweise Einziehung zu veran-
lassen. Sie kann von der zwangsweisen Einziehung 
zunächst absehen, wenn zu erkennen ist, dass
1. die Vollziehung des der Annahmeanordnung zu-

grunde liegenden Verwaltungsvorfalls ausge-
setzt wird oder

2. eine Stundung, Niederschlagung oder ein Erlass 
in Betracht kommt. Sie hat in diesen Fällen un-
verzüglich die Entscheidung des Kirchenge-
meinderats herbeizuführen.

§ 50
Auszahlungen, Lastschrifteinzugsverfahren

(1) Die Kasse hat die Auszahlungen zu den Fälligkeits-
tagen zu leisten. Sie soll Forderungen des Empfangs-
berechtigten gegen Forderungen der Kirchenge-
meinde aufrechnen.

(2) Die Kasse kann ein Kreditinstitut beauftragen oder 
einen Empfangsberechtigten ermächtigen, Forderun-
gen bestimmter Art vom Konto der Kasse abzubu-
chen oder abbuchen zu lassen. Eine solche Anwei-
sung darf nur erteilt werden, wenn
1. zu erwarten ist, dass der Empfangsberechtigte 

ordnungsgemäß mit der Kasse abrechnet,
2. die Forderungen des Empfangsberechtigten zeit-

lich und der Höhe nach abzuschätzen sind und
3. gewährleistet ist, dass das Kreditinstitut den ab-

gebuchten Betrag auf dem Konto der Kasse wie-
der gutschreibt, wenn die Kasse in angemessener 
Frist der Abbuchung widerspricht.

Von der Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 3 kann abge-
sehen werden, wenn der Empfangsberechtigte eine 
juristische Person des öffentlichen Rechts ist.

(3) Auszahlungen für Rechnung einer anderen Stelle sol-
len nur insoweit geleistet werden, als Kassenmittel 
aus Einzahlungen für diese Stelle oder aus deren Be-
ständen zur Verfügung stehen.

§ 51
Auszahlungsnachweise

(1) Die Kasse darf nur gegen Quittung bar auszahlen. 
Die Leitung des Fachbereichs Finanzen kann eine 
andere Art des Nachweises zulassen, wenn dem Zah-
lungsempfänger die Ausstellung einer Quittung nicht 
möglich ist oder nicht zugemutet werden kann.

(2) Bei unbaren Auszahlungen ist durch die Kasse auf 
der Auszahlungsanordnung, falls eine solche nicht 

vorgeschrieben oder nach § 43 allgemein erteilt ist, 
auf der sachlichen und rechnerischen Feststellung 
oder auf einem besonderen Beleg anzugeben oder 
innerhalb des automatisierten Verfahrens zu doku-
mentieren, an welchem Tag und auf welchem Weg die 
Zahlung geleistet worden ist.

§ 52
Tagesabschluss

(1) Die Kasse hat für jeden Tag, an dem Zahlungen be-
wirkt worden sind, den Bestand an Zahlungsmitteln 
sowie den Bestand auf den für den Zahlungsverkehr 
bei den Kreditinstituten eingerichteten Konten (Kas-
senistbestand) zu ermitteln und dem Barkassenbe-
stand und dem Bestand auf den für den Nachweis der 
Zahlungsmittel eingerichteten Bestandskonten (Kas-
sensollbestand) sowie dem Saldo der Finanzrech-
nungskonten gegenüberzustellen. Die Ergebnisse 
sind in das Tagesabschlussbuch zu übernehmen. Die 
Eintragungen sind von den an den Ermittlungen be-
teiligten Bediensteten und vom dem/der Kassenver-
walter/in zu unterzeichnen.

(2) Unstimmigkeiten sind unverzüglich aufzuklären. 
Wird ein Kassenfehlbetrag nicht sofort ersetzt, ist er 
zunächst als Vorschuss zu buchen. Ein Kassenfehlbe-
trag ist bei Aufstellung des Jahresabschlusses, wenn 
er länger als sechs Monate ungeklärt geblieben ist 
und Bedienstete nicht haften, als Aufwand zu bu-
chen. Ein Kassenüberschuss ist zunächst als Ver-
wahrgeld zu buchen. Bei der Aufstellung des Jahres-
abschlusses ist er, wenn er länger als sechs Monate 
unaufgeklärt geblieben ist, als Ertrag zu vereinnah-
men.

(3) Der Kassensollbestand ist spätestens vor Beginn der 
Kassenstunden am folgenden Tag zu ermitteln. Bei 
Kassen mit geringem Zahlungsverkehr kann die Lei-
tung des Fachbereichs Finanzen zulassen, dass wö-
chentlich nur ein Abschluss vorgenommen wird.

§ 53
Abschluss der Bücher

Das Journal und das Hauptbuch sind zum Ende des Haus-
haltsjahres abzuschließen. Nach dem Abschlusstag dür-
fen nur noch Abschlussbuchungen vorgenommen wer-
den.

9. 
Kassenmittel und Wertgegenstände

§ 54
Verwaltung der Kassenmittel

(1) Die Kasse hat darauf zu achten, dass die für die Aus-
zahlungen erforderlichen Kassenmittel rechtzeitig 
verfügbar sind. Die bewirtschaftenden Stellen haben 
die Kasse unverzüglich zu unterrichten, wenn mit 
größeren Ein- oder Auszahlungen zu rechnen ist.

(2) Der Verwaltungsausschuss regelt im Einvernehmen 
mit dem/der Kassenverwalter/in die Einrichtung von 
Konten bei Kreditinstituten. 

(3) Abhebungen und Auflösungen von Geldanlagen dür-
fen nur auf ein Girokonto der in der Verwaltung des 
Kirchengemeinderats stehenden Rechtsträger erfol-
gen. 
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(4) Der/Die Kassenverwalter/in kann den Kassenbe-
stand vor übergehend bis zum im Haushaltsplanbe-
schluss festgesetzten Höchstbetrag der Kassenkre-
dite verstärken.

§ 55
Aufbewahrung und Beförderung von 

Zahlungsmitteln, Vordrucken und technischen 
Hilfsmitteln

(1) Zahlungsmittel sowie Vordrucke für Überweisungs-
aufträge und Schecks sind sicher aufzubewahren. 
Gleiches gilt für technische Hilfsmittel zur Identifi-
kation im Zahlungsverkehr. Die Leitung des Verwal-
tungszentrums bestimmt, welche Sicherheitsvorkeh-
rungen für die Aufbewahrung sowie für die 
Beförderung von Zahlungsmitteln zu treffen sind.

(2) Die Kasse darf Zahlungsmittel, die nicht zum Kas-
senbestand gehören, und Gegenstände, die ihr nicht 
zur Verwahrung zugewiesen sind, nicht im Kassen-
behälter aufbewahren.

§ 56
Verwahrung von Wertgegenständen

(1) Wertpapiere sind einem Kreditinstitut zur Verwah-
rung zu übergeben. Im Übrigen sollen andere Urkun-
den, die Vermögensrechte verbriefen oder nachwei-
sen, von der Kasse verwahrt werden. Das Gleiche gilt 
für Gebührenmarken, andere Wertzeichen mit Aus-
nahme von Postwertzeichen und für geldwerte 
Drucksachen, die nach § 48 Abs. 1 Satz 1 ohne Quit-
tung abgegeben werden. 

(2) Über die Annahme und Auslieferung der zu verwah-
renden Wertgegenstände ist Buch zu führen. An-
nahme und Auslieferung sind zu quittieren. § 46 
Abs. 2 und 3 und § 55 Abs. 1 gelten entsprechend.

10. 
Buchführung und Inventar

§ 57
Buchführung

(1) Die Buchführung dient
1. der Bereitstellung von Informationen für den 

Haushaltsvollzug und für die Haushaltsplanung,
2. der Aufstellung des Jahresabschlusses und der 

Durchführung des Planvergleichs und
3. der Überprüfung des Umgangs mit kirchlichen 

Mitteln im Hinblick auf Rechtmäßigkeit, Wirt-
schaftlichkeit, Sparsamkeit und Nachhaltigkeit.

(2) Zur Erfüllung der in Absatz 1 genannten Zwecke sind 
Bücher in der Form der doppelten Buchführung 
(kirchliche Doppik) zu führen, in denen
1. alle Vorgänge, die zu einer Änderung der Höhe 

oder der Zusammensetzung des Vermögens, der 
aktiven Abgrenzungsposten, der Rückstellungen 
und Schulden sowie der passiven Rechnungsab-
grenzungsposten führen, insbesondere Aufwen-
dungen und Erträge sowie Auszahlungen und 
Einzahlungen,

2. die Lage des Vermögens und

3. die sonstigen, nicht das Vermögen berührenden 
wirtschaftlichen Vorgänge, insbesondere durch-
laufende Finanzmittel,

aufgezeichnet werden. Die Buchführung muss so be-
schaffen sein, dass sie einem sachverständigen Drit-
ten innerhalb angemessener Zeit einen Überblick 
über die Verwaltungsvorfälle und über die wirt-
schaftliche Lage vermitteln kann. Die Verwaltungs-
vorfälle müssen sich in ihrer Entstehung und Ab-
wicklung nachvollziehen lassen.

§ 58
Führung der Bücher und Zahlungsverkehr

(1) Die Führung der Bücher für die Bewirtschaftung von 
Aufwendungen und Auszahlungen sowie Erträgen 
und Einzahlungen, die Ermittlung von Ansprüchen 
und Zahlungsverpflichtungen, die Abwicklung des 
Zahlungsverkehrs und die Aufbewahrung der Bü-
cher und Belege wird mithilfe von elektronischer Da-
tenverarbeitung erledigt. Die Aufbewahrung der Be-
lege kann in visuell lesbarer Form erfolgen.

(2) Die Eintragungen in Büchern und die sonst erforder-
lichen Aufzeichnungen müssen vollständig, richtig, 
zeitgerecht, geordnet und nachprüfbar vorgenom-
men werden. Die Bedeutung von verwendeten Ab-
kürzungen, Ziffern, Buchstaben oder Symbolen 
muss im Einzelfall eindeutig festgelegt sein.

(3) Eine Eintragung oder eine Aufzeichnung darf nicht 
in einer Weise verändert werden, dass der ursprüng-
liche Inhalt nicht mehr feststellbar ist. Auch solche 
Veränderungen dürfen nicht vorgenommen werden, 
deren Beschaffenheit es ungewiss lässt, ob sie ur-
sprünglich oder erst später vorgenommen worden 
sind.

(4) Der Buchführung ist der verbindlich vorgegebene 
Konten- und Kostenstellenrahmen zugrunde zu le-
gen. 

(5) Bei der Buchführung und dem Zahlungsverkehr ist 
sicherzustellen, dass
1. nur Programme verwendet werden, die mit dem 

geltenden Recht übereinstimmen; sie müssen do-
kumentiert und von der Bischöflichen Aufsicht 
zur Anwendung freigegeben sein,

2. in das automatisierte Verfahren nicht unbefugt 
eingegriffen werden kann,

3. die gespeicherten Daten nicht verloren gehen und 
nicht unbefugt verändert werden können,

4. die Buchungen bis zum Ablauf der Aufbewah-
rungsfristen der Bücher jederzeit in angemesse-
ner Frist ausgedruckt werden können,

5. die Unterlagen, die für den Nachweis der ord-
nungsgemäßen maschinellen Abwicklung der 
Buchungsvorgänge erforderlich sind, einschließ-
lich der Dokumentation der verwendeten Pro-
gramme und eines Verzeichnisses über den Auf-
bau der Datensätze, bis zum Ablauf der 
Aufbewahrungsfrist der Bücher verfügbar sind 
und jederzeit in angemessener Frist lesbar ge-
macht werden können,

6. Berichtigungen der Bücher protokolliert und die 
Protokolle wie Belege aufbewahrt werden und
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7. eine ausreichende Trennung der Tätigkeitsberei-
che der Verwaltung von automatisierten Verfah-
ren, der fachlichen Sachbearbeitung und der Er-
ledigung der Kassenaufgaben beachtet und die 
für sie Verantwortlichen bestimmt werden.

(6) Bücher, die später ausgedruckt und in Papierform 
aufbewahrt werden, müssen die in Absatz 5 genann-
ten Bedingungen erfüllen. Auf dem Ausdruck ist die 
Übereinstimmung mit der elektronischen Datenver-
arbeitung durch Unterzeichnung zu bestätigen.

(7) Die Bücher sind durch geeignete Maßnahmen gegen 
Verlust, Wegnahme und Veränderungen zu schützen.

§ 59
Bücher, Belege

(1) Die Buchungen sind in zeitlicher Ordnung (Journal) 
und in sachlicher Ordnung (Hauptbuch) vorzuneh-
men. Es können Vor- und Nebenbücher geführt wer-
den, deren Ergebnisse zeitnah in das Journal und das 
Hauptbuch übernommen werden. Die Ergebnisse 
sind spätestens zum Ende des Haushaltsjahres zu 
übernehmen.

(2) Bei Kassengemeinschaften wird nur ein Journal ge-
führt; die Buchungen müssen aber je Kassengemein-
schaftsmitglied auslesbar sein. Das Hauptbuch wird 
für jedes Kassengemeinschaftsmitglied separat ge-
führt.

(3) Die Buchung im Journal umfasst mindestens
1. ein eindeutiges fortlaufendes Ordnungsmerk-

mal,
2. den Tag der Buchung,
3. ein Identifikationsmerkmal, das die Verbindung 

mit der sachlichen Buchung herstellt,
4. den Betrag,
5. den Adressaten und
6. den Zahlungsgrund.
Bei Kassengemeinschaften muss zusätzlich das Kas-
sengemeinschaftsmitglied erfasst werden.
Der Tag der Buchung kann von dem Tag abweichen, 
an dem die Zahlung nach den öffentlich-rechtlichen 
oder zivilrechtlichen Vorschriften als bewirkt gilt.

(4) Das Hauptbuch enthält die für die Aufstellung der 
Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und der Bi-
lanz erforderlichen Sachkonten.

(5) Buchungen müssen durch Kassenanordnungen und 
Auszahlungsnachweise sowie Unterlagen, aus denen 
sich der Grund der Buchung ergibt (begründende Un-
terlagen), belegt sein. Die Buchungsbelege müssen 
Hinweise enthalten, die eine Verbindung zu den Ein-
tragungen in den Büchern ermöglichen.

§ 60
Inventar, Inventur, Inventurvereinfachungsverfahren
(1) Zu Beginn des ersten Haushaltsjahres mit einer Rech-

nungsführung nach den Regeln der doppelten Buch-
führung und danach für den Schluss eines jeden 
Haushaltsjahres sind die Grundstücke, die Forderun-
gen, Schulden, Sonderposten und Rückstellungen, 
der Betrag des baren Geldes sowie die sonstigen Ver-
mögensgegenstände nach Rechtspersonen getrennt 

genau zu verzeichnen und dabei ist der Wert der ein-
zelnen Vermögensgegenstände und Schulden anzu-
geben (Inventar). Körperliche Vermögensgegen-
stände sind durch eine körperliche Bestandsaufnahme 
zu erfassen, soweit nichts anderes bestimmt ist. Die 
jährliche körperliche Bestandsaufnahme von körper-
lichen Vermögensgegenständen ist verzichtbar; spä-
testens alle fünf Jahre muss eine körperliche Be-
standsaufnahme durchgeführt werden; soweit keine 
aktuelleren Kenntnisse vorliegen, wird der Stand der 
letzten körperlichen Bestandsaufnahme zugrunde ge-
legt. Das Inventar ist innerhalb der einem ordnungs-
mäßigen Geschäftsgang entsprechenden Zeit aufzu-
stellen.

(2) Gleichartige Vermögensgegenstände des Vorratsver-
mögens sowie andere gleichartige oder annähernd 
gleichwertige bewegliche Vermögensgegenstände 
und Rückstellungen können jeweils zu einer Gruppe 
zusammengefasst und mit dem gewogenen Durch-
schnittswert angesetzt werden.

(3) In dem Inventar für den Schluss eines Haushaltsjah-
res brauchen Vermögensgegenstände nicht verzeich-
net zu werden, wenn
1. der Bestand aufgrund einer körperlichen Be-

standsaufnahme oder aufgrund eines nach Ab-
satz 2 zulässigen anderen Verfahrens nach Art, 
Menge und Wert in einem besonderen Inventar 
verzeichnet ist, das für einen Tag innerhalb der 
letzten drei Monate vor oder der ersten beiden 
Monate nach dem Schluss des Haushaltsjahres 
aufgestellt ist, und

2. aufgrund des besonderen Inventars durch An-
wendung eines Fortschreibungs- oder Rückrech-
nungsverfahrens gesichert ist, dass der am 
Schluss des Haushaltsjahres vorhandene Bestand 
der Vermögensgegenstände für diesen Zeitpunkt 
ordnungsgemäß bewertet werden kann.

(4) Immaterielle und bewegliche Vermögensgegen-
stände des Sachvermögens bis zu einem Wert von 
800 €1 ohne Umsatzsteuer sind von der Anwendung 
des Abs. 1 ausgenommen.

§ 61
Aufbewahrung von Unterlagen, 

Aufbewahrungsfristen
(1) Die Bücher und Belege sind sicher und geordnet auf-

zubewahren.
(2) Der Jahresabschluss ist dauernd in ausgedruckter 

Form aufzubewahren. Die Bücher, Inventare und Be-
lege sind zehn Jahre aufzubewahren. Gutschriften, 
Lastschriften und die Kontoauszüge der Kreditinsti-
tute sind wie Belege aufzubewahren. Die Fristen be-
ginnen am 1. Januar des der Feststellung des Jahres-
abschlusses folgenden Haushaltsjahres.

(3) Frühestens nach Ablauf von fünf Jahren seit Beginn 
der Aufbewahrungsfrist können die Bücher, Inven-
tare und Belege auf Bild- oder Datenträgern aufbe-
wahrt werden, wenn sichergestellt ist, dass der Inhalt 
der Bild- oder Datenträger mit den Originalen über-
einstimmt und jederzeit lesbar gemacht werden kann. 
Die Bild- oder Datenträger sind nach den Absätzen 1 
und 2 anstelle der Originale aufzubewahren. Die Ver-

1 Angelehnt an § 6 Abs. 2 EStG.
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filmung oder Speicherung von Fremdbelegen muss 
farbecht erfolgen.

(4) Werden automatisierte Verfahren, in denen Bücher 
gespeichert sind, geändert oder abgelöst, muss die 
maschinelle Auswertung der gespeicherten Daten in-
nerhalb der Aufbewahrungsfristen auch mit den ge-
änderten oder neuen Verfahren oder durch ein ande-
res Verfahren gewährleistet sein.

(5) Archivwürdige Unterlagen sind auszusondern und in 
das Archiv zu übernehmen. Die Vorschriften der 
Kirchlichen Archivordnung bleiben unberührt.

11. 
Ansatz und Bewertung des Vermögens, der 

Rückstellungen und der Schulden

§ 62
Vermögensbegriff

Das örtliche Kirchenvermögen dient den Aufgaben der 
Kirche. Der Begriff ist umfassend zu verstehen und um-
fasst neben Sach- und Finanzvermögen auch alle Rechte, 
deren Nutzung den örtlichen kirchlichen Rechtspersonen 
zusteht.

§ 63
Vermögensverwaltung

(1) Vermögensgegenstände dürfen in der Regel nur zu 
ihrem vollen Wert (Verkehrswert) veräußert werden.

(2) Für die Überlassung der Nutzung eines Vermögens-
gegenstands gilt Absatz 1 entsprechend.

(3) Genehmigungsvorbehalte der Bischöflichen Auf-
sicht unter Vorlage begründender Unterlagen sowie 
besondere Rechtsvorschriften für die Bewirtschaf-
tung des Waldes bleiben unberührt.

§ 64
Vollständigkeit der Ansätze, Verrechnungs- und 

Bilanzierungsverbote, Vermögen
(1) In der Bilanz sind die immateriellen Vermögensge-

genstände, das Sachvermögen und das Finanzvermö-
gen, die aktiven Abgrenzungsposten sowie das Ei-
genkapital, die Sonderposten, die Rückstellungen, 
die Verbindlichkeiten und die passiven Rechnungs-
abgrenzungsposten vollständig auszuweisen und 
hinreichend aufzugliedern.

(2) Posten der Aktivseite dürfen nicht mit Posten der 
Passivseite, Aufwendungen nicht mit Erträgen, Ein-
zahlungen nicht mit Auszahlungen, Grundstücks-
rechte nicht mit Grundstückslasten verrechnet wer-
den, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(3) Für immaterielle Vermögensgegenstände, die nicht 
entgeltlich erworben wurden, darf ein Aktivposten 
nicht angesetzt werden.

(4) Geleistete Investitionszuschüsse sind als Sonderpos-
ten in der Bilanz auszuweisen und entsprechend dem 
Zuwendungsverhältnis aufzulösen. Empfangene In-
vestitionszuweisungen sind als Sonderposten in der 
Bilanz auszuweisen und entsprechend der voraus-
sichtlichen Nutzungsdauer oder entsprechend dem 
Zuwendungsverhältnis aufzulösen.

§ 65
Rückstellungen

(1) Rückstellungen sind zu bilden für folgende unge-
wisse Verbindlichkeiten und für hinsichtlich ihrer 
Höhe oder des Zeitpunkts ihres Eintritts unbestimmte 
Aufwendungen:
1. die Lohn- und Gehaltszahlung für Zeiten der 

Freistellung von der Arbeit im Rahmen von Al-
tersteilzeitarbeit und ähnlichen Maßnahmen,

2. die Pensions- und Beihilfeverpflichtungen auf-
grund von beamtenrechtlichen und vertraglichen 
Ansprüchen, sofern nicht schon Rückstellungen 
vom Kommunalen Versorgungsverband Baden-
Württemberg gebildet wurden, unter angemesse-
ner Berücksichtigung umlagefinanzierter Siche-
rungssysteme,

3. drohende Verluste aus schwebenden Geschäften,
4. den Ausgleich von Gebührenüberschüssen,
5. aufgrund nicht in Anspruch genommenen Ur-

laubs und aufgrund von Mehrarbeitsstunden bei 
Einrichtungen, die Leistungen mit Dritten ab-
rechnen.

(2) Davon unberührt bleibt die Verpflichtung zur Bil-
dung von Rückstellungen aufgrund anderer Vor-
schriften.

(3) Weitere Rückstellungen können für ungewisse Ver-
bindlichkeiten gebildet werden.

(4) Rückstellungen dürfen nur aufgelöst werden, soweit 
der Grund hierfür entfallen ist.

§ 66
Vorbelastungen künftiger Haushaltsjahre

Unter der Bilanz sind, sofern sie nicht auf der Passivseite 
auszuweisen sind, die Vorbelastungen künftiger Haus-
haltsjahre zu vermerken, insbesondere eingegangene 
Verpflichtungen und in Anspruch genommene Verpflich-
tungsermächtigungen. Jede Art der Vorbelastung darf in 
einem Betrag angegeben werden. Haftungsverhältnisse 
sind auch anzugeben, wenn ihnen gleichwertige Rück-
griffsforderungen gegenüberstehen.

§ 67
Allgemeine Bewertungsgrundsätze

(1) Bei der Bewertung der Vermögensgegenstände und 
Schulden gilt Folgendes:
1. Die Wertansätze in der Eröffnungsbilanz des 

Haushaltsjahres müssen mit denen der Schluss-
bilanz des Vorjahres übereinstimmen.

2. Die Vermögensgegenstände, Rückstellungen 
und Schulden sind, soweit nichts anderes be-
stimmt ist, zum Abschlussstichtag einzeln zu 
bewerten.

3. Es ist wirklichkeitsgetreu zu bewerten. Vorher-
sehbare Risiken und Verluste, die bis zum Ab-
schlussstichtag entstanden sind, sind zu berück-
sichtigen, selbst wenn diese erst zwischen dem 
Abschlussstichtag und dem Tag der Aufstellung 
des Jahresabschlusses bekannt geworden sind; 
Risiken und Verluste, für deren Verwirklichung 
im Hinblick auf die besonderen Verhältnisse der 
Haushaltswirtschaft nur eine geringe Wahr-
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scheinlichkeit spricht, bleiben außer Betracht. 
Gewinne sind nur zu berücksichtigen, wenn sie 
am Abschlussstichtag realisiert sind.

4. Aufwendungen und Erträge des Haushaltsjahres 
sind unabhängig von den Zeitpunkten der ent-
sprechenden Zahlungen im Jahresabschluss zu 
berücksichtigen.

5. Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss an-
gewandten Bewertungsmethoden sollen beibe-
halten werden. Die auf den vorhergehenden Jah-
resabschluss angewandten Ansatzmethoden sind 
beizubehalten.

(2) Von den Grundsätzen des Absatzes 1 darf nur in be-
gründeten Ausnahmefällen abgewichen werden.

§ 68
Wertansätze

(1) Vermögensgegenstände sind, soweit nichts anderes 
bestimmt ist, mit den Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten, vermindert um Abschreibungen, 
 an zusetzen. Verbindlichkeiten sind zu ihrem Rück-
zahlungsbetrag und Rückstellungen zu ihrem Erfül-
lungsbetrag anzusetzen.

(2) Vermögensgegenstände, die unmittelbar zur Erfül-
lung der Aufgaben der Kirche erforderlich sind, sind 
mit einem Wert von 1 € anzusetzen. Dazu gehören in 
aller Regel insbesondere Kirchen, Kapellen und 
Friedhöfe sowie der jeweils zugehörige Grund und 
Boden.

(3) Anschaffungskosten sind die Aufwendungen, die ge-
leistet werden, um einen Vermögensgegenstand zu 
erwerben und ihn in einen betriebsbereiten Zustand 
zu versetzen, soweit sie dem Vermögensgegenstand 
einzeln zugeordnet werden können. Zu den Anschaf-
fungskosten gehören auch die Nebenkosten sowie die 
nachträglichen Anschaffungskosten. Minderungen 
des Anschaffungspreises sind abzusetzen.

(4) Herstellungskosten sind die Aufwendungen, die 
durch den Verbrauch von Gütern und die Inanspruch-
nahme von Diensten für die Herstellung eines Ver-
mögensgegenstands, seine Erweiterung oder für eine 
über seinen ursprünglichen Zustand hinausgehende 
wesentliche Verbesserung entstehen. Dazu gehören 
die Materialkosten, die Fertigungskosten und die 
Sonderkosten der Fertigung. Bei der Berechnung der 
Herstellungskosten dürfen auch die Verwaltungskos-
ten einschließlich Gemeinkosten, angemessene Teile 
der notwendigen Materialgemeinkosten, der notwen-
digen Fertigungsgemeinkosten und des Wertverzehrs 
des Vermögens, soweit sie durch die Fertigung veran-
lasst sind, eingerechnet werden.

(5) Zinsen für Fremdkapital gehören nicht zu den Her-
stellungskosten. Zinsen für Fremdkapital, das zur 
Finanzierung der Herstellung eines Vermögensge-
genstands verwendet wird, dürfen als Herstellungs-
kosten angesetzt werden, soweit sie auf den Zeitraum 
der Herstellung entfallen.

§ 69
Bewertungsvereinfachungsverfahren

(1) Für den Wertansatz gleichartiger Vermögensgegen-
stände des Vorratsvermögens kann unterstellt wer-
den, dass die zuerst oder dass die zuletzt angeschaff-

ten oder hergestellten Vermögensgegenstände zuerst 
verbraucht oder veräußert worden sind.

(2) § 60 Abs. 2 ist auch auf den Jahresabschluss anwend-
bar.

§ 70
Abschreibungen

(1) Bei Vermögensgegenständen des immateriellen Ver-
mögens und des Sachvermögens ohne Vorräte, deren 
Nutzung zeitlich begrenzt ist, sind die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten um planmäßige Abschrei-
bungen zu vermindern. Die planmäßige Abschrei-
bung erfolgt grundsätzlich in gleichen Jahresraten 
über die Dauer, in der der Vermögensgegenstand 
voraussichtlich genutzt werden kann (lineare Ab-
schreibung).

(2) Für Vermögensgegenstände nach Absatz 1 ist im Jahr 
der Anschaffung oder Herstellung der für dieses Jahr 
anfallende Abschreibungsbetrag um jeweils ein 
Zwölftel für jeden vollen Monat zu vermindern, der 
dem Monat der Anschaffung oder Herstellung voran-
geht. Anschaffungs- oder Herstellungskosten für im-
materielle Vermögensgegenstände und bewegliche 
Vermögensgegenstände des Sachvermögens unter-
halb der Inventarisierungsgrenze können im Zusam-
menhang mit einer investiven Baumaßnahme geson-
dert als notwendige Erstausstattung aktiviert werden; 
ansonsten sind sie im Jahr der Anschaffung als or-
dentlicher Aufwand auszuweisen.

(3) Ohne Rücksicht darauf, ob ihre Nutzung zeitlich be-
grenzt ist, sind bei Vermögensgegenständen im Falle 
einer voraussichtlich dauernden Wertminderung au-
ßerplanmäßige Abschreibungen vorzunehmen, um 
die Vermögensgegenstände mit dem niedrigeren 
Wert anzusetzen, der ihnen am Abschlussstichtag 
beizulegen ist. Stellt sich in einem späteren Jahr her-
aus, dass die Gründe für die Abschreibung nicht 
mehr bestehen, ist der Betrag dieser Abschreibung im 
Umfang der Werterhöhung unter Berücksichtigung 
der Abschreibungen, die inzwischen vorzunehmen 
gewesen wären, zuzuschreiben.

(4) Durch Richtlinie können für bestimmte Vermögens-
gegenstände allgemeine Regeln vorgesehen werden.

§ 71
Substanzerhalt

(1) Für Vermögensgegenstände, die unmittelbar zur Er-
füllung der Aufgaben der Kirche erforderlich sind, ist 
die Ansammlung von Substanzerhaltungsmitteln 
vorzusehen. Die Höhe der monatlichen Substanzer-
haltungsmittel bestimmt sich nach den durch Richtli-
nie von der Bischöflichen Aufsicht vorgegebenen 
spezifischen Richtwerten.

(2) Die Ansammlung von Substanzerhaltungsmitteln 
beginnt mit dem Monat, der auf die Anschaffung 
oder Herstellung folgt.
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12. 
Jahresabschluss

§ 72
Allgemeine Grundsätze für die Gliederung des 

Jahresabschlusses, Anhang
(1) Die Form der Darstellung des Jahresabschlusses 

muss klar und übersichtlich sein, insbesondere die 
Gliederung der aufeinanderfolgenden Ergebnisrech-
nungen, Finanzrechnungen und Bilanzen ist beizu-
behalten.

(2) In der Ergebnisrechnung, der Finanzrechnung und 
der Bilanz ist zu jedem Posten der entsprechende Be-
trag des vorhergehenden Haushaltsjahres anzugeben. 
Den Posten der Ergebnis- und Finanzrechnung sind 
zusätzlich die Planansätze des Rechnungsjahres ge-
genüberzustellen. Sind die Beträge nicht vergleich-
bar, so ist dies im Anhang anzugeben und zu erläu-
tern. Wird der Vorjahresbetrag angepasst, so ist auch 
dies im Anhang anzugeben und zu erläutern.

(3) Ein Posten der Ergebnisrechnung, Finanzrechnung 
oder Bilanz, der keinen Betrag ausweist, braucht 
nicht aufgeführt zu werden, es sei denn, dass im vor-
hergehenden Rechnungsjahr unter diesem Posten ein 
Betrag ausgewiesen wurde.

(4) Der Jahresabschluss hat sämtliche Vermögensgegen-
stände, Schulden, Rückstellungen, Rechnungsab-
grenzungsposten, Erträge, Aufwendungen, Einzah-
lungen und Auszahlungen zu enthalten, soweit nichts 
anderes bestimmt ist. Der Jahresabschluss ist um ei-
nen Anhang zu erweitern, der mit den Rechnungen 
nach Absatz 1 eine Einheit bildet, und durch einen 
Jahresabschlussbericht zu erläutern.

(5) Dem Anhang sind als Anlagen beizufügen
1. die Übersicht zur Entwicklung der Liquidität im 

Haushaltsjahr,
2. eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu 

übertragenden Haushaltsermächtigungen,
3. die (unter der Bilanz) aufzuführenden Vorbelas-

tungen künftiger Haushaltsjahre,
4. die neuesten Jahresabschlüsse der Sondervermö-

gen, für die Sonderrechnungen geführt werden 
(§ 77), und

5. die neuesten Jahresabschlüsse der Unternehmen 
und Einrichtungen, an denen die Kirchenge-
meinde mit mehr als 50 Prozent beteiligt ist, oder 
eine kurz gefasste Übersicht über die Wirt-
schaftslage und die voraussichtliche Entwick-
lung der Unternehmen und Einrichtungen.

(6) Im Jahresabschlussbericht sind der Verlauf der Haus-
haltswirtschaft und die wirtschaftliche Lage darzu-
stellen. Dabei sind die wichtigsten Ergebnisse des 
Jahresabschlusses und erhebliche Abweichungen der 
Jahresergebnisse von den Haushaltsansätzen zu er-
läutern.

§ 73
Rechnungsabgrenzungsposten

(1) Als Rechnungsabgrenzungsposten sind auf der Ak-
tivseite vor dem Abschlussstichtag geleistete Ausga-
ben auszuweisen, soweit sie Aufwand für eine be-
stimmte Zeit nach diesem Tag darstellen. Ferner darf 

ausgewiesen werden die als Aufwand berücksichtigte 
Umsatzsteuer auf am Abschlussstichtag auszuwei-
sende oder von den Vorräten offen abgesetzte Anzah-
lungen.

(2) Auf der Passivseite sind als Rechnungsabgrenzungs-
posten vor dem Abschlussstichtag erhaltene Einnah-
men auszuweisen, soweit sie Ertrag für eine be-
stimmte Zeit nach diesem Tag darstellen.

(3) Ist der Rückzahlungsbetrag einer Schuld höher als 
der Auszahlungsbetrag, so darf der Unterschiedsbe-
trag auf der Aktivseite als Rechnungsabgrenzungs-
posten aufgenommen werden. Der Unterschiedsbe-
trag ist durch planmäßige jährliche Abschreibungen 
zu tilgen, die auf die gesamte Laufzeit der Schuld 
verteilt werden können.

(4) Bei periodisch wiederkehrenden Erträgen und Auf-
wendungen kann von der Bildung eines Rechnungs-
abgrenzungspostens abgesehen werden.

§ 74
Ergebnisrechnung

(1) In der Ergebnisrechnung und Teilergebnisrechnung 
sind die Erträge und Aufwendungen und die jeweili-
gen Planansätze und das Ergebnis des Vorjahres nach 
Arten gegliedert in Staffelform gegenüberzustellen.

(2) Zur Ermittlung des Jahresergebnisses der Ergebnis-
rechnung sind die Gesamterträge und Gesamtauf-
wendungen gegenüberzustellen. Dabei ist zu beach-
ten, dass der Teilergebnishaushalt Grund- und 
Sondervermögen grundsätzlich durch Zuführungen 
zu bzw. Entnahmen von der Ergebnisrücklage Grund- 
und Sondervermögen ausgeglichen werden muss. Im 
Jahresabschluss ist ein Überschuss beim ordentli-
chen Ergebnis der Rücklage aus Überschüssen des 
ordentlichen Ergebnisses, ein Überschuss beim Son-
derergebnis der Rücklage aus Überschüssen des Son-
derergebnisses zuzuführen. Für die Deckung von 
Fehlbeträgen beim ordentlichen Ergebnis und beim 
Sonderergebnis gilt § 25. Die Behandlung von Über-
schüssen und Fehlbeträgen ist entsprechend der Glie-
derung des Ergebnishaushalts darzustellen; ergän-
zend ist die Umbuchung aus den Ergebnisrücklagen 
in das Basiskapital auszuweisen.

(3) Außerordentliche Erträge und Aufwendungen sind 
hinsichtlich ihres Betrags und ihrer Art im An-
hang zu erläutern, soweit sie für die Beurteilung der 
Ertragslage nicht von untergeordneter Bedeutung 
sind.

§ 75
Finanzrechnung

In der Finanzrechnung und Teilfinanzrechnung sind die 
im Haushaltsjahr eingegangenen Einzahlungen und ge-
leisteten Auszahlungen und die jeweiligen Planansätze 
und das Ergebnis des Vorjahres nach Arten gegliedert in 
Staffelform gegenüberzustellen und darüber hinaus wie 
folgt auszuweisen:
haushaltsunwirksame Zahlungsvorgänge
haushaltsunwirksame Einzahlungen, unter anderem 
durchlaufende Finanzmittel, Rückzahlung von angeleg-
ten Kassenmitteln, Aufnahme von Kassenkrediten, und



202 Kirchliches Amtsblatt Rottenburg-Stuttgart 2020, Nr. 7, 15.06.2020

haushaltsunwirksame Auszahlungen, unter anderem 
durchlaufende Finanzmittel, Anlegung von Kassenmit-
teln, Rückzahlung von Kassenkrediten;
der Überschuss oder Bedarf aus haushaltsunwirksamen 
Einzahlungen und Auszahlungen (Saldo);
Zahlungsmittelbestand
die Summe Anfangsbestand an Zahlungsmitteln und
die Veränderung des Bestands an Zahlungsmitteln;
der Endbestand an Zahlungsmitteln am Ende des Haus-
haltsjahres (Saldo).

§ 76
Bilanz

(1) Die Bilanz ist in Kontoform aufzustellen.
(2) In der Bilanz sind mindestens die in den Absätzen 3 

und 4 bezeichneten Posten in der angegebenen Rei-
henfolge gesondert auszuweisen. Ein entsprechen-
des Muster wird verbindlich zur Anwendung vorge-
geben.

(3) Aktivseite:
1. Vermögen

1.1 Immaterielle Vermögensgegenstände;
1.2 Sachvermögen;
1.3 Finanzvermögen;

2. Abgrenzungsposten;
3. Nettoposition (nicht gedeckter Fehlbetrag).

(4) Passivseite:
1. Eigenkapital

1.1 Basiskapital;
1.2 Rücklagen;
1.3 Fehlbeträge des ordentlichen Ergebnisses;

2. Sonderposten;
3. Rückstellungen;
4. Verbindlichkeiten;
5. Passive Rechnungsabgrenzungsposten.

13. 
Sondervermögen, Treuhandvermögen

§ 77
Sondervermögen, Treuhandvermögen

(1) Sondervermögen sind
1. Messstiftungen,
2. Mesnerstellenfonds,
3. Zweckbindungen von Pfarramtsgeldern und 

Grundausstattung für Gemeinden für Katholi-
ken anderer Muttersprache,

4. rechtlich unselbstständige kirchliche Vereine,
5. rechtlich unselbstständige kirchliche Einrichtun-

gen und
6. rechtlich unselbstständige Stiftungen.

(2) Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 3 unterlie-
gen den Vorschriften über die Finanzwirtschaft. Sie 
sind im Haushalt der Kirchengemeinde gesondert 
nachzuweisen.

(3) Für Sondervermögen nach Absatz 1 Nr. 4 bis 6 kön-
nen mit Genehmigung der Bischöflichen Aufsicht 
besondere Haushaltspläne/Wirtschaftspläne aufge-
stellt und Sonderrechnungen geführt werden. Die 
Vorschriften über die Finanzwirtschaft gelten ent-
sprechend; besondere gesetzliche Vorschriften oder 
Bestimmungen des Stifters bleiben unberührt.

(4) Für rechtlich selbstständige örtliche Stiftungen sowie 
für Vermögen, die nach besonderem Recht treuhän-
derisch zu verwalten sind (Treuhandvermögen), sind 
besondere Haushaltspläne aufzustellen und Sonder-
rechnungen zu führen. Absatz 3 Satz 2, 2. Halbsatz 
gilt entsprechend.

(5) Die Ordnung für rechtsfähige kirchliche Stiftungen 
in der Diözese Rottenburg-Stuttgart (StiftO), die 
Ordnung für nichtrechtsfähige katholisch-kirchliche 
Stiftungen in Trägerschaft einer katholischen Kir-
chengemeinde oder Gesamtkirchengemeinde in der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart und die Regelung von 
Messstipendien, Messstiftungen und Stolgebühren 
bleiben unberührt.

(6) Für Sondervermögen und Treuhandvermögen, für 
die Sonderrechnungen geführt werden, sind Sonder-
kassen einzurichten. Sie sollen mit der Kasse verbun-
den werden und sie werden von der Pflicht zur Fi-
nanzplanung freigestellt.

§ 78
Kollekten

(1) Bei den sonn- und feiertäglichen Gottesdiensten so-
wie den Tauf-, Trauungs- und Begräbnisgottesdiens-
ten wird eine Kollekte durchgeführt.

(2) Die Kollekte ist durch zwei vom Kirchengemeinderat 
zu bestimmende Personen zu zählen und unverzüg-
lich auf das Konto der Kirchengemeinde einzuzah-
len. Bis zur Einzahlung ist die Kollekte diebstahlsi-
cher aufzubewahren. Das Ergebnis der Zählung ist in 
einem Verzeichnis einzutragen und zu beurkunden. 
Dies gilt auch für sonstige Sammlungen und Opfer-
stöcke.

(3) Die nach dem Kollektenplan abzuführenden 
Kollekten sind als durchlaufende Finanzmittel 
zeitnah weiterzuleiten.

§ 79
Pfarramtsgelder

(1) Die Verwendung der Pfarramtsgelder ist so weit als 
möglich zu belegen (Originalrechnungen, Quittun-
gen usw.). Belege und Zahlungsanordnungen müs-
sen, abweichend von den Vorschriften des § 42, min-
destens folgende Angaben enthalten:
1. den Namen der Kirchengemeinde,
2. den anzunehmenden oder auszuzahlenden Be-

trag,
3. den Fälligkeitstag,
4. die Buchungsstelle oder ein Merkmal, welches 

eine eindeutige Verbindung zur sachlichen Bu-
chung herstellt, und das Haushaltsjahr,

5. die Bestätigung, dass die sachliche und rechneri-
sche Feststellung vorliegt,

6. das Datum der Anordnung,
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7. die Unterschrift des Anordnungsberechtigten.
Angaben zum Zahlungspflichtigen, Zahlungsemp-
fänger oder zum Grund der Zahlung müssen aufge-
nommen werden, wenn diesbezüglich keine Anony-
mität erforderlich ist.

(2) Wenn Anonymität zwingend erforderlich ist, sind 
vom Pfarrer Unterlagen mit entsprechenden Angaben 
im Pfarrbüro zu verwahren. Diese Unterlagen sind 
mindestens zehn Jahre aufzubewahren. Anlässlich 
der Pfarrvisitation hat der Dekan diese Unterlagen zu 
überprüfen. Das Ergebnis der Prüfung ist im Visita-
tionsbericht festzuhalten.

(3) Übersteigt das Sondervermögen der Pfarramtsgelder 
zum Jahresende den Betrag von 10.000 €, entscheidet 
der Kirchengemeinderat über die Verwendung des 
übersteigenden Betrags. Dieser ist zur Erfüllung von 
sonstigen caritativen Aufgaben (zum Beispiel Kin-
dergarten, Sozialstation, Jugendarbeit) zeitnah ein-
zusetzen.

(4) Das Recht zur Verfügung über die Pfarramtsgelder 
kann der Pfarrer auf den Kirchengemeinderat, einen 
Ausschuss gemäß § 37 KGO oder die pastorale An-
sprechperson übertragen.

14. 
Örtliche Prüfungen

§ 80
Unvermutete Barkassenprüfungen

(1) Unvermutete Barkassenprüfungen sind bei der 
Kasse, den Sonderkassen und den Zahlstellen jähr-
lich vorzunehmen. Die Prüfung umfasst eine Barkas-
senbestandsaufnahme, durch die zu ermitteln ist, ob 
der Barkassenistbestand mit dem Barkassensollbe-
stand übereinstimmt. 

(2) Die Prüfung hat ebenfalls zu erfolgen, wenn ein 
neuer/eine neue Kassenverwalter/in oder Zahlstellen-
verwalter/in bestellt wird.

(3) Die Prüfung der Kasse ist grundsätzlich von der 
Leitung des Fachbereichs Finanzen, die Prüfung der 
Sonderkassen und Zahlstellen von einem Mitglied 
des Kirchengemeinderats vorzunehmen.

(4) Über die Prüfung ist ein Bericht zu erstellen.

§ 81
Monatliche Prüfung des Tagesabschlusses

(1) Mindestens ein Tagesabschluss pro Monat ist von der 
Leitung des Fachbereichs Finanzen zu prüfen. Ein 
Vermerk über die Prüfung ist im Tagesabschlussbuch 
vorzunehmen. 

(2) Die Prüfung hat ebenfalls zu erfolgen, wenn ein 
neuer/eine neue Kassenverwalter/in bestellt wird.

§ 82
Örtliche Prüfung vor Feststellung des 

Jahresabschlusses
(1) Der Jahresabschluss nach § 73 KGO ist vor der Fest-

stellung durch den Kirchengemeinderat zu prüfen. 
Die Prüfung soll durch ein Mitglied des Kirchenge-
meinderats erfolgen.

(2) Die Prüfung umfasst die Feststellung, dass die Be-
schlüsse des Kirchengemeinderats bei der Ausfüh-

rung des Haushalts beachtet worden sind. Die Prü-
fung kann sich auf Stichproben beschränken.

(3) Die Durchführung der Prüfung ist zu dokumentie-
ren. Der Kirchengemeinderat ist darüber zu infor-
mieren.

15. 
Schlussvorschriften

§ 83
Begriffsbestimmungen

Bei der Anwendung dieser Ordnung sind die nachfolgen-
den Begriffe zugrunde zu legen:
1. Abschlussbuchungen:

die beim Jahresabschluss, zum Abschluss der Ergeb-
nisrechnung und Finanzrechnung sowie zur Aufstel-
lung der Bilanz für das abgelaufene Haushaltsjahr 
noch erforderlichen Buchungen, ausgenommen die 
Buchungen von Einzahlungen und Auszahlungen 
von Dritten oder an Dritte einschließlich der Sonder-
vermögen mit Sonderrechnung;

2. Abschreibungen:
Betrag, der bei abnutzbaren Vermögensgegenständen 
die eingetretenen Wertminderungen erfasst und als 
Aufwand angesetzt wird;

3. Aufwendungen:
zahlungs- und nichtzahlungswirksamer Verbrauch 
von Gütern und Dienstleistungen (Ressourcenver-
brauch) eines Haushaltsjahres;

4. Auszahlungen:
Barzahlungen und bargeldlose Zahlungen, die die li-
quiden Mittel vermindern;

5. außerordentliche Erträge und Aufwendungen: 
außerhalb der gewöhnlichen Verwaltungstätigkeit 
anfallende Erträge und Aufwendungen, insbeson-
dere Gewinne und Verluste aus Vermögensveräuße-
rung, soweit sie nicht von untergeordneter Bedeutung 
sind, zum Beispiel ungewöhnlich hohe Spenden, 
Schenkungen, Erträge und Aufwendungen im Zu-
sammenhang mit Naturkatastrophen oder außerge-
wöhnlichen Schadensereignissen;

6. außerplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlun-
gen:
Aufwendungen oder Auszahlungen, für die im Haus-
haltsplan keine Ermächtigungen veranschlagt und 
keine aus den Vorjahren übertragenen Ermächtigun-
gen (Haushaltsübertragungen) verfügbar sind;

7. Bargeld:
Euro-Münzen und Euro-Banknoten und fremde 
Geldsorten;

8. Basiskapital:
die sich in der Bilanz ergebende Differenz zwischen 
Vermögen und Abgrenzungsposten der Aktivseite 
sowie Rücklagen, Sonderposten, Rückstellungen, 
Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungspos-
ten der Passivseite der Bilanz;

9. Baumaßnahmen:
Neu-, Erweiterungs- und Umbauten sowie die In-
standsetzung von Bauten, soweit sie nicht der Unter-
haltung baulicher Anlagen dient;
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10. Bilanz:
Abschluss des Rechnungswesens für ein Haushalts-
jahr in Form einer Gegenüberstellung von Vermögen 
(Aktiva) und Kapital (Passiva) zu einem bestimmten 
Stichtag;

11. Buchführung:
lückenlose, betragsmäßige Aufzeichnung der Ver-
waltungsvorfälle;

12. Budget:
im Haushaltsplan für einen abgegrenzten Aufgaben-
bereich veranschlagte Personal- und Sachmittel (Er-
mächtigungen) und Haushaltsübertragungen, die 
dem zuständigen Verantwortungsbereich zur Be-
wirtschaftung zugewiesen sind;

13. Debitkarten:
Kartensysteme der Kreditinstitute, die Zahlungen in 
Form von Zahlungsanweisungen ermöglichen, bei 
denen der verfügte Wert sofort vom Konto des Kar-
teninhabers eingezogen wird;

14. durchlaufende Finanzmittel:
Zahlungen, die für einen Dritten lediglich eingenom-
men und ausgegeben werden;

15. Einzahlungen:
Barzahlungen und bargeldlose Zahlungen, die die li-
quiden Mittel erhöhen;

16. Erlass:
Verzicht auf einen Anspruch;

17. Erträge:
zahlungs- und nichtzahlungswirksamer Wertzu-
wachs (Ressourcenaufkommen) eines Haushaltsjah-
res;

18. Fehlbetrag:
Unterschiedsbetrag, um den die ordentlichen und au-
ßerordentlichen Aufwendungen im Ergebnishaushalt 
oder im Jahresabschluss der Ergebnisrechnung höher 
sind als die ordentlichen und außerordentlichen Er-
träge;

19. fremde Finanzmittel:
Mittel, die die Kasse des endgültigen Kostenträgers 
oder eine andere Kasse einnimmt oder ausgibt;

20. Hauptbuch:
Darstellung der Buchungen des externen Rechnungs-
wesens nach sachlichen Ordnungskriterien innerhalb 
eines Haushaltsjahres;

21. Haushaltsübertragungen:
Ansätze für Aufwendungen und Auszahlungen, die 
in das folgende Jahr übertragen werden;

22. Haushaltsvermerke:
einschränkende oder erweiternde Bestimmungen zu 
Ansätzen des Haushaltsplans (zum Beispiel Ver-
merke über Deckungsfähigkeit, Übertragbarkeit, 
Zweckbindung, Sperrvermerke);

23. Investitionen:
Auszahlungen für die Veränderung des Vermögens 
(immaterielles Vermögen, Sachvermögen einschließ-
lich aktivierter Eigenleistungen, ohne geringwertige 
bewegliche und immaterielle Vermögensgegen-
stände außer Erstausstattungen und Finanzvermögen 
ohne Anlagen von Kassenmitteln), das der langfristi-
gen Aufgabenerfüllung dient;

24. Investitionsförderungsmaßnahmen:
Zuweisungen, Zuschüsse, Darlehen und Ausleihun-
gen für Investitionen Dritter und für Investitionen der 
Sondervermögen mit Sonderrechnung;

25. Journal:
Darstellung der Buchungen des externen Rechnungs-
wesens in zeitlicher Reihenfolge innerhalb eines 
Haushaltsjahres;

26. Kassengemeinschaft:
Eine Kassengemeinschaft liegt bereits vor, wenn 
Kassen- und ggf. Buchführungsgeschäfte von mehr 
als einer Kasse durch das gleiche Verwaltungszen-
trum erledigt werden (= organisatorische Kassenge-
meinschaft). Darüber hinaus können sich mehrere 
Kassen zur Erledigung des Zahlungsverkehrs über 
einen gemeinsamen Zahlweg zusammenschließen 
(= vereinbarte Kassengemeinschaft), Voraussetzung 
ist eine von der Bischöflichen Aufsicht genehmigte 
Vereinbarung;

27. Kassenkredite:
kurzfristige Kredite zur Überbrückung des verzöger-
ten oder späteren Eingangs von Deckungsmitteln, 
soweit keine anderen liquiden Mittel eingesetzt wer-
den können;

28. Kassenmittel:
die Zahlungsmittel und die Bestände auf Konten der 
Kasse oder Sonderkasse mit Ausnahme der Geldan-
lagen;

29. Kontenrahmen:
die für die sachliche Gliederung der Buchungen im 
Hauptbuch vorgegebene Mindestgliederung der Bu-
chungskonten;

30. Kredite:
die unter der Verpflichtung zur Rückzahlung von 
Dritten oder von Sondervermögen mit Sonderrech-
nung aufgenommenen Finanzierungsmittel mit Aus-
nahme der Kassenkredite;

31. Kreditkarten:
Kartensysteme der Kreditkartenunternehmen, die 
Zahlungen in Form von Zahlungsanweisungen er-
möglichen, bei denen der verfügte Wert erst verzö-
gert mit einem individuell vereinbarten Zahlungsziel 
(in der Regel vier Wochen) vom Konto des Kartenin-
habers eingezogen wird;

32. Leistung:
bewertbares Arbeitsergebnis einer Verwaltungsein-
heit, das zur Aufgabenerfüllung im Haushaltsjahr 
erzeugt wird;

33. Niederschlagung:
die befristete oder unbefristete Zurückstellung der 
Weiterverfolgung eines fälligen Anspruchs ohne 
Verzicht auf den Anspruch selbst;

34. ordentliche Erträge und Aufwendungen:
Erträge und Aufwendungen, die innerhalb der ge-
wöhnlichen Verwaltungstätigkeit anfallen, soweit sie 
nicht den außerordentlichen Erträgen und Aufwen-
dungen zuzuordnen sind;

35. Rechnungsabgrenzungsposten:
Bilanzpositionen, die der zeitlichen Rechnungsab-
grenzung dienen:
a) Ausgaben vor dem Abschlussstichtag sind auf 

der Aktivseite auszuweisen, soweit sie Aufwand 
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für eine bestimmte Zeit nach diesem Tag dar-
stellen (aktiver Rechnungs abgrenzungs posten),

b) Einnahmen vor dem Abschlussstichtag sind auf 
der Passivseite auszuweisen, wenn sie Ertrag für 
eine bestimmte Zeit nach diesem Tag darstellen 
(passiver Rechnungsabgrenzungsposten);

36. Schulden:
Rückzahlungsverpflichtungen (Verbindlichkeiten) 
aus Anleihen, Kreditaufnahmen und ihnen wirt-
schaftlich gleichkommenden Vorgängen sowie aus 
der Aufnahme von Kassenkrediten;

37. Tilgung von Krediten:
a) ordentliche Tilgung:

die Leistung des im Haushaltsjahr zurückzuzah-
lenden Betrags bis zu der in den Rückzahlungs-
bedingungen festgelegten Mindesthöhe,

b) außerordentliche Tilgung:
die über die ordentliche Tilgung hinausgehende 
Rückzahlung einschließlich Umschuldung;

38. überplanmäßige Aufwendungen oder Auszahlungen:
Aufwendungen oder Auszahlungen, die die im Haus-
haltsplan veranschlagten Beträge und die aus den 
Vorjahren übertragenen Ermächtigungen (Haus-
haltsübertragungen) übersteigen;

39. Überschuss:
Unterschiedsbetrag, um den die ordentlichen und au-
ßerordentlichen Erträge im Ergebnishaushalt oder im 
Jahresabschluss der Ergebnisrechnung die ordentli-
chen und außerordentlichen Aufwendungen überstei-
gen;

40. Umschuldung:
die Ablösung von Krediten durch andere Kredite;

41. Vorjahr:
das dem Haushaltsjahr vorangehende Jahr;

42. Zahlungsmittel:
Bargeld, Schecks sowie Zahlungen mittels Debit-
karte, Kreditkarte;

43. Zahlungsverkehr:
a) unbare Zahlungen:

die – auch mittels Debitkarten oder Kreditkarten 
elektronisch bewirkten – Überweisungen und 
Einzahlungen auf ein Konto der Kasse oder Son-
derkasse bei einem Kreditinstitut und entspre-
chende Überweisungen und Auszahlungen von 
einem solchen Konto sowie die Übersendung von 
Schecks;

b) Barzahlungen:
die Übergabe oder Übersendung von Bargeld; als 
Barzahlung gilt auch die Übergabe von Schecks;

44. Zuschreibung: 
Betrag, der bei abnutzbaren Vermögensgegenständen 
die eingetretenen Wertsteigerungen erfasst und als 
Ertrag angesetzt wird.

§ 84
Erstmalige Bewertung, Eröffnungsbilanz

(1) In der Eröffnungsbilanz sind die zum Stichtag der 
Aufstellung vorhandenen Vermögensgegenstände 
mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten, ver-
mindert um Abschreibungen, anzusetzen. Die Ver-
mögensgegenstände dürfen auch mit Werten ange-

setzt werden, die vor dem Stichtag für die Aufstellung 
der Eröffnungsbilanz in Anlagenachweisen zur Lie-
genschaftsbeschreibung oder im Inventarverzeichnis 
nach § 86 der Haushalts- und Kassenordnung vom 
2. Juni 1986 (KABl. 1986, S. 613) in der zuletzt gel-
tenden Fassung nachgewiesen sind. Der Grundsatz 
der Einzelbewertung ist hierbei zu beachten. Bei be-
weglichen und immateriellen Vermögensgegenstän-
den, deren Anschaffung oder Herstellung länger als 
fünf Jahre vor dem Stichtag für die Eröffnungsbilanz 
zurückliegt und deren Einzelwert zum Zeitpunkt der 
Anschaffung oder Herstellung unter 5.000 € brutto 
liegt, kann von einer Inventarisierung und Aufnahme 
in die Bilanz abgesehen werden.

(2) Abweichend von Absatz 1 können für Vermögensge-
genstände, die mehr als fünf Jahre vor dem Stichtag 
der Eröffnungsbilanz angeschafft oder hergestellt 
wurden, den Preisverhältnissen zum Anschaffungs- 
oder Herstellungszeitpunkt entsprechende Erfah-
rungswerte angesetzt werden, vermindert um Ab-
schreibungen. 

 Dabei können fiktive Anschaffungs- oder Herstel-
lungszeitpunkte auf der Basis des aktuellen Zustands 
des Vermögensgegenstands und der danach geschätz-
ten Restnutzungsdauer angesetzt werden.

(3) Für Vermögensgegenstände, die vor dem 31. Dezem-
ber 1972 angeschafft oder hergestellt worden sind, 
können abweichend von Absatz 1 und 2 den Preisver-
hältnissen zum 1. Januar 1972 entsprechende Erfah-
rungswerte angesetzt werden, vermindert um Ab-
schreibungen.

(4) Bei Grundstücken, insbesondere bei landwirtschaft-
lich genutzten Grundstücken, und Grünflächen kön-
nen örtliche Durchschnittswerte angesetzt werden. 
Für den Wert von Grund und Boden von Grundstü-
cken, die dauerhaft einer öffentlichen Zweckbestim-
mung dienen, können vom Wert von Grund und Bo-
den umliegender Grundstücke Abschläge bis zur 
Hälfte des Werts vorgenommen werden. Bei Wald-
flächen können
1. für den Aufwuchs zwischen 7.200 € und 8.200 € 

je Hektar und
2. für die Grundstücksfläche 2.600 € je Hektar 
angesetzt werden.

(5) Als Wert von Beteiligungen und Sondervermögen 
ist, wenn die Ermittlung der tatsächlichen Anschaf-
fungskosten einen unverhältnismäßigen Aufwand 
verursachen würde, das anteilige Eigenkapital anzu-
setzen.

(6) Für Sonderposten für erhaltene Investitionszuwei-
sungen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend. Bei 
Bewertung von Vermögensgegenständen nach Er-
fahrungs- oder Pauschalwerten sollen die korrespon-
dierenden Sonderposten ebenfalls nach Erfahrungs- 
oder Pauschalwerten ermittelt werden. Auf den 
Ansatz geleisteter Investitionszuschüsse in der Eröff-
nungsbilanz kann verzichtet werden; soweit ein An-
satz erfolgt, gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend.

(7) Die in der Eröffnungsbilanz nach den Absätzen 2 bis 
6 angesetzten Werte für die Vermögensgegenstände 
gelten für die künftigen Haushaltsjahre als Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten.
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§ 85
Berichtigung der erstmaligen Erfassung und 

Bewertung
(1) Soweit bei der erstmaligen Erfassung und Bewertung 

in der Eröffnungsbilanz
1. Vermögensgegenstände oder Sonderposten nicht 

oder mit einem zu niedrigen Wert oder Sonder-
posten oder Schulden zu Unrecht oder mit einem 
zu hohen Wert angesetzt worden sind oder

2. Vermögensgegenstände oder Sonderposten zu 
Unrecht oder mit einem zu hohen Wert oder Son-
derposten oder Schulden nicht oder mit einem zu 
geringen Wert angesetzt worden sind, so ist in 
der späteren Bilanz der unterlassene Ansatz 
nachzuholen oder der Wertansatz zu berichtigen 
(Berichtigungen), wenn es sich um einen wesent-
lichen Betrag handelt; dies gilt auch, wenn die 
Vermögensgegenstände oder Schulden am Bi-
lanzstichtag nicht mehr vorhanden sind, jedoch 
nur für den auf die Vermögensänderung folgen-
den Jahresabschluss.

(2) Der Gewinn und Verlust aus Berichtigungen ist mit 
dem Basiskapital zu verrechnen. Die Berichtigungen 
sind im Anhang der betroffenen Bilanz zu erläutern.

(3) Berichtigungen können letztmals im fünften der Prü-
fung der Eröffnungsbilanz folgenden Jahresabschluss 
vorgenommen werden. Vorherige Jahresabschlüsse 
sind nicht zu berichtigen.

§ 86
Inkrafttreten, Übergangszeit, Muster

(1) Diese Haushalts- und Kassenordnung (HKO) wird 
im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Rotten-
burg-Stuttgart veröffentlicht und tritt mit Ausnahme 
der in Absatz 2 genannten Fälle mit Wirkung zum 
1. Januar 2021 in Kraft.

(2) Für Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden 
und Dekanate sowie kirchliche Zweckverbände, die 
bei der Haushalts-, Kassen- und Rechnungsführung 
keine doppelte Buchführung (kirchliche Doppik 
nach §§ 70 bis 76 KGO) anwenden, finden – soweit 
nichts anderes bestimmt ist – die Vorschriften der 
Haushalts- und Kassenordnung für die ortskirchli-
chen Rechtspersonen und Dekanate (Dekanatsver-
bände) in der Diözese Rottenburg-Stuttgart vom 
2. Juni 1986 in der jeweils gültigen Änderungsfas-
sung samt Durchführungsverordnungen weiter An-
wendung. Die Neuregelungen der HKO treten für 
Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemeinden und 
Dekanate sowie kirchliche Zweckverbände, die bis 
zum 1. Januar 2021 keine doppelte Buchführung 
(kirchliche Doppik) eingeführt haben, ab dem Zeit-
punkt der Anwendung der doppelten Buchführung in 
Kraft. Auf § 94 Abs. 2 KGO wird verwiesen.

(3) Die bislang gültige Haushalts- und Kassenordnung 
für die ortskirchlichen Rechtspersonen und Dekanate 
(Dekanatsverbände) in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart vom 2. Juni 1986 tritt generell mit Ablauf 
des 31. Dezember 2020 außer Kraft.

(4) Von der Bischöflichen Aufsicht werden folgende 
Muster verbindlich zur Verwendung vorgegeben:

Haushaltsplan
1. Haushaltsplanbeschluss (§ 71 KGO),
2. Gesamtergebnishaushalt einschließlich Finanz-

planung (§§ 2, 9),
3. Gesamtfinanzhaushalt einschließlich Finanzpla-

nung (§§ 3, 9),
4. Teilergebnishaushalt einschließlich Finanzpla-

nung (§§ 4, 9),
5. Teilfinanzhaushalt einschließlich Finanzplanung 

(§§ 4, 9),
6. Stellenplan (§ 5),
7. Vorbericht (§ 6),
8. Investitionsprogramm (§ 9),
9. Übersicht über die voraussichtliche Entwicklung 

der Liquidität; Übersicht über die aus Verpflich-
tungsermächtigungen voraussichtlich fällig 
 werdenden Auszahlungen; Übersicht über den 
voraussichtlichen Stand der Rücklagen, Rück-
stellungen und Schulden (§ 1);

Jahresabschluss
1. Feststellungsbeschluss (§ 73 KGO),
2. Gesamtergebnisrechnung einschließlich Plan-

vergleich (§ 74),
3. Gesamtfinanzrechnung einschließlich Planver-

gleich (§ 75),
4. Teilergebnisrechnung einschließlich Planver-

gleich (§ 74),
5. Teilfinanzrechnung einschließlich Planvergleich 

(§ 75);
6. Übersicht zur Entwicklung der Liquidität im 

Haushaltsjahr;
7. eine Übersicht über die in das folgende Jahr zu 

übertragenden Haushaltsermächtigungen und
8. die Bilanz (§ 76).
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BO-Nr. 2035 – 06.04.20
PfReg. F 1.1 a 1

Dekret
Ordnung für die Kommission zur Ordnung 
des Diözesanen Arbeitsvertragsrechts der 

Diözese Rottenburg-Stuttgart
(Bistums-KODA-Ordnung)

Die Ordnung für die „Kommission zur Ordnung des Di-
özesanen Arbeitsvertragsrechts“ der Diözese Rottenburg-
Stuttgart (Bistums-KODA-Ordnung) in der im Kirchli-
chen Amtsblatt Nr. 13 der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
vom 15.12.2016 veröffentlichten Fassung wird anlässlich 
der Corona-Pandemie mit nachstehendem Gesetz geän-
dert.
Gemäß Canon 8 § 2 CIC tritt dieses Gesetz durch Be-
kanntmachung im Internetauftritt der Diözese-Rotten-
burg-Stuttgart mit sofortiger Wirkung in Kraft. Es ist im 
Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese Rottenburg-Stutt-
gart bekannt zu machen.
Rottenburg, den 7. Mai 2020
+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

Gesetz zur Ergänzung der Bistums-KODA-
Ordnung anlässlich der Corona-Pandemie

1) In § 19 Absatz 1 wird das Wort „Viertel“ durch „Drit-
tel“ und das Wort „schriftlich“ durch die Worte „in 
Textform“ ersetzt.

2) In § 19 Absatz 2 wird das Wort „acht“ durch das Wort 
„vier“ ersetzt.

3) § 19 Absatz 4 wird um die Sätze 2 bis 7 ergänzt:
Kann die körperliche Anwesenheit eines oder mehre-
rer Mitglieder an der Sitzung aus wichtigem Grund 
nicht stattfinden, kann die Teilnahme einzelner oder 
aller Mitglieder an der Sitzung auch mittels neuer 
Informations- und Kommunikationstechnologien er-
folgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt 
der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. Über das 
Vorliegen eines wichtigen Grundes entscheidet die/
der Vorsitzende im Einvernehmen mit der/dem stell-
vertretenden Vorsitzenden. Eine Sitzung kann außer-
dem mittels neuer Informations- und Kommunikati-
onstechnologien erfolgen, wenn ein Drittel der 
Gesamtzahl der Mitglieder in Textform und unter 
Angabe von Gründen die Einberufung einer eilbe-
dürftigen Sitzung verlangt. Im Hinblick auf die 
 Beschlussfassung gelten virtuell teilnehmende Mit-
glieder als stimmberechtigt. Auch ein virtuell teilneh-
mendes Mitglied kann eine Stimmrechtsübertragung 
eines anderen Mitgliedes ausüben. Die Vorausset-
zungen des Absatz 3 sind einzuhalten.

4) § 19 Absatz 5 wird das Wort „schriftlich“ durch die 
Worte „in Textform“ ersetzt.

5) In § 20 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
In Angelegenheiten, die eilbedürftig sind und für die 
eine mündliche Verhandlung entbehrlich ist, können 
Beschlüsse schriftlich oder mittels eines elektroni-
schen Verfahrens herbeigeführt werden. Der Bera-
tungsgegenstand, über den abgestimmt werden soll, 

wird zuvor allen Mitgliedern der Kommission zuge-
leitet. Ein Beschluss kommt zustande, wenn inner-
halb einer Frist von einer Woche kein Mitglied wider-
spricht. Die/Der Vorsitzende entscheidet im 
Einvernehmen mit der/dem stellvertretenden Vorsit-
zenden über die Einleitung dieses Verfahrens.

6) In § 28 werden die Sätze 2 und 3 eingefügt.
Die Regelungen aus § 19 Absatz 4 Satz 2 bis 4 gelten 
für Ausschusssitzungen entsprechend. § 19 Absatz 4 
Satz 4 gilt mit der Maßgabe, dass ein Drittel aller 
Mitglieder des Ausschusses eine Ausschusssitzung 
verlangen kann.

7) Dieses Gesetz tritt am 31.03.2022 außer Kraft. 
8) Gemäß Canon 8 § 2 CIC tritt dieses Gesetz durch 

Bekanntmachung im Internetauftritt der Diözese-
Rottenburg-Stuttgart mit sofortiger Wirkung in 
Kraft. Es ist im Kirchlichen Amtsblatt für die Diö-
zese Rottenburg-Stuttgart bekannt zu machen.

Rottenburg, den 7. Mai 2020
+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof
Hinweis: Dieses Gesetz wurde gemäß Canon 8 § 2 CIC 
durch Bekanntmachung im Internetauftritt der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart unter der Rubrik Kirchliches Amts-
blatt am 07.05.2020 promulgiert und trat mit sofortiger 
Wirkung in Kraft. Es wird hier mit identischem Wortlaut 
nochmals bekannt gemacht.
Rottenburg, den 18. Mai 2020
Prof. Dr. Felix Hammer
Kanzler der Diözesankurie

BO-Nr. 1934 – 01.04.20
PfReg. K 5.1

 Dekret
Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung der Diözese Rot-
tenburg-Stuttgart für Bandleiter/innen oder Pop-Chorlei-
ter/innen im kirchlichen Dienst wurde mit Beschluss der 
Sitzung des Bischöflichen Ordinariats vom 31.03.2020 
angenommen. Diese tritt mit Veröffentlichung im Kirch-
lichen Amtsblatt in Kraft.
Rottenburg, den 14. Mai 2020
+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

Ausbildungs- und Prüfungsordnung der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart für Band-

leiter/innen oder Pop-Chorleiter/innen im 
kirchlichen Dienst

Präambel
Der kirchenmusikalische Dienst gehört zu den zentralen 
liturgischen Aufgaben, da die Musik „integrierender und 
notwendiger Bestandteil“ (Sacrosanctum Concilium 112) 
allen gottesdienstlichen Geschehens ist.
Die Diözese Rottenburg-Stuttgart möchte dem popular-
musikalischen Spektrum in der Kirche Rechnung tragen 
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und richtet deshalb zwei neue Ausbildungsgänge ein, die 
entsprechende Qualifikationsmöglichkeiten für den 
kirchlichen Dienst schaffen.

§ 1
Geltungsbereich

Diese Ausbildungs- und Prüfungsordnung gilt für die 
Ausbildungsgänge als Bandleiter/in und Pop-Chorleiter/
-in im kirchlichen Dienst am Amt für Kirchenmusik der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart (Träger der Ausbildung).

§ 2
Ziel der Ausbildung

(1) Die Ausbildung zum/zur Bandleiter/in oder Pop-
Chorleiter/in soll die erforderlichen Kenntnisse und 
Fähigkeiten für die genannten kirchenmusikalischen 
Tätigkeitsfelder vermitteln.

(2) Der erfolgreiche Abschluss der Ausbildung befähigt 
zum qualifizierten Dienst in der genannten kirchen-
musikalischen Funktion und wird in der Diözese 
Rottenburg-Stuttgart anerkannt.

§ 3
Zulassungsvoraussetzungen

(1) Die Zulassungsvoraussetzungen sind:
a. eine ausreichende musikalische Begabung, die 

im Rahmen einer Aufnahmeprüfung nachgewie-
sen werden muss,

b. die Bereitschaft zur verantwortlichen Arbeit im 
Dienst der Kirchenmusik,

c. die Zugehörigkeit zur Katholischen Kirche. Be-
werber/innen einer anderen christlichen Konfes-
sion (Mitglieder in der Arbeitsgemeinschaft 
Christlicher Kirchen) können nur nach Ausnah-
megenehmigung durch den zuständigen Haupt-
abteilungsleiter auf gesonderten schriftlichen 
Antrag des/der Bewerbers/in zugelassen werden.

(2) Als Mindestalter wird das 15. Lebensjahr vorausge-
setzt. Bei Minderjährigen ist eine Einwilligungser-
klärung des Erziehungsberechtigten vorzulegen. 

§ 4
Anmeldung zur Aufnahmeprüfung und Zulassung

(1) Die Zulassung wird vom Ergebnis einer Aufnahme-
prüfung abhängig gemacht. Die Aufnahmeprüfung 
wird von der Ausbildungsleitung (zuständige Regio-
nalkantoren) abgenommen. Über die endgültige Zu-
lassung entscheidet das Amt für Kirchenmusik.

(2) Aufnahmeprüfungen finden alle zwei Jahre statt. 
Anmeldungen sind bis spätestens vier Wochen vor 
dem Aufnahmeprüfungstermin einzureichen. Dazu 
sind folgende Unterlagen vorzulegen:
a. eine vollständig ausgefüllte Anmeldung zur Auf-

nahmeprüfung (Anlage 1),
b. eine Bescheinigung der Kirchengemeinde/des 

Ortpfarrers über die Gemeindezugehörigkeit 
(Anlage 3).

(3) Musikalische Voraussetzungen sind:
a. Bandleiter/in: Klavier- oder Gitarrenspiel,
b. Pop-Chorleiter/in: Klavierspiel,

c. Grundlagen der Musiklehre,
d. gutes musikalisches Gehör,
e. bildungsfähige Stimme.

(4) Es besteht kein Anspruch auf Teilnahme an der Auf-
nahmeprüfung, wenn die Bewerbungsunterlagen 
nicht ordnungsgemäß, rechtzeitig und vollständig 
eingereicht wurden. Unvollständige oder nicht frist-
gerecht eingereichte Anmeldungen können zurück-
gewiesen werden.

(5) Die Aufnahmeprüfung besteht aus den nachfolgen-
den Elementen:
a. Die mündliche/praktische Aufnahmeprüfung 

setzt sich wie folgt zusammen:
1. für Bandleitung: Klavier oder Gitarre;
2. für Pop-Chorleitung: Klavier, Gesang.

b. Die schriftliche Aufnahmeprüfung setzt sich wie 
folgt zusammen:
1. Musiklehre,
2. elementare Gehörbildung.

c. Weitere Inhalte zur Aufnahmeprüfung können 
der Anlage 4 entnommen werden.

(6) Es wird ein Prüfungsprotokoll angefertigt, das von 
der Ausbildungsleitung zu unterzeichnen ist. Darin 
wird folgender Inhalt festgestellt:
a. Tag und Ort der Prüfung,
b. der Name des Prüfungsteilnehmers,
c. die Dauer der Prüfung und die Themen,
d. Bewertung der Prüfung (bestanden oder nicht 

bestanden),
e. besondere Vorkommnisse.

(7) Die bestandene Aufnahmeprüfung behält ihre Gül-
tigkeit zwei Jahre.

(8) Eine nicht bestandene Aufnahmeprüfung kann ein-
mal wiederholt werden. Bei der Wiederholung gelten 
allein die Ergebnisse der Wiederholungsprüfung.

(9) Die Aufnahmeprüfung ist nicht öffentlich.

§ 5
Anerkennung bereits erbrachter Prüfungsleistungen
(1) Bewerber/innen, die bereits im Zusammenhang mit 

einer anderen gleichwertigen abgeschlossenen Aus-
bildung eine Prüfung in einem oder mehreren der in 
Anlage 4 aufgezählten Fächer bestanden haben, kön-
nen auf Antrag von der nochmaligen Abschlussprü-
fung in einem oder mehreren der oben genannten 
Fächer befreit werden, sofern die Anforderungen 
mindestens denen der Ausbildung zum Bandleiter/in/ 
Pop-Chorleiter/in entsprechen.

(2) Der Antrag auf Befreiung ist vor Ausbildungsbeginn 
einzureichen. Die Entscheidung darüber trifft die 
Ausbildungsleitung.

§ 6
Ausbildung

(1) Das Amt für Kirchenmusik schließt mit dem/der 
Auszubildenden unter Bezugnahme auf die Bestim-
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mungen dieser Ordnung einen Ausbildungsvertrag 
(Anlage 2) ab.

(2) Die Ausbildungsdauer beträgt in der Regel zwei 
Jahre. Auf schriftlichen und begründeten Antrag 
kann die Regelausbildungsdauer um ein Jahr auf ma-
ximal drei Jahre verlängert oder der Unterricht unter-
brochen werden, wenn der/die Auszubildende
a. wegen einer Krankheit keine Unterrichtsstunden 

besuchen kann und die Krankheit die erwarteten 
Ausbildungsleistungen verhindert,

b. ihren Ehegatten oder einen in gerader Linie Ver-
wandten oder ersten Grades Verschwägerten, der 
hilfsbedürftig im Sinne des Bundessozialhilfe-
gesetzes ist, pflegt oder versorgt,

c. die Auszubildende wegen ihrer bevorstehenden 
Niederkunft und der daran anschließenden 
Pflege des Kindes keine Unterrichtsstunden be-
suchen kann,

d. eine Freiheitsstrafe verbüßt,
e. sonstige wichtige Gründe für eine Verlängerung 

geltend macht. 
(3) Über eine Verlängerung oder eine Unterbrechung 

entscheidet das Amt für Kirchenmusik.
(4) Der Vertrag endet, ohne dass es einer Kündigung be-

darf, mit Beendigung der Ausbildung.
(5) Der Vertrag kann von der/dem Auszubildenden je-

derzeit mit einer Frist von zwei Wochen zum Monats-
ende gekündigt werden.

(6) Das Recht zur außerordentlichen Kündigung des 
Ausbildungsvertrages mit einer Frist von zwei Wo-
chen zum Monatsende obliegt dem Amt für Kirchen-
musik bei Vorliegen eines wichtigen Grundes. Ein 
wichtiger Grund liegt vor,
a. wenn der/die Auszubildende mit der Bezahlung 

der Unterrichtsgebühr mehr als drei Monate in 
Verzug ist,

b. wenn der/die Auszubildende trotz der Andro-
hung des Ausschlusses vom Unterricht weiter 
gegen diese Ordnung verstößt,

c. wenn der/die Auszubildende trotz vorausgegan-
gener Abmahnung dem Unterricht fernbleibt 
oder ungenügend mitarbeitet.

Gegen die Entscheidung kann innerhalb einer Frist 
von zwei Wochen Widerspruch beim Amt für Kir-
chenmusik eingelegt werden, das endgültig entschei-
det. Beide Vertragspartner können aus einem schwer-
wiegenden Grund fristlos kündigen.

§ 7
Probezeit

(1) Die ersten sechs Monate der Ausbildung gelten als 
Probezeit. Sie kann einmalig um drei Monate verlän-
gert werden. Während der Probezeit soll festgestellt 
werden, ob das Ausbildungsziel erreicht werden 
kann.

(2) Das Recht zur Kündigung des/der Auszubildenden 
und das Recht zur außerordentlichen Kündigung des 
Amtes für Kirchenmusik gelten entsprechend.

§ 8
Unterricht

Die Ausbildung gliedert sich in verschiedene Ausbil-
dungsteile:
(1) Der externe Unterricht setzt sich aus den folgenden 

Inhalten zusammen:
a. Pop-Chorleitung:

1. chorpraktisches Klavierspiel in Kombina-
tion mit Chorleitungseinzelunterricht, 

2. regelmäßiges Singen in einem Chor mit po-
pularmusikalischem Profil (nach Möglich-
keit von einem Dekanatskirchenmusiker ge-
leitet),

3. E-Learning (Unterrichtsplattform online).
b. Bandleitung:

1. Hauptfachunterricht: Klavier oder Gitarre,
2. E-Learning (Unterrichtsplattform online)

(2) An den zentralen Ausbildungssamstagen werden die 
in der Anlage 4 genannten Fächer unterrichtet. Un-
terrichtsort ist die Hochschule für Kirchenmusik in 
Rottenburg oder das Theologenkonvikt Wilhelms-
stift in Tübingen. Der Unterricht an den Ausbil-
dungssamstagen wird von zwei Regionalkantoren 
(Ausbildungsleitung) sowie weiteren Fachlehrern/
-innen erteilt.

(3) Die Teilnahme an einer kirchenmusikalischen Werk-
woche ist verbindlicher Bestandteil der Ausbildung.

(4) Der/Die Auszubildende führt zum Nachweis für den 
erteilten Unterricht ein Ausbildungsbegleitheft. Die 
Ausbildungsleitung und Fachlehrer/innen testieren 
den erteilten Unterricht. Ebenso müssen die besuch-
ten Chorproben für die Pop-Chorleiterausbildung 
nachgewiesen werden.

Sämtliche Ausbildungsinhalte können der Anlage 4 ent-
nommen werden.

§ 9
Ausbildungsgebühren

(1) Der/Die Auszubildende hat die Ausbildungsgebüh-
ren an das Amt für Kirchenmusik monatlich zu ent-
richten. In den Gebühren sind die Kosten für den 
Einzelunterricht sowie die Ausbildungssamstage ent-
halten. Die Gebührenhöhe richtet sich nach der An-
lage 5.

(2) Die Teilnahmegebühr an der kirchenmusikalischen 
Werkwoche ist darin nicht enthalten und wird geson-
dert berechnet.

§ 10
Abschlussprüfung

(1) Im Rahmen der vorgesehenen Prüfungen weist der/
die Auszubildende seine/ihre fachliche Eignung für 
den kirchenmusikalischen Dienst als Bandleiter/in 
oder Popchorleiter/in nach.

(2) Die Anmeldung zur Abschlussprüfung erfolgt 
schriftlich bei der Ausbildungsleitung bis acht Wo-
chen vor der Prüfung.

(3) Voraussetzungen für die Zulassung zur Abschluss-
prüfung innerhalb der Regelausbildungsdauer von 
zwei Jahren sind:
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a. regelmäßiger Besuch des Instrumental- bzw. Di-
rigierunterrichts,

b. Besuch von mindestens einer kirchenmusikali-
schen Werkwoche des Amtes für Kirchenmusik,

c. regelmäßige Teilnahme an den Ausbildungs-
samstagen,

d. Einreichung des vollständigen Ausbildungsbe-
gleitheftes.

e. Voraussetzung für die Zulassung zur Abschluss-
prüfung in Pop-Chorleitung sind zudem: 
1. regelmäßiger Chorprobenbesuch,
2. eine Literaturliste der mit dem Probenchor 

erarbeiteten Chorsätze sowie ein schriftlich 
anzufertigendes Einsingprogramm.

(4) In begründeten Ausnahmenfällen, wenn die fachli-
chen Kenntnisse des Ausbildungsziels erworben oder 
vorhanden sind, kann der/die Auszubildende zur Ab-
schlussprüfung nach einem Jahr zugelassen werden.

(5) Die praktischen Hauptfachprüfungen können erst 
nach erfolgreichem Abschluss der schriftlichen Ne-
benfachprüfungen abgelegt werden.

§ 11
Prüfungskommission

(1) Die Prüfungskommission besteht aus mindestens 
drei Personen. Der Prüfungskommission gehören an:
a. Ausbildungsleiter/in Bandleitung,
b. Ausbildungsleiter/in Popchorleitung,
c. ein/e weitere/r Vertreter/in des Amtes für Kir-

chenmusik.
Im Verhinderungsfall bestimmt das Amt für Kir-
chenmusik ggf. eine Vertretung für eine der vorge-
nannten drei Personen.

(2) In den Teilprüfungen der Fächer, die extern unter-
richtet werden, kann der/die betreffende Fach -
lehrer/in in der Prüfungskommission mitwirken und 
ist stimmberechtigtes Mitglied.

(3) Das Amt für Kirchenmusik bestimmt den/die 
Prüfungsvorsitzende/n.

§ 12
Anforderungen der Abschlussprüfung

(1) Gemeinsame Nebenfächer der Band- und Popchor-
leitungsausbildung werden schriftlich im Rahmen 
einer Klausur abgeprüft. Die Prüfungsdauer beträgt 
insgesamt 90 Minuten. Diese setzt sich aus den fol-
genden Anforderungen zusammen:
a. Tonsatz: Harmonisation von Liedern, Aussetzen 

von Akkordfunktionsketten, Analyse einfacher 
harmonischer Verläufe, Tonarten und Tonleitern,

b. Liturgik: Aufbau der Messe, elementare Hymno-
logie, Stundengebet, Kirchenjahr, Dramaturgie 
im Gottesdienst, Erstellen eines Liedplans,

c. Tontechnik/Equipment: Aufbau und Funktions-
weise elementarer Ton- und Lichttechnik.

(2) Hauptfächer der Bandleitung sind Probenmethodik, 
Arrangement, Rhythmik/Stilistik, Klavier- oder Gi-
tarrenspiel. Die praktische Prüfung erfolgt mit einer 

zur Verfügung gestellten Band im Rahmen einer 
Bandprobe mit folgenden Anforderungen:
a. Einstudierung eines Werkes; der/die Prüfungs-

teilnehmer/in begleitet das Werk am Hauptfach-
instrument mit. Die Prüfungsdauer beträgt 
30  Minuten.

b. Spielen von zwei vorbereiteten Liedern nach Ak-
kordsymbolen mit Intonation/Vorspiel in unter-
schiedlichen populären Musikstilen. Davon soll 
ein Lied mitgesungen werden, wobei das instru-
mentale Begleiten hauptsächlich bewertet wird.

c. Vom-Blatt-Spiel eines Liedes nach Akkordsym-
bolen.

Die Prüfungsdauer der Prüfungsbestandteile gem. 
lit. b. und lit. c. beträgt zusammen 15 Minuten.

(3) Hauptfächer der Pop-Chorleitung sind Stimmbil-
dung/Einsingen, Schlagtechnik, Probenmethodik 
und chorpraktisches Klavierspiel. Die praktische 
Prüfung hat eine Gesamtprüfungsdauer von 40 Mi-
nuten im Rahmen einer Chorprobe mit zur Verfü-
gung gestelltem Chor. Die Prüfung hat folgende An-
forderungen zum Inhalt:
a. Einsingen,
b. Erarbeitung eines Chorwerkes (mindestens drei-

stimmig),
c. Nachdirigieren eines dem Chor bekannten Chor-

werkes,
d. Begleitung eines vorbereiteten Chorsatzes am 

Klavier.
(4) Weitere Prüfungsinhalte können der Anlage 4 ent-

nommen werden.
(5) Die angegebenen Prüfungszeiten stellen Richtwerte 

dar, die nicht überschritten werden sollten.
(6) Die Eignungsprüfung ist nicht öffentlich.

§ 13
Bewertung und Ergebnis der Abschlussprüfung

(1) Die Prüfungskommission entscheidet in gemeinsa-
mer Beratung über die Ergebnisse der Prüfung. Im 
Zweifel entscheidet der/die Prüfungsvorsitzende.

(2) Die schriftlichen Nebenfachprüfungen werden mit 
den Bezeichnungen „Bestanden“ oder „Nicht bestan-
den“ bewertet.

(3) Die praktischen Hauptfächer werden mit den Noten 1 
bis 5 mit Zwischenwerten (Beispielhaft 1,25; 1,5; 
1,75; 2,0 usw.) bewertet, wobei die Note 1 ein „sehr 
gut“ und die Note 5 ein „mangelhaft“ abbilden. Ab 
der Note 4 gibt es keine Zwischennoten mehr.

(4) Die Note 5 schließt das Bestehen einer Prüfung aus.

§ 14
Protokoll der Abschlussprüfung

Der Verlauf der Abschlussprüfung wird in einem Prü-
fungsprotokoll angefertigt und von den Mitgliedern der 
Prüfungskommission unterzeichnet. Darin wird folgen-
der Inhalt festgehalten:
a. Tag und Ort der Prüfung,
b. der Name des Prüfungsteilnehmers,
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c. die Dauer der Prüfung und die Themen,
d. die Prüfungsnoten,
e. besondere Vorkommnisse.

§ 15
Abschlusszeugnis

(1) Der/Die Auszubildende erhält über die bestandenen 
Prüfungen ein Zeugnis, aus dem die Gesamtnote und 
die Einzelergebnisse der Haupt- und Nebenfächer zu 
entnehmen sind.

(2) Besondere musikalische Leistungen können auf dem 
Zeugnis vermerkt werden.

(3) Hat der/die Auszubildende die Prüfung nicht abge-
schlossen oder nicht bestanden, ist ihm dies auf 
Wunsch zu bescheinigen. Dabei werden die Ergeb-
nisse der bisher abgelegten Teilprüfungen aufgeführt.

§ 16
Wiederholung der Prüfung

(1) Die nicht bestandene Haupt- oder Nebenfachprüfung 
kann einmal wiederholt werden.

(2) Die zu wiederholende Prüfung muss innerhalb eines 
Zeitraumes von einem Jahr nach der nicht bestande-
nen Prüfung abgelegt werden.

§ 17
Fernbleiben von Prüfungen

(1) Ist der/die Auszubildende durch Krankheit oder sons-
tige von ihm nicht zu verantwortende Umstände an 
der Ablegung von Prüfungen verhindert, so hat er 
dies bei Erkrankung durch ein ärztliches Attest, im 
Übrigen in angemessener schriftlicher Form der Aus-
bildungsleitung gegenüber nachzuweisen. Die Prü-
fung gilt als nicht abgelegt.

(2) Falls der/die Auszubildende ohne ausreichende Be-
gründung während der Prüfung zurücktritt oder ei-
nen Prüfungstermin versäumt, gilt die Prüfung als 
abgelegt und nicht bestanden.

§ 18
Täuschungsversuch

Über den Ausschluss von der Prüfung bei Täuschung, 
Drohung oder Benutzung unzulässiger Hilfsmittel ent-
scheidet die Prüfungskommission. Sie kann – je nach 
Schwere der Verfehlung – die Wiederholung der Prüfung 
in einzelnen oder mehreren Prüfungsfächern anordnen 
oder die Prüfung als nicht bestanden erklären, auch wenn 
die Verfehlung erst nach Aushändigung des Zeugnisses 
bekannt wird.

§ 19
Termine und Fristen, Formulare

Die in dieser Ordnung genannten Termine und Fristen 
zur Aufnahme- sowie Abschlussprüfung sind auf der 
Homepage der popularmusikalischen Ausbildung (www.
pop-drs.de) einsehbar. Die nach dieser Ordnung zu ver-
wendenden Formulare sind ebenfalls dort abrufbar.

§ 20
Personenbezogene Daten

Bezüglich der Erhebung von personenbezogenen Daten 
Auszubildender gelten die Vorschriften des kirchlichen 
Datenschutzrechts. Für die Verwendung von Daten wird 
eine Einwilligungserklärung gem. § 8 KDG (Anlage 6a) 
eingeholt.

§ 21
Inkrafttreten

Diese Ausbildungs- und Prüfungsordnung tritt mit der 
Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt in Kraft.
Folgende Anlagen sind Bestandteile dieser Ausbildungs- 
und Prüfungsordnung:
Anlage 1 – Anmeldung zur Aufnahmeprüfung
Anlage 2 – Ausbildungsvertrag
Anlage 3 – Bescheinigung der Pfarrei/des Ortspfarrers
Anlage 4 – Prüfungs- und Ausbildungsinhalte
Anlage 5 – Gebührenordnung 
Anlage 6a – Datenschutzerklärung inkl. Datenschutzin-
formationen (Anlagen 6b, 6c)

BO-Nr. 315 – 17.01.20
PfReg. D 11.2

Urkunde über die
Neubildung der Katholischen 

Gesamtkirchengemeinde Erlenbach-
Binswangen, Katholisches Dekanat Heilbronn-

Neckarsulm,
mit Wirkung zum 1. Januar 2021

Im Rahmen eines diözesanen Entwicklungsprozesses 
wurden Konzepte zur pastoralen und strukturellen Wei-
terentwicklung der Kirchengemeinden und Seelsorgeein-
heiten erstellt. Ein wichtiger Teil der Konzepte ist die 
Schaffung neuer rechtlicher und organisatorischer Struk-
turen, mit dem Ziel, den Verwaltungs- und Gremienauf-
wand für hauptberufliche pastorale Mitarbeiter/innen 
und ehrenamtlich Engagierte zu senken, um Spielräume 
für pastorale Aufbrüche zu gewinnen.
Die Errichtung einer Gesamtkirchengemeinde bedeutet 
nicht die Ablösung von Kirchengemeinden und Seelsor-
geeinheit. Sie dient ausschließlich der Erfüllung gemein-
samer Verwaltungsaufgaben unter Beibehaltung der 
rechtlichen Selbstständigkeit der Kirchengemeinden.
Die Kirchengemeinderäte der Katholischen Kirchenge-
meinden
 •  St. Martinus, Erlenbach, und
 • St. Michael, Binswangen,

haben daher die Neubildung der Katholischen Gesamtkir-
chengemeinde Erlenbach-Binswangen beschlossen und 
deren Errichtung gegenüber dem Bischöflichen Ordina-
riat der Diözese Rottenburg-Stuttgart mit Wirkung zum 
1. Januar 2021 beantragt.
Dekan Roland Rossnagel hat im Rahmen der gemäß § 7 
Abs. 1 der Ordnung für die Kirchengemeinden und örtli-
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chen kirchlichen Stiftungen – Kirchengemeindeordnung/
KGO – durchzuführenden Anhörung des Dekanats in 
seinem Schreiben vom 10. Januar 2020 erklärt, dass er die 
Bildung einer Katholischen Gesamtkirchengemeinde Er-
lenbach-Binswangen unterstützt.
Dem Landratsamt Heilbronn wurde durch Schreiben des 
Bischöflichen Ordinariats Rottenburg vom 4. Dezember 
2019 gemäß § 24 Abs. 3 i. V. m. Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes 
über die Erhebung von Steuern durch öffentlich-rechtli-
che Religionsgemeinschaften in Baden-Württemberg 
(Kirchensteuergesetz – KiStG) der vorliegende Sachver-
halt mitgeteilt und Gelegenheit gegeben, sich zu der mit 
Wirkung zum 1. Januar 2021 geplanten Neubildung der 
Katholischen Gesamtkirchengemeinde Erlenbach-Bins-
wangen durch die vorgenannten beiden Katholischen Kir-
chengemeinden in der Rechtsform einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts (vgl. § 6 Abs. 3 Satz 1 KGO i. V. m. 
§ 24 Abs. 3 KiStG) zu äußern. Von dort wurde daraufhin 
mittels Schreiben vom 10. Januar 2020 erklärt, dass das 
Landratsamt Heilbronn seinerseits der Gemeinde Erlen-
bach Gelegenheit gegeben habe, zur Zusammenarbeit der 
Katholischen Kirchengemeinden St. Martinus (Erlen-
bach) und St. Michael (Binswangen) in einer Katholi-
schen Gesamtkirchengemeinde Erlenbach-Binswangen 
mit Wirkung zum 1. Januar 2021 Stellung zu nehmen. Die 
Gemeinde Erlenbach habe hierzu mitgeteilt, dass von dort 
aus keine Bedenken diesbezüglich bestehen. Das Land-
ratsamt verzichtete auf eine eigene Äußerung.
Der Priesterrat hat im Rahmen der gemäß can. 515 § 2 
Codex Iuris Canonici (CIC) durchzuführenden Anhö-
rung in seiner Sitzung am 5. Februar 2020 die avisierte 
Neubildung der Katholischen Gesamtkirchengemeinde 
Erlenbach-Binswangen sowie fünf weiterer Katholischer 
Gesamtkirchengemeinden zustimmend zur Kenntnis ge-
nommen.
Dem Ministerium für Kultus, Jugend und Sport Baden-
Württemberg wurde die vorgesehene Neubildung der 
 Katholischen Gesamtkirchengemeinde Erlenbach-Bins-
wangen sowie fünf weiterer Katholischer Gesamtkir-
chengemeinden vonseiten des Bischöflichen Ordinariats 
Rottenburg mitgeteilt. Für diese wurde gemäß § 24 Abs. 1 
Satz 1 i. V. m. Abs. 3 KiStG die Anerkennung als Körper-
schaft des öffentlichen Rechts beantragt.
Aufgrund der mir nach can. 391 CIC zukommenden Voll-
macht errichte ich hiermit auf Antrag und nach Anhörung 
der zu Beteiligenden gemäß der mir nach can. 515 § 2 CIC 
eingeräumten Befugnis die Katholische Gesamtkirchen-
gemeinde Erlenbach-Binswangen, bestehend aus den Ka-
tholischen Kirchengemeinden St. Martinus, Erlenbach, 
und St. Michael, Binswangen, mit Wirkung zum 1. Ja-
nuar 2021.
Rottenburg, den 6. April 2020
+ Dr. Gebhard Fürst
Bischof

BO-Nr. 2062 – 07.04.20
PfReg. F 1.6

Richtlinien 2021 für die Berechnung 
der wöchentlichen Arbeitszeit 
von Pfarramtssekretär/innen

1.
Vorbemerkung

Die personelle Besetzung der Pfarrbüros in Gemeinden 
einer SE wurde letztmals mit
Erlass Nr. A 1119 vom 13.05.2005 (KABl. 2005, S. 157) 
neu gefasst.
Pfarramtssekretär/innen sind Verwaltungsangestellte. 
Sie sorgen für eine gesetzeskonforme Erledigung der 
pfarramtlichen Aufgaben (Kirchenbücher, Meldewesen, 
Siegelführung, Schriftgutverwaltung, Messintentionen, 
Verwaltung der KGR-Protokolle). Sie unterstützen und 
entlasten den Pfarrer und die pastoralen Dienste von Ver-
waltungsaufgaben. Sie koordinieren den Informations-
austausch zwischen den ehrenamtlichen Mitarbeiter/in-
nen, den Gremien und Gruppierungen sowie den 
hauptamtlichen Mitarbeiter/innen und fördern dadurch 
das Leben der Gemeinde. Nicht zuletzt sind die Mitarbei-
ter/innen im Pfarrbüro oft die ersten Ansprechpart -
ner/innen für viele Menschen in sehr unterschiedlichen 
Lebenssituationen, die Dienste der Kirche in Anspruch 
nehmen wollen und Kontakt zur Seelsorge suchen.
Die Aufgaben in einem Pfarramt wurden in einer Aufga-
benliste neu gefasst (vgl. VZ-Orga-Handbuch, Mitarbei-
terportal HA V Pastorales Personal, www.an-vielen-or-
ten.de). Die konkreten Tätigkeiten müssen auf die 
Bedürfnisse der jeweiligen Kirchengemeinde zugeschnit-
ten und in einer Aufgabenfeldbeschreibung verbindlich 
festgelegt werden. Das Gleiche gilt, wenn im Rahmen der 
Kooperation in einer Seelsorgeeinheit Aufgaben in einem 
gemeinschaftlichen Pfarrbüro gebündelt werden. Der 
Umfang an Aufgaben muss mit dem zur Verfügung ste-
henden Stundendeputat abgeglichen werden.

2.
Richtlinien für die Berechnung der wöchentlichen 

Arbeitszeit der Pfarramtssekretär/innen 
einer Seelsorgeeinheit

Als Ergebnis des Projektes „Pfarrbüro im Wandel“ wurde 
durch Beschluss der BO-Sitzung am 11.2.2020 das Be-
rechnungsschema für das Stundendeputat von Pfarramts-
sekretär/innen neu festgelegt.
2.1.   Je 100 Katholiken einer Seelsorgeeinheit wird ein 

Stundendeputat von 0,65 Wochenstunden, ange-
setzt.

2.2.   Das Stundendeputat erhöht sich pro Kirchenge-
meinde in einer Seelsorgeeinheit um je 2 Wochen-
stunden.

2.3.   Pro Teilort in einer Seelsorgeeinheit wird das Stun-
dendeputat um 1 Wochenstunde erhöht. Teilorte 
werden analog zur Integrierten Stellenplanung des 
Pastoralen Personals ausgewiesen.

2.4.   Die Anzahl der Kasualien (Taufen, Trauungen, Be-
erdigungen) pro Jahr fließt mit 1 Stunde je Vorgang 
ein (Anzahl x 1 Std. : 46 Arbeitswochen). Grund-
lage für die Neuberechnung ist die aktuelle Statistik 
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2019, bei späteren Stellenwechseln die jeweils aktu-
ellste.

2.5.   Die Anzahl von pfarramtlichen Vorgängen (Erst-
kommunion, Firmung, Aus- und Eintritte) pro Jahr 
fließt mit 0,5 Stunden je Vorgang ein (Anzahl x 0,5 
: 46 Arbeitswochen).

2.6.   Bei außergewöhnlichen Belastungen in einer Seel-
sorgeeinheit, die sich aufgrund örtlicher Gegeben-
heiten oder besonderer Strukturen ergeben können, 
kann die gemäß Ziffer 2.1.–2.5. errechnete Wochen-
stundenzahl um bis zu 10 % überschritten werden. 
Diese Ausnahmen müssen in Absprache mit dem 
zuständigen Dekan vom Bischöflichen Ordinariat 
genehmigt werden.

2.7.   Das Stundendeputat erhöht sich je errichteter Ge-
meinde für Katholiken anderer Muttersprache in 
der Seelsorgeeinheit um 1 Wochenstunde.

2.8.   Für die Anforderungen in den Gemeinden für Ka-
tholiken anderer Muttersprache in der Seelsorge-
einheit können angesetzt werden:
Je 100 Mitglieder in der örtlichen Gemeinde 
0,40 Wochenstunden.
Je 100 Mitglieder in der (über)regionalen Gemeinde 
0,65 Wochenstunden.

2.9.   Die Kirchengemeinden und die Gemeinden für Ka-
tholiken anderer Muttersprache vereinbaren inner-
halb der Seelsorgeeinheit die konkrete Organisati-
onsform der Pfarrbüros und im Rahmen ihrer 
finanziellen Gegebenheiten den Beschäftigungs-
umfang der Pfarramtssekretär/innen.

2.10.  Zu den gemäß Ziffer 2.7. und 2.8. errechneten Wo-
chenstunden für besondere Anforderungen der Ge-
meinden für Katholiken anderer Muttersprache ge-
währt die Diözese einen Zuschuss entsprechend den 
Regelungen in Erlass Nr. A 1043 vom 27.04.2005.

Die bisherigen Regelungen für die Berechnung der Stun-
dendeputate (Erlass Nr. A 1119 vom 13.05.2005) treten 
mit dieser Regelung außer Kraft. Die Neuberechnung er-
folgt bei Änderungen in der Stellenbesetzung oder auf 
Antrag der Seelsorgeeinheit ab 01.01.2021. Grundlage für 
die Neuberechnung ist die Statistik 2019, bei späteren 
Stellenwechseln die jeweils aktuellste Jahresstatistik. So-
fern sich durch die Neuberechnung eine Deputatserhö-
hung ergibt, ist die Einhaltung des üblichen Genehmi-
gungsverfahrens über das Verwaltungszentrum beim 
Bischöflichen Ordinariat obligatorisch.
Ab 01.03.2020 wird bereits auf eine Reduzierung der De-
putate in Zusammenhang mit einem Stellenwechsel ver-
zichtet.

3.
Grundsätze der Hauptabteilung V – 

Pastorales Personal für personelle Aushilfen 
bei Vakanzen

3.1. Bei Vakanz eines investierten Pfarrers oder eines Ad-
ministrators ist auf Antrag bei der Hauptabteilung V 
– Pastorales Personal eine befristete Deputatserhö-
hung bei Pfarramtssekretärinnen möglich (bis zu 
20 % des nach 2.1–2.8 errechneten Deputats für die 
Seelsorgeeinheit). Dafür kann auf Antrag zum Jah-
resende bei der HA V Kostenersatz angefordert wer-
den.

3.2. Ist die Stelle eines pastoralen Dienstes in der Seelsor-
geeinheit vakant, deren Ausschreibung beantragt ist, 
gibt es die Möglichkeit, einen Antrag auf Deputatser-
höhung bei Pfarramtssekretärinnen zu stellen, um 
entstehenden Mehrbedarf im Sekretariat auszuglei-
chen (bis zu 10 % des nach 2.1.–2.8 errechneten De-
putats für die Seelsorgeeinheit). Dafür kann zum 
Jahresende bei der HA V Kostenersatz angefordert 
werden.

Rottenburg, den 15 . Mai 2020
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

BO-Nr. 2295 – 20.04.20
PfReg. F 1.1 g

Personalkostenzuschüsse für 
nicht voll leistungs fähige Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter
Die Diözese Rottenburg-Stuttgart gewährt im Rahmen 
der im Diözesanhaushaltsplan zur Verfügung gestellten 
Mittel Zuschüsse an Einrichtungen der Diözese, an 
Kirchengemeinden und an Dekanate, sofern diese 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einstellen oder bereits 
beschäftigen, welche i. S. d. § 2 Abs. 2 SGB IX 
schwerbehindert oder in ihrer Leistung krankheitsbedingt 
gemindert sind. In diesem Zusammenhang wird auf die 
im Kirchlichen Amtsblatt am 08.08.2016 veröffentlichte 
Richtlinie über die Vergabe von Personalkostenzuschüssen 
für nicht voll leistungsfähige Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter (KABl.  2016, Nr. 10, S. 299 f.) hingewiesen. 
Anträge auf Bezuschussung können bei der Abteilung 
Personalverwaltung der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
gestellt werden.
Rottenburg, den 6. Mai 2020
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

 

BO-Nr. 2530 – 06.05.20
PfReg. D 5.6

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 
(VVT) gemäß § 31 KDG

Nach dem Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) sind alle Verantwortlichen der Einrichtungen ver-
pflichtet, ein Verzeichnis aller in ihrer Zuständigkeit lie-
genden Verarbeitungstätigkeiten zu führen (§ 31 Abs. 1 
KDG i. V. m. § 1 KDG-DVO).
Bei dem Verarbeitungsverzeichnis handelt es sich um ein 
Formular, welches für jede Tätigkeit ausgefüllt werden 
muss, bei der personenbezogene Daten anderer erfasst 
und verarbeitet werden.
Die Dokumentation dient dabei nicht nur der Kontrolle 
durch die Aufsichtsbehörde, sondern zugleich der Selbst-
kontrolle sowie der Kontrolle der Auftragsverarbeitenden 
durch die Verantwortlichen.
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Musterformulare für das Pfarrbüro, die Kita/den Kinder-
garten sowie für die Verwaltungszentren werden von der 
Stabsstelle Datenschutz zur Verfügung gestellt.
Die entsprechenden Vorlagen, Ausfüllhinweise und eine 
Handreichung finden Sie im Mitarbeiterportal unter der 
„Gruppe Stabsstelle Datenschutz“ auf unserer neuen 
Homepage https://datenschutz.drs.de/ oder im VZ Orga-
Handbuch.
Füllen Sie die Vorlagen für Ihren jeweiligen Zu-
ständigkeitsbereich zeitnah aus bzw. passen Sie bereits 
vorhandene Verfahrensverzeichnisse an und halten Sie 
diese für eine mögliche Prüfung durch die Aufsichtsbe-
hörde, das Katholische Datenschutzzentrum Frankfurt/
Main, Körperschaft des öffentlichen Rechts, bereit.
Bei Rückfragen kann die Stabsstelle Datenschutz (E-
Mail: datenschutz@bo.drs.de) Hilfestellung geben.
Rottenburg, den 14. Mai 2020
Dr. Clemens Stroppel
Generalvikar

BO-Nr. 2757 – 20.05.20
PfReg. Q

Warnung vor der Stiftung „Peace for Life“
Der Apostolische Nuntius in Deutschland weist darauf 
hin, dass die Stiftung „Peace for Life“ entgegen eigener 
Behauptungen in keinem wie auch immer gearteten Zu-
sammenhang mit dem Heiligen Stuhl steht. Etwa seitens 
der Stiftung erbetene Unterstützungen sind deshalb kri-
tisch zu prüfen.
 

Personalangelegenheiten
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Mitteilungen

Mitgliedervertreterversammlung des
St. Martinus Priestervereins

der Diözese Rottenburg-Stuttgart 
– Kranken- und Sterbekasse (KSK) – VVaG

Die Mitgliedervertreterversammlung 2020 des 
St. Martinus Priestervereins sowie die Mitgliederver-
sammlung 2020 der Verbundenen Hausratversiche-
rung (VHV)
findet am
Mittwoch: 22. Juli 2020
Beginn:  14:30 Uhr
im Haus der Katholischen Kirche
Königstraße 7
70173 Stuttgart
statt.
Rechtlich können sowohl die Mitgliedervertreterver-
sammlung der KSK und die Mitgliederversammlung der 
VHV nur als Präsenzversammlung rechtskräftige Ent-
scheidungen treffen. Sollte eine Präsenzversammlung 
aufgrund aktueller Entwicklungen, die heute nicht ab-
sehbar sind, nicht möglich sein, wird die Mitgliederver-
treterversammlung und die Mitgliederversammlung ver-
schoben oder gegebenenfalls auf medialem Weg 
zusammentreten bzw. auf anderem Weg die erforder-
lichen Beschlüsse fassen.
(Gesetz über Maßnahmen im Gesellschafts-, Genossen-
schafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentums-
recht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID-
19-Pandemie vom 27.03.2020) 

Tagesordnung zur VHV-Mitglieder versammlung
am 22.07.2020 im Haus der Katholischen Kirche 

in Stuttgart
1. Begrüßung und Eröffnung der Mitgliederversamm-

lung
2. Bericht über das Geschäftsjahr 2019
3. Beschlussvorlagen

3.1 Verwendung des Überschusses
3.1.1  Zuführung von Mitteln in die Rückstel-

lung für erfolgsabhängige Beitragsrücker-
stattung

3.1.2  Einstellung von Mitteln in die Verlustrück-
lage

3.1.3  Einstellung von Mitteln in die anderen Ge-
winnrücklagen

4. Entgegennahme und Feststellung des Jahresab-
schlusses 2019

5. Entlastung des Vorstandes
6. Verwendung von Mitteln

6.1 Verwendung von Mitteln aus der Rückstellung 
für erfolgsabhängige Beitragsrückerstattung

7. Verschiedenes
7.1 Terminierung der Mitgliederversammlung 2021

Stuttgart, im Mai 2020
Ma/za

Bestellung von Druckschriften/Broschüren
Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz hat die 
Druckschriften/Broschüren
Verlautbarungen des Apostolischen Stuhls
Nr. 221  Internationale Theologische Kommission: 

Die Religionsfreiheit im Dienste des Allge-
meinwohls. 

    Eine theologische Auseinandersetzung mit den 
aktuellen Herausforderungen 

Die deutschen Bischöfe
Nr. 107   Kirche im Weltkrieg
     Wort der deutschen Bischöfe zum Ende des 

Zweiten Weltkriegs vor 75 Jahren 
herausgegeben.
Sie können gegen Bezahlung bestellt werden bei:
Deutsche Bischofskonferenz, Zentrale Dienste/Organisa-
tion, Kaiserstraße 161, 53113 Bonn (Tel. 0228 103-205, 
per Fax: 0228 103-330).
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